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I.	 Informationen über die Wertpapier-
firma und ihre Dienstleistungen

A.	 Vorvertragliche Informationen

Für Kunden und potenzielle Kunden nach Art. 47 und 41 Abs. 4 
Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. 
April 2016

1.	 Name und ladungsfähige Anschrift der Wertpapierfirma sowie 
Angaben, die den Kunden¹ eine effektive Kommunikation mit 
der Wertpapierfirma ermöglichen

Quirin Privatbank AG, Kurfürstendamm 119, 10711 Berlin (im Fol-
genden „Wertpapierfirma“ oder „Bank“ genannt), eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts Berlin Charlottenburg unter 
HRB 87859, Umsatzsteuer-ID: DE195661729, vertreten durch 
den Vorstand Karl Matthäus Schmidt (Vorstandsvorsitzender) 
und Johannes Eismann.

Telefon: + 49 (0) 30 890 21 300
Telefax: + 49 (0) 30 890 21 301
E-Mail: info@quirinprivatbank.de 
Internet: www.quirinprivatbank.de 

2.	 Sprachen, in denen der Kunde mit der Wertpapierfirma kom-
munizieren und Dokumente sowie andere Informationen von 
ihr erhalten kann

Deutsch; alle Dokumente sowie anderen Informationen werden 
in deutscher Sprache zur Verfügung gestellt. Sollten ausnahms-
weise andere Sprachfassungen ausgehändigt werden, dienen 
diese ausschließlich zu Informationszwecken.

3.	 Kommunikationsmittel, die zwischen der Wertpapierfirma 
und dem Kunden zu verwenden sind, und – soweit relevant – 
Kommunikationsmittel zur Übermittlung und zum Empfang 
von Aufträgen

Die Bank und der Kunde können grundsätzlich persönlich, 
schriftlich, per Fax, per E-Mail sowie telefonisch miteinander 
kommunizieren. Soweit Kunden die digitale Plattform der Bank 
nutzen, gibt es einen nach Eingabe der Zugangsdaten abruf-
baren Kundenbereich mit einem eingerichteten elektronischen 
Postfach (sog. „Postbox“). Für die Erteilung von Aufträgen kann 
der Kunde das Online-Banking und das Telefon (Order-Hotline) 
nutzen. 

4.	 Hinweis darauf, dass die Wertpapierfirma zugelassen ist, ein-
schließlich Angabe von Namen und Adresse der zuständigen 
Behörde, die die Zulassung erteilt hat

Die Bank ist von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) zur Erbringung von Bankgeschäften und Finanz-
dienstleistungen zugelassen. Zuständige Behörden sind die 
BaFin (Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn und Marie-Cu-
rie-Straße 24–28, 60439 Frankfurt/Main, Internet: www.bafin.
de) und die Deutsche Bundesbank (Wilhelm-Epstein-Straße 14, 
60431 Frankfurt am Main). 

5.	 Hinweis darauf, dass die Wertpapierfirma über einen vertrag-
lich gebundenen Vermittler handelt, einschließlich Angabe 
des Mitgliedstaats, in dem dieser Vermittler registriert ist

Die Bank handelt nicht über einen vertraglich gebundenen Ver-
mittler.

6.	 Art, Häufigkeit und Zeitpunkt der Berichte über die erbrach-
ten Dienstleistungen, die die Wertpapierfirma dem Kunden 
gemäß Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 2014/65/EU zu 
übermitteln hat

Vermögensverwaltung
Im Rahmen der Vermögensverwaltung erfolgt am Ende ei-
nes jeden Quartals ein Rechenschaftsbericht über das zuvor 
abgelaufene Quartal („Quartalsreport“). Darin enthalten sind 
insbesondere Angaben zur Zusammensetzung des der Ver-
waltung unterliegenden Portfolios, die Wertentwicklung im 
Berichtszeitraum (falls vereinbart, im Vergleich zur Bench-
mark), angefallene Kosten und die ausgeführten Geschäfte. 
Darüber hinaus enthalten die Rechenschaftsberichte eine ak-
tualisierte Erklärung dazu, wie die Anlage auf die Präferenzen, 
Ziele und sonstigen Merkmale des Kunden abgestimmt wurde 
(sog. „regelmäßige Geeignetheitsbeurteilung“).

Beratungsfreies Geschäft
Kunden erhalten nach Ausführung eines Geschäfts die wesentli-
chen Informationen über die Ausführung des betreffenden Auf-
trags in Form einer Wertpapierabrechnung. 

Finanzreport
Für die bei der Bank in den entsprechenden Kundenkonten und 
-depots verwahrten Finanzinstrumente übermittelt die Bank 
dem Kunden mindestens einmal jährlich eine Aufstellung die-
ser Finanzinstrumente und informiert in diesem Report über 
den aktuellen Marktwert oder – sofern kein Marktwert verfüg-
bar ist – über den Schätzwert der jeweiligen Bestände. Außer-
dem teilt die Bank im Report gegebenenfalls mit, welche Be-
stände Gegenstand von Wertpapierfinanzierungsgeschäften 
(z. B. Wertpapierdarlehen) sind oder für welche Vermögenswer-
te hinsichtlich der Eigentumsverhältnisse bestimmte Besonder-
heiten gelten, beispielsweise aufgrund eines Sicherungsrechts 
(u. a. Verkaufssperren und Pfändungen). Auf einen separaten 
Report verzichtet die Bank, wenn sie eine Vermögensverwal-
tung für den Kunden erbringt, da die entsprechenden Angaben 
in den Quartalsreports enthalten sind.  Auf Wunsch des Kunden 
kann die Bank auch häufiger eine Aufstellung der Finanzinstru-
mente übermitteln. 

7.	 Maßnahmen zum Schutz von Kundenvermögen und Bail-in-
Risiko

Guthaben/Einlagen
Die Bank unterliegt dem System der gesetzlichen Einlagensiche-
rung. Die Einlagen bei der Bank sind durch die Entschädigungs-
einrichtung deutscher Banken (EdB) bis zu einer Sicherungso-
bergrenze von 100.000 EUR pro Einleger geschützt. Darüber 
hinaus ist die Bank dem Einlagensicherungsfonds deutscher 
Banken e. V. angeschlossen. Der Umfang der durch den Ein-
lagensicherungsfonds geschützten Verbindlichkeiten ist in Nr. 
20 der angeschlossenen AGB Banken beschrieben. Besondere 
Regelungen gelten, soweit die Bank Kundengelder auf Weisung 
des Kunden als Treuhand-Guthaben bei einer Treuhandbank 
verwahrt. In diesem Fall sind die Regelungen maßgeblich, die 
für das Einlagensicherungssystem der Treuhandbank gelten.

Wertpapiere
An den Wertpapieren, die die Bank verwahrt, erlangen Kunden 
der Bank Eigentum beziehungsweise eine eigentumsähnliche 
Rechtsstellung (vgl. dazu Nr. 11 und 12 der Sonderbedingungen 
für Wertpapiergeschäfte). Dadurch sind Kunden nach Maßgabe 
der jeweils geltenden ausländischen Rechtsordnung vor dem 
Zugriff Dritter auf ihre Wertpapiere geschützt. Im Übrigen haftet 
die Bank bei der Verwahrung der Wertpapiere nach Nr. 19 der 
Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte.

¹In diesem Dokument wird durchgängig das generische Maskulinum verwendet. Es dient dazu, Personengruppen (z.B. Kunde) unabhängig vom Geschlecht zu bezeichnen, und schließt 
selbstverständlich auch Frauen sowie nicht-binäre Menschen mit ein.
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Die Verwahrung im Ausland verwahrter ausländischer Wert-
papiere unterliegt der Rechtsordnung des jeweiligen Lager-
landes, die sich hinsichtlich der maßgeblichen Rechte an den 
Wertpapieren von der rechtlichen Situation in Deutschland un-
terscheiden kann. Um trotz der unterschiedlichen rechtlichen 
Bedingungen für Kunden einen dem deutschen oder zumindest 
EU-Standard vergleichbaren Schutz herzustellen, existieren ge-
setzliche und aufsichtsrechtliche Vorgaben sowie ein bestimm-
ter Auswahlprozess für den ausländischen Verwahrer. Allerdings 
können aus der Verwahrung im Ausland resultierende Risiken 
nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Je nach dem, was in 
dem jeweiligen Lagerland üblich ist, verschafft sich die Bank als 
inländische depotführende Stelle in der Regel das Eigentum oder 
Miteigentum an den Wertpapieren. Sie hält diese Rechtsstellung 
treuhänderisch für die Kunden und erteilt diesen eine Gutschrift 
in Form einer Wertpapierrechnung unter Angabe des Lagerlan-
des. Durch Regelungen im Depotgesetz (DepotG) soll sicher-
gestellt werden, dass Kunden aufgrund des anwendbaren aus-
ländischen Rechts nicht mit Rechtsrisiken belastet werden, die 
außerhalb der Kunden-Bank-Beziehung und damit außerhalb 
ihres Einflusses stehen. Erfolgt dennoch ein Zugriff Dritter auf 
die Wertpapiere, wird die Lagerstelle die Bank umgehend hierü-
ber informieren. Die Bank wird sodann die Kunden über den Zu-
griff in Kenntnis setzen. Kunden können dann ggf. erforderliche 
rechtliche Schritte einleiten. Trotz dieses Schutzmechanismus 
können Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, Pfändungen oder 
andere Eingriffe gegen den ausländischen Verwahrer dazu füh-
ren, dass der Zugriff auf die Wertpapiere nur eingeschränkt oder 
gar nicht möglich ist, bis das Verfahren gegen den ausländi-
schen Verwahrer abgeschlossen ist. Zudem können für Kunden 
Prozessrisiken bei der Durchsetzung der Ansprüche bestehen. 
Möglicherweise bestehen auch eigene Pfandrechte des auslän-
dischen Verwahrers. Die Haftung der Bank beschränkt sich auf 
die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des ausländischen 
Verwahrers. Beeinträchtigungen können auch aus der wirt-
schaftlichen oder politischen Instabilität des Lagerlandes – z. B. 
Krieg, Unruhen – oder aus höherer Gewalt wie Naturkatastro-
phen resultieren. Die Kosten der Verwahrung im Ausland kön-
nen höher sein als im Inland und die Lieferfristen können länger 
sein, insbesondere wenn die Wertpapiere von einem Depot der 
Kunden in ein anderes oder in ein neues Depot der Kunden um-
gelagert werden sollen.

Bail-in-Risiko
Gerät eine Bank in eine finanzielle Schieflage und kann kein re-
guläres Insolvenzverfahren durchgeführt werden, kommen be-
stimmte Abwicklungsinstrumente zur Anwendung. Es besteht 
dann für Kunden das Risiko der Beteiligung an den Verlusten 
und Kosten der Abwicklung eines Kreditinstituts (sog. „Bail-in-
Risiko“). Eine genaue Beschreibung ist in dem separaten Doku-
ment „Grundlagenwissen Wertpapiere & Investmentfonds“ (dort 
unter Kapitel I XIX.) enthalten. Das Dokument wird Kunden elek-
tronisch oder persönlich ausgehändigt.

8.	 Beschreibung der Grundsätze der Wertpapierfirma für den 
Umgang mit Interessenkonflikten 

Interessenkonflikte lassen sich insbesondere bei einer Univer-
salbank, die für ihre Kunden unter anderem eine Vielzahl von 
Wertpapierdienstleistungen erbringt sowie Unternehmen finan-
ziert und berät, nicht immer ausschließen. In Übereinstimmung 
mit den Vorgaben des Wertpapierhandelsgesetzes sowie Art. 
34 Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 vom 25. April 2016 
informieren wir Sie nachfolgend über die weitreichenden Vor-
kehrungen zum Umgang mit Interessenkonflikten, die von der 
Bank getroffen wurden. Solche Interessenkonflikte können sich 
zwischen Kunden der Bank und der Bank selbst, anderen Kon-
zernunternehmen, den bei der Bank beschäftigten Mitarbeitern 
einschließlich Vorstand oder anderen externen Firmen und Per-
sonen, die durch Verträge mit der Bank verbunden sind, oder 
zwischen Kunden der Bank ergeben. Interessenkonflikte können 
sich insbesondere ergeben:

	̶ aus dem Bereich Finanzkommissionsgeschäft, insbeson-
dere zwischen Mitarbeitern und Kunden sowie anderen 
Kunden und Kunden;

	̶ aus dem Bereich Finanzportfolioverwaltung, insbesondere 
zwischen Mitarbeitern und Kunden sowie anderen Kunden 
und Kunden;

	̶ aus dem Bereich Anlagestrategieempfehlung und Anla-
geempfehlung, insbesondere zwischen Mitarbeitern und 
Kunden sowie anderen Kunden und Kunden;

	̶ aus Beziehungen der Bank mit Emittenten von Finanzins-
trumenten, etwa bei Bestehen einer Kreditbeziehung, der 
Mitwirkung an Emissionen, bei Kooperationen; 

	̶ durch Erlangen von Informationen, die nicht öffentlich be-
kannt sind;

	̶ aus persönlichen Beziehungen von Mitarbeitern oder der 
Geschäftsleitung der Bank oder der mit diesen verbunde-
nen Personen einschließlich denen der Gruppe;

	̶ bei der Mitwirkung dieser Personen in Aufsichts- oder Bei-
räten.

Um zu vermeiden, dass sachfremde Interessen zum Beispiel 
die Beratung, Auftragsausführung, die Vermögensverwaltung 
oder Finanzanalyse beeinflussen, haben sich die Bank und ihre 
Mitarbeiter auf hohe ethische Standards verpflichtet. Die Bank 
erwartet jederzeit Sorgfalt und Redlichkeit, rechtmäßiges und 
professionelles Handeln, die Beachtung von Marktstandards und 
insbesondere immer die Beachtung des Kundeninteresses. In 
der Bank ist unter direkter Verantwortung der Geschäftsleitung 
eine unabhängige Compliance-Stelle tätig, der die Identifikation, 
die Vermeidung und das Management von Interessenkonflikten 
obliegt. Im Einzelnen ergreift die Bank unter anderem folgende 
Maßnahmen:

	̶ Schaffung organisatorischer Verfahren zur Wahrung des 
Kundeninteresses;

	̶ Regelungen über die Annahme von Zuwendungen und 
deren Weiterleitung an die betroffenen Kunden; 

	̶ Schaffung von Vertraulichkeitsbereichen durch Errichtung 
von Informationsbarrieren, die Trennung von Verantwort-
lichkeiten und/oder räumliche Trennung;

	̶ Führung einer Insider- bzw. Beobachtungsliste, die der 
Überwachung des sensiblen Informationsaufkommens 
sowie der Verhinderung eines Missbrauchs von Insiderin-
formationen dient;

	̶ Führung einer Sperrliste, die unter anderem dazu dient, 
möglichen Interessenkonflikten durch Geschäfts- oder 
Beratungsverbote oder ein Verbot von Finanzanalysen zu 
begegnen;

	̶ Offenlegung von Wertpapiergeschäften solcher Mitarbei-
ter gegenüber der Compliance-Stelle, bei denen im Rah-
men ihrer Tätigkeit Interessenkonflikte auftreten können;

	̶ Schulung von Mitarbeitern;

	̶ Interessenkonflikte, die sich nicht vermeiden lassen, wer-
den gegenüber den betroffenen Kunden vor einem Ge-
schäftsabschluss oder einer Beratung offengelegt.

Besondere Hinweise

Zuwendungen
Die Bank nimmt grundsätzlich keine Zuwendungen von Dritten 
oder für Dritte handelnden Personen an. Sollte die Bank mone-
täre Zuwendungen erhalten, gibt sie diese an die Kunden heraus. 
Eine Ausnahme stellen geringfügige nicht monetäre Zuwen-
dungen und Zuwendungen im Rahmen des Einlagengeschäfts 
dar (vgl. C. XIII. 10.). Diese müssen jedoch geeignet sein, die 
Qualität der für den Kunden erbrachten Dienstleistungen, ins-
besondere Wertpapierdienstleistungen und Wertpapierneben-
dienstleistungen, zu verbessern, und hinsichtlich ihres Umfangs 
vertretbar und verhältnismäßig sein. Produkt- oder Dienstleis-
tungsanbieter gewähren Mitarbeitern von Fall zu Fall kostenfrei 
oder vergünstigt die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, 
Schulungen oder Fachtagungen. Im Rahmen dieser Veranstal-
tungen werden den betroffenen Mitarbeitern aktuelle produkt- 
und marktspezifische Kenntnisse vermittelt, was insgesamt zu 
einer Erhöhung der Fachkompetenz der betroffenen Mitarbeiter 
beiträgt. Die Teilnahme an diesen Bildungsveranstaltungen stuft 
die Bank als geringfügige nicht monetäre Zuwendung ein. 

Vermögensverwaltung
In der Vermögensverwaltung haben Kunden die Verwaltung und 
damit auch die Entscheidung über den Kauf und Verkauf von 
Finanzinstrumenten an die Bank als Vermögensverwalter dele-
giert. Damit trifft die Bank im Rahmen der mit Kunden verein-
barten Anlagerichtlinien die Entscheidung über Käufe und Ver-
käufe, ohne deren Zustimmung einzuholen. Diese Konstellation 
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kann einen bestehenden Interessenkonflikt verstärken. Den hie-
raus resultierenden Risiken begegnet die Bank durch geeignete 
organisatorische Maßnahmen, insbesondere durch Implemen-
tierung eines unabhängigen Anlageausschusses. Ein weiterer 
bei der Vermögensverwaltung typischer Interessenkonflikt kann 
sich bei der Vereinbarung einer performanceabhängigen Vergü-
tung ergeben. Hier ist nicht auszuschließen, dass der Verwalter 
zur Erzielung einer möglichst hohen Performance und damit 
einer erhöhten Vergütung unverhältnismäßige Risiken eingeht. 
Eine Risikoreduzierung wird hier unter anderem durch eine feste 
Vergütungskomponente erzielt. 

Finanzanalyse
Auch in den von der Bank erstellten oder verbreiteten Finanz-
analysen werden Kunden über relevante potenzielle Interessen-
konflikte informiert. 

Auf Kundenwunsch wird die Compliance-Stelle der Bank wei-
tere Einzelheiten zu den möglichen Interessenkonflikten zur 
Verfügung stellen.

9.	 Besondere Informationen zur Erbringung von Portfoliover-
waltungsdienstleistungen

Kunden bzw. potenzielle Kunden, denen die Bank die Erbringung 
von Portfolioverwaltungsdienstleistungen vorschlägt, erhalten 
für jede Vermögensverwaltungsstrategie sog. „Factsheets“. Die 
Factsheets enthalten u. a. die folgenden Informationen: Art und 
Weise sowie Häufigkeit der Bewertung der Finanzinstrumente 
im Kundenportfolio, Einzelheiten zur etwaigen Zulässigkeit ei-
ner Delegation der Vermögensverwaltung mit Ermessensspiel-
raum in Bezug auf alle oder einen Teil der Finanzinstrumente 
oder Gelder im Kundenportfolio, Vergleichsgröße (falls verein-
bart), anhand deren die Wertentwicklung des Kundenportfo-
lios verglichen werden kann, Art der Finanzinstrumente, die in 
das Kundenportfolio aufgenommen werden können, und Art 
der Geschäfte, die mit diesen Instrumenten ausgeführt werden 
können, einschließlich Angaben etwaiger Einschränkungen und 
Managementziele, bei der Ausübung des Ermessens durch den 
Verwalter zu beachtendes Risikoniveau und etwaige spezifische 
Einschränkungen dieses Ermessens.

10.	 Eigenplatzierung

Sollte die Bank von ihr selbst oder von anderen Unternehmen 
der Gruppe begebene Finanzinstrumente anbieten, wird darauf 
hingewiesen, dass bestimmte von Kreditinstituten und Wertpa-
pierfirmen emittierte Finanzinstrumente der Erfüllung regula-
torischer Kapitalanforderungen nach der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013, der Richtlinie 2013/36/EU und der Richtlinie 2014/59/
EU dienen können. Hierunter fallen insbesondere die in Klasse 
(1)–(3) begebenen Instrumente des harten Kernkapitals, des zu-
sätzlichen Kernkapitals oder des Ergänzungskapitals und die in 
Klasse (5)(a) begebenen nicht strukturierten Finanzinstrumente/
Forderungen. Diese Instrumente haben gegenüber Bankeinla-
gen typischerweise eine höhere Rendite, tragen jedoch in der 
Insolvenz oder bei Anwendung von Abwicklungsmaßnahmen 
ein höheres Ausfallrisiko aufgrund des niedrigeren Ranges und 
der in der Regel nicht vorhandenen Einlagensicherung. Im Ge-
gensatz zu Bankeinlagen sind diese Instrumente in der Regel 
am Sekundärmarkt handelbar, möglicherweise kann jedoch 
kein Käufer oder Verkäufer am Sekundärmarkt gefunden wer-
den (Liquiditätsrisiko) und der Marktpreis kann sich zu Lasten 
des Anlegers verändern (Kursänderungsrisiko). Einzelheiten zu 
Chancen und Risiken sind den Produktunterlagen des konkreten 
Finanzinstruments zu entnehmen.

1.	 Informationen über Art und Risiken der angebotenen oder 
von Kunden nachgefragten Wertpapierdienstleistungen oder 
Finanzinstrumente

Die Bank bietet Kunden im Wesentlichen folgende Wertpapier-
dienstleistungen an: 

	̶ Vermögensverwaltung, d. h. die Verwaltung einzelner oder 
mehrerer in Finanzinstrumenten angelegter Vermögen für 
andere mit Entscheidungsspielraum.

	̶ Beratungsfreies Geschäft in Form des Finanzkommissi-
onsgeschäfts oder Festpreisgeschäfts.

Im Hinblick auf die Wesensmerkmale, die Funktionsweise, die 
Risiken der Dienstleistungen sowie der verschiedenen Arten 
von Finanzinstrumenten und bestehender Aufzeichnungs-
pflichten wird auf das separate Dokument „Grundlagenwissen 
Wertpapiere & Investmentfonds“ (dort v. a. unter Kapitel S II., 
VII., VIII.) verwiesen. Das Dokument wird Kunden elektronisch 
oder persönlich ausgehändigt. Bei der Erbringung von Wertpa-
pierdienstleistungen und -nebendienstleistungen behandelt die 
Bank grundsätzlich alle Kunden als Privatkunden im Sinne des 
Wertpapierhandelsgesetzes („WpHG“). Unter bestimmten Vor-
aussetzungen kann eine Einstufung als professioneller Kunde in 
Betracht kommen. In diesem Fall sind einzelne Schutzvorschrif-
ten des WpHG nicht mehr anwendbar. Eine solche Einstufung 
kann ohne Mitwirkung des Kunden nicht erfolgen. Privatkunden 
können beantragen, als professionelle Kunden eingestuft zu 
werden. Umgekehrt können professionelle Kunden verlangen, 
als Privatkunde behandelt zu werden. 

2.	 Informationen über vorgeschlagene Anlagestrategien

Vor Abschluss einer Vermögensverwaltung werden zu jeder An-
lagestrategie Factsheets und Anlagerichtlinien an Kunden aus-
gehändigt.

3.	 Prüfung des Zielmarktes

Die Bank ist grundsätzlich verpflichtet, den Zielmarkt eines Pro-
dukts mit den ihr vorliegenden Informationen der Kunden abzu-
gleichen. Mit dem Zielmarkt legt der Konzepteur eines Produkts 
fest, mit welchen Kundenbedürfnissen und -merkmalen das 
Produkt vereinbar (positiver Zielmarkt) und mit welchen es un-
vereinbar ist (negativer Zielmarkt). Sollte diese Prüfung ergeben, 
dass das Produkt nicht mit den zu prüfenden Merkmalen der 
Kunden vereinbar ist, kann die Bank den Vertrieb des Produkts 
ablehnen. Im beratungsfreien Geschäft bestimmt die Bank den 
konkreten Zielmarkt und gleicht den konkreten Zielmarkt im 
Hinblick auf die Zielmarktkategorien „Kundenkategorie“ sowie 
„Kenntnisse und Erfahrungen“ ab. 

4.	 Ausführungsplätze

Zu den Informationen im Hinblick auf Ausführungsplätze wird 
auf den Abschnitt „Ausführungsgrundsätze für Wertpapierge-
schäfte“ des vorliegenden Dokuments verwiesen. 

5.	 Kosten und Nebenkosten

Die Kosten für die Leistungen der Bank werden vertraglich ver-
einbart, können aus Gründen der Transparenz aber auch dem 
jeweils aktuellen Preis- und Leistungsverzeichnis entnommen 
werden, das Teil des vorliegenden Dokuments ist und jederzeit 
auf der Internetseite abgerufen werden kann. Im Hinblick auf 
die übrigen Kosten und Nebenkosten, insbesondere in Bezug 
auf fremde Spesen und Gebühren sowie Produktkosten, gilt Fol-
gendes: 

	̶ Vermögensverwaltung: Vor Erbringung der Vermögens-
verwaltung werden die Kosten und ihre Auswirkungen auf 
die Rendite anhand der in der Vergangenheit entstande-
nen Kosten als Näherungswert für die erwarteten Kosten 
geschätzt („Ex-ante-Kostentransparenz“). Die entspre-
chenden Kosteninformationen sind für jede Strategie in 
den jeweiligen Factsheets aufgeführt. Die Bank stellt den 
Kunden einmal jährlich eine Kosteninformation zur Ver-
fügung, aus der sich die tatsächlich angefallenen Kosten 
und ihre Auswirkungen auf die Rendite ergeben (Ex-post-
Kostentransparenz).

	̶ Beratungsfreies Geschäft: Die im Zusammenhang mit 
einzelnen Orders anfallenden Kosten hängen von unter-
schiedlichen Parametern wie Art des Finanzinstruments, 
ausgewählter Ausführungsplatz, Ordervolumen etc. ab. 
Kunden erhalten vor Orderaufgabe eine Kostenaufstellung 
(„Ex-ante-Kostentransparenz“). Die tatsächlich angefal-
lenen Kosten werden den Kunden auf der Wertpapierab-
rechnung ausgewiesen (Ex-post-Kostentransparenz). 

II.	 Details zu unserem Angebot nach 
§ 63 Abs. 7 Wertpapierhandelsgesetz 
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III.	Ergänzende Informationspflichten 
nach Art. 246b EGBGB

2.	 Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller 
damit verbundenen Preisbestandteile sowie aller über den 
Unternehmer abgeführten Steuern oder, wenn kein genauer 
Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, 
die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermög-
licht

Die Preise für die Leistungen der Bank werden einzelvertrag-
lich vereinbart und ergeben sich überdies aus dem Preis- und 
Leistungsverzeichnis. Für den Gesamtpreis (also einschließlich 
fremder Spesen und Gebühren sowie Produktkosten) gelten 
die Ausführungen oben zu Kosten und Nebenkosten unter  
Ziff. A. II. 5.

3.	 Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht 
über den Unternehmer abgeführt oder von ihm in Rechnung 
gestellt werden

Wertpapier- und Zinserträge unterliegen regelmäßig der Steu-
erpflicht. Im Rahmen der Abgeltungsteuer wird die Bank nach 
Maßgabe des Einkommensteuergesetzes (EStG) die auf die Ka-
pitalerträge entfallene Abgeltungsteuer einbehalten und direkt 
an das jeweilige Finanzamt abführen. Anfallende Produktkosten 
können bereits im Preis des Produkts enthalten sein, vom Wert 
eines Finanzinstruments abgezogen werden oder separat belas-
tet werden. Produktkosten sind von Kunden zu tragen.

4.	 Risikohinweis

Die von der Bank erbrachten Finanzdienstleistungen bezie-
hen sich auf Finanzinstrumente, die wegen ihrer spezifischen 
Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit speziel-
len Risiken behaftet sind oder deren Preis Schwankungen auf 
dem Finanzmarkt unterliegt, auf die die Bank keinen Einfluss 
hat. Die Geldanlage in Finanzinstrumente birgt stets Risiken. 
Der Wert der Anlage kann steigen oder fallen und der Kunde 
erhält unter Umständen nicht den investierten Betrag zurück. 
Frühere Wertentwicklungen sind kein verlässlicher Indikator für  
künftige Ergebnisse. Im Übrigen wird auf das separate Doku-
ment „Grundlagenwissen Wertpapiere & Investmentfonds“ ver-
wiesen.

5.	 Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten 
Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter 
Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises

Eine Befristung von zur Verfügung gestellten Informationen 
besteht grundsätzlich nicht. Für befristete Aktionen gelten die 
jeweils gültigen Teilnahmebedingungen.

6.	 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung

Die Bank rechnet ihre Vergütung nach dem jeweils vereinbarten 
Vertrag ab und belastet das Konto des Kunden in der entspre-
chenden Höhe. Die Bank erfüllt ihre Leistungen nach Maßgabe 
der jeweils einschlägigen Vertragsbedingungen.

7.	 Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dauernde oder 
regelmäßig wiederkehrende Leistung zum Inhalt hat

Eine Mindestlaufzeit besteht nicht. Eine Ausnahme bilden be-
stimmte Kreditverträge; Einzelheiten ergeben sich dort aus den 
jeweiligen vorvertraglichen Informationen und Vertragsbedin-
gungen.

8.	 Die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich 
etwaiger Vertragsstrafen

Vertragsstrafen bestehen nicht. Kunden können ihren Vertrag 
jederzeit kündigen, die Bank wird in der Regel eine Kündigungs-
frist von zwei Monaten einhalten. Eine Ausnahme bilden be-
stimmte Kreditverträge; Einzelheiten ergeben sich dort aus den 
jeweiligen vorvertraglichen Informationen und Vertragsbedin-
gungen.

9.	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Un-
ternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Verbraucher 
vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt

Die Bundesrepublik Deutschland.

10.	 Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht

Es gilt deutsches Recht. Die Geltung zwingend anwendbaren 
Rechts (z. B. internationales Privatrecht, kollidierendes auslän-
disches Recht etc.) bleiben hiervon unberührt.

1.	 Wesentliche Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Infor-
mationen darüber, wie der Vertrag zustande kommt

Kunden durchlaufen eine Antragsstrecke, in der sie persönliche 
Angaben und erforderliche Erklärungen abgeben müssen, die 
die Bank benötigt, um Bank- und Wertpapierdienstleistungen 
gegenüber Kunden anbieten zu können (insbesondere Angaben 
nach dem Geldwäschegesetz und Wertpapierhandelsgesetz). 
Im Anschluss können Kunden eine auf Abschluss eines Vertrags 
gerichtete Willenserklärung abgeben (Antrag). Die Bank ist nicht 
verpflichtet, den Antrag der Kunden anzunehmen. Eine Unter-
schrift der Bank zum Nachweis der Annahme des Angebots ist 
nicht erforderlich. Die Annahme der Bank wird im Zweifel durch 
Erbringung der Finanzdienstleistung erklärt. Sollte der Antrag 
angenommen werden (Annahme), gilt Folgendes:

Konto- und Depotführung
Für die Erbringung der von der Bank angebotenen Wertpapier-
dienstleistungen eröffnet die Bank regelmäßig auf den Namen 
des Kunden lautende Depots mit jeweils zugehörigen Verrech-
nungskonten. Die auf den Kunden geführten Konten dienen 
hierbei vorrangig zur Abwicklung der mit dem Erwerb bzw. der 
Veräußerung von Wertpapieren zusammenhängenden Zah-
lungsvorgängen. Die Eröffnung eines Kontos ohne dazugehöri-
ges Depot ist ausgeschlossen. Sofern die Bank im Rahmen ihres 
Angebots Dienstleistungen im Zahlungsverkehr anbietet, sind 
diese Dienstleistungen Kunden vorbehalten, die ein laufendes 
Depot/Konto bei der Bank unterhalten und eine Vermögensver-
waltung beauftragt haben. 

Depotverwahrung
Neben der eigentlichen Depotverwahrung und -verbuchung 
erbringt die Bank verschiedene Dienstleistungen, die in den 
Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte (Nr. 13 bis 20) 
beschrieben sind. Bei Zulassung zur Girosammelverwahrung 
werden inländische Wertpapiere in der Regel bei der deutschen 
Wertpapiersammelbank Clearstream Banking Frankfurt ver-
wahrt. Ausländische Finanzinstrumente werden in der Regel im 
Heimatmarkt des betreffenden Wertpapiers oder in dem Land 
verwahrt, in dem der Kauf getätigt wurde. In welchem Land die 
Finanzinstrumente des Kunden verwahrt werden, teilt die Bank 
den Kunden auf der Wertpapierabrechnung mit.

Vermögensverwaltung
Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit der Bank ist die Vermö-
gensverwaltung. Der Bezug anderer Dienstleistungen ist in der 
Regel nur nach vorheriger Eröffnung einer Vermögensverwal-
tung möglich. Im Rahmen der Vermögensverwaltung schließen 
Kunden und Bank einen separaten Vermögensverwaltungsrah-
menvertrag nebst Vergütungsabrede und Anlagerichtlinien.

Beratungsfreies Geschäft
Mit Abschluss einer Vermögensverwaltung besteht für Kunden 
die Möglichkeit, ein Zusatzdepot zu beantragen und Finanzin-
strumente im Wege des beratungsfreien Geschäfts nach § 63 
Abs. 10 WpHG zu kaufen und zu verkaufen. Bei einem bera-
tungsfreien Geschäft ist die Bank lediglich verpflichtet, eine An-
gemessenheitsprüfung durchzuführen, bei der ein Abgleich der 
beabsichtigten Transaktion mit den Kenntnissen und Erfahrun-
gen des Kunden erfolgt. 

Geduldete Überziehung
Die Bank kann kurzfristige Überziehungen dulden. Eine Ver-
pflichtung der Bank zur Duldung der Überziehung besteht nicht. 
Darüber hinaus kann die Bank eine geduldete Überziehung je-
derzeit fristlos kündigen.

Kreditverträge 
Die Bank bietet verschiedene Kreditvertragsarten an, die nach 
vorheriger Kundenevaluation einzelvertraglich geschlossen 
werden.
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11.	 Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unter-
nehmer unterworfen ist, nutzen kann, und gegebenenfalls 
dessen Zugangsvoraussetzungen

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:
Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ genannte Kontaktstelle der Bank wenden. 
Die Bank wird Beschwerden in geeigneter Weise beantworten 
(zum Beispiel mittels Brief, Telefax oder E-Mail).

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbrau-
cherschlichtungsstelle „Ombudsmann der privaten Banken“ 
(www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der Verbraucher 
die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der Bank 
den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der 
Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen Zahlungs-
dienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können 
auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann 
der privaten Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrens-
ordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im deut-
schen Bankgewerbe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt 
wird oder im Internet unter www.bankenverband.de abrufbar 
ist. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax 
oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesver-
band deutscher Banken e. V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, 
Fax: (030) 1663-3169, E-Mail: schlichtung@bdb.de, zu richten.

Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jederzeit 
schriftlich oder zur dortigen Niederschrift bei der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 
53117 Bonn, über Verstöße der Bank gegen das Zahlungsdiens-
teaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) oder gegen Artikel 248 des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche (EGBGB) zu beschweren.

Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unter-
schrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und 
Weise (zum Beispiel per PIN/TAN im Online-Banking). In der Au-
torisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthal-
ten, dass die Bank die für die Ausführung der Überweisung not-
wendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus 
ihrem Datenbestand), verarbeitet, übermittelt und speichert. 
Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungs-
auftrages an die Bank auch einen Zahlungsauslösedienst gemäß 
§ 1 Absatz 33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei 
denn, das Zahlungskonto des Kunden ist für ihn nicht online zu-
gänglich.

4.	 Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag gemäß § 675n Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs als zugegangen gilt, und 
gegebenenfalls der vom Zahlungsdienstleister gemäß § 675n 
Abs. 1 Satz 3 festgelegte Zeitpunkt

Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zu-
geht. Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen 
Zahlungsauslösedienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt 
durch den Eingang des Auftrags in den dafür vorgesehenen 
Empfangsvorrichtungen der Bank (zum Beispiel mit Eingang auf 
dem Online-Banking-Server der Bank). Geht der Überweisungs-
auftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung der Bank oder 
im Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen Annahmezeit-
punkt ein, so gilt der Überweisungsauftrag im Hinblick auf die 
Bestimmung der Ausführungsfrist erst als am darauffolgenden 
Geschäftstag zugegangen.

5.	 Maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungs-
dienste

Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines 
einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist 
mit.

6.	 Angabe, ob die Möglichkeit besteht, Betragsobergrenzen für 
die Nutzung eines Zahlungsinstruments gemäß § 675k Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu vereinbaren

Es besteht für den Kunden die Möglichkeit, Betragsobergrenzen 
zu vereinbaren.

7.	 Alle Entgelte, die der Zahlungsdienstnutzer an den Zahlungs-
dienstleister zu entrichten hat, einschließlich derjenigen, die 
sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten 
Informationen zu unterrichten ist, sowie gegebenenfalls eine 
Aufschlüsselung dieser Entgelte.

Die Bank stellt dem Kunden Zahlungsdienstleistungen grund-
sätzlich kostenlos zur Verfügung. Einzelheiten ergeben sich aus 
dem Preis- und Leistungsverzeichnis.

8.	 Die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei 
Anwendung von Referenzzinssätzen und -wechselkursen, die 
Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie 
der maßgebliche Stichtag und der Index oder die Grundlage 
für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder -wechsel-
kurses und das unmittelbare Wirksamwerden von Änderun-
gen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses gemäß § 
675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen 
Währung als der Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in 
der Kontowährung belastet. Die Bestimmung des Wechselkur-
ses bei solchen Überweisungen ergibt sich aus der Umrech-
nungsregelung im Preis- und Leistungsverzeichnis.

Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten 
Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige 
Benachrichtigung des Kunden wirksam. Der Referenzwechsel-
kurs wird von der Bank zugänglich gemacht oder stammt aus 
einer öffentlich zugänglichen Quelle.

9.	 Angaben dazu, wie und wie oft die nach diesem Artikel 
geforderten Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu 
machen sind

Der Kunde erhält nach seiner Wahl in Papierform oder auf ei-
nem anderen dauerhaften Datenträger die Informationen vor 
Begründung der Geschäftsbeziehung ausgehändigt und kann 
sie anschließend jederzeit auf der Webseite der Bank unter 
https://www.quirinprivatbank.de/agb abrufen.

IV.	Ergänzende Informationspflichten 
nach Art. 248 EGBGB

1.	 Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringen-
den Zahlungsdienstes

Die Bank eröffnet für Kunden ein laufendes Konto (Kontokor-
rentkonto), auf dem eingehende Zahlungen verbucht und die 
vom Kunden veranlassten Zahlungsvorgänge (wie z. B. Über-
weisungen) ausgeführt werden können. Voraussetzung hierfür 
ist, dass das Konto über ein ausreichendes Guthaben verfügt 
oder eine Überziehung zugelassen wird. Das Guthaben wird 
von der Bank verwahrt. Folgende Dienstleistungen sind umfasst:

	̶ Führung des Kontos
	̶ Verwahrung des Guthabens
	̶ Ausführung von Überweisungen
	̶ Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basislastschriftver-

fahren
	̶ Möglichkeit geduldeter Überziehungen

2.	 Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungs-
gemäße Auslösung oder Ausführung eines Zahlungsauftrags 
erforderlich sind

Der Kunde muss für eine Ausführung eines Überweisungsauf-
trags folgende Angaben machen:

	̶ Name des Zahlungsempfängers
	̶ Währung
	̶ Betrag
	̶ Name des Kunden
	̶ IBAN des Kunden
	̶ Kundenkennung des Zahlungsempfängers (je nach Zielge-

biet IBAN/BIC)

3.	 Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zah-
lungsauftrags oder zur Ausführung eines Zahlungsvorgangs 
und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags gemäß den §§ 675j 
und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels 
Online-Banking, ausnahmsweise mittels eines von der Bank zu-
gelassenen Formulars. Unleserliche, unvollständige oder fehler-
hafte Angaben können zu Verzögerungen und zu Fehlleitungen 
von Überweisungen führen; daraus können Schäden für den 
Kunden entstehen. Bei unleserlichen, unvollständigen oder feh-
lerhaften Angaben kann die Bank die Ausführung ablehnen. 
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10.	 Hinweis auf das Recht des Zahlungsdienstnutzers, Informati-
onen und Vertragsbedingungen in einer Urkunde zu erhalten

Während der Vertragslaufzeit kann der Kunde jederzeit die 
Übermittlung der Vertragsbedingungen sowie die in der Wider-
rufsbelehrung genannten vorvertraglichen Informationen zur 
Erbringung von Dienstleistungen der Bank nach seiner Wahl in 
Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger 
verlangen.

11.	 Beschreibung, wie der Zahlungsdienstnutzer ein Zahlungsin-
strument sicher aufbewahrt und wie er seine Anzeigepflicht 
gegenüber dem Zahlungsdienstleister gemäß § 675l Absatz 1 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfüllt

Der Kunde hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um 
seine Authentifizierungselemente vor unbefugtem Zugriff zu 
schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass z. B. das Online 
Banking missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise 
nicht autorisiert genutzt wird. Einzelheiten ergeben sich aus den 
Bedingungen für den Überweisungsverkehr und den Bedingun-
gen für das Online-Banking.

12.	 Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des 
Zahlungsdienstnutzers durch den Zahlungsdienstleister im 
Falle vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicher-
heitsrisiken

Die Bank wird den Kunden möglichst vor, spätestens jedoch un-
verzüglich danach unterrichten. Die Angabe von Gründen darf 
unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Ver-
pflichtungen verstoßen würde.

13.	 Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das 
Recht vorbehält, ein Zahlungsinstrument gemäß § 675k Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren

Die Bank darf den Online-Banking-Zugang für einen Teilnehmer 
sperren, wenn 

	̶ sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichti-
gem Grund zu kündigen,

	̶ sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit 
der Authentifizierungselemente des Teilnehmers dies 
rechtfertigen oder 

	̶ der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrü-
gerischen Verwendung eines Authentifizierungselements 
besteht. 

14.	 Informationen zur Haftung des Zahlers gemäß § 675v des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs einschließlich Angaben zum 
Höchstbetrag

Der Kunde haftet in der Regel nur bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit. Die verschuldensunabhängige Haftung ist bei 
verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhanden ge-
kommenen Authentifizierungselementen auf 50 EUR begrenzt. 
Einzelheiten ergeben sich aus den Bedingungen für den Über-
weisungsverkehr und den Bedingungen für das Online-Banking. 

15.	 Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Zahlungs-
dienstnutzer dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte 
oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvor-
gänge gemäß § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzeigen 
muss, sowie Informationen über die Haftung des Zahlungs-
dienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen 
gemäß § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Die Anzeige hat unverzüglich zu erfolgen. Einzelheiten ergeben 
sich aus den Bedingungen für den Überweisungsverkehr und 
den Bedingungen für das Online-Banking. 

16.	 Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters 
bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Auslösung 
oder Ausführung von Zahlungsvorgängen

Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und 
einem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag 
richtet sich nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten 
Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungs-
verkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft). Im Falle 
nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Auslösung oder 
Ausführung von Zahlungsvorgängen richtet sich die Haftung 
nach den Bedingungen für den Überweisungsverkehr und den 
Bedingungen für das Online-Banking.

17.	 Bedingungen für den Erstattungsanspruch bei einem vom 
oder über den Zahlungsempfänger ausgelösten autorisierten 
Zahlungsvorgang

Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung fehler-
haft ausgeführter Lastschrifteinzüge zu unterrichten. Einzelhei-
ten zum Erstattungsanspruch des Kunden gegen die Bank erge-
ben sich aus Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im 
SEPA-Basislastschriftmandat.

18.	 Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungs-
diensterahmenvertrags

Der Zahlungsdiensterahmenvertrag wird für einen unbe-
schränkten Zeitraum geschlossen. Änderungen erfolgen nur mit 
Zustimmung des Kunden. Einzelheiten zur Kündigung ergeben 
sich aus Nr. 19 AGB Banken.
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V.	 Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung wider-
rufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem 
Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 auf-
geführten Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. 
Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufs-
frist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die 
Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger erfolgt. Der Widerruf 
ist zu richten an:

Quirin Privatbank AG, Kurfürstendamm 119, 10711 Berlin

Abschnitt 2 

Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen fol-
gende Angaben: 

1.	 die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das öffent-
liche Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger eingetra-
gen ist, und die zugehörige Registernummer oder gleichwertige 
Kennung;

2.	 die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für seine 
Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde;

3.	 die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede andere 
Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Unter-
nehmer und dem Verbraucher maßgeblich ist, bei juristischen 
Personen, Personenvereinigungen oder Personengruppen auch 
den Namen des Vertretungsberechtigten;

4.	 die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie In-
formationen darüber, wie der Vertrag zustande kommt;

5.	 den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller 
damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle über den Un-
ternehmer abgeführten Steuern oder, wenn kein genauer Preis 
angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, die 
dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermöglicht.

6.	 den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstru-
mente bezieht, die wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der 
durchzuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken behaftet sind 
oder deren Preis Schwankungen auf dem Finanzmarkt un-
terliegt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat, 
und dass in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indi-
kator für künftige Erträge sind;  

7.	 eine Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestell-
ten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befriste-
ter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises; 

8.	 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

9.	 das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie 
die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere 
Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf 
zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließ-
lich Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall 
des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er 
zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet ist (zugrundeliegende 
Vorschrift: § 357a des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

10.	 die Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dauernde 
oder regelmäßig wiederkehrende Leistung zum Inhalt hat;

11.	 die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwa-
iger Vertragsstrafen;

12.	 die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der 
Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Verbrau-
cher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

13.	 eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht 
oder über das zuständige Gericht;

14.	 die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in 
dieser Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen 
mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Un-
ternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrauchers die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

15.	 den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer 
unterworfen ist, nutzen kann, und gegebenenfalls dessen Zu-
gangsvoraussetzungen;

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten: 

16.	 zum Zahlungsdienstleister 

a)	 den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Haupt-
verwaltung sowie alle anderen Anschriften einschließlich 
E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zah-
lungsdienstleister von Belang sind;

b)	 die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbe-
hörden und das bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante 
öffentliche Register, in das der Zahlungsdienstleister als zu-
gelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder 
eine gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung; 

17.	 zur Nutzung des Zahlungsdienstes

a)	 eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu er-
bringenden Zahlungsdienstes;

b)	 Informationen oder Kundenkennungen, die für die ord-
nungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines Zahlungs-
auftrags erforderlich sind;

c)	 die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zah-
lungsauftrags oder zur Ausführung eines Zahlungsvorgangs 
und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegen-
de Vorschriften: §§ 675j und 675p des Bürgerlichen Gesetz-
buchs);

d)	 den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen 
gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs);

e)	 einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt 
nahe am Ende eines Geschäftstags, bei dessen Ablauf ein 
nach diesem Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag des 
Verbrauchers als am darauf folgenden Geschäftstag zuge-
gangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 
Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

f)	 die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zah-
lungsdienste; 

18.	 zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen

a)	 alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienst-
leister zu entrichten hat, einschließlich derjenigen, die sich 
danach richten, wie und wie oft über die geforderten Infor-
mationen zu unterrichten ist;

b)	 die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei 
Anwendung von Referenzzinssätzen und -wechselkursen, 
die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen 
sowie den maßgeblichen Stichtag und den Index oder die 
Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder 
-wechselkurses;

c)	 das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Refe-
renzzinssatzes oder -wechselkurses, die auf den vereinbar-
ten Referenzzinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne 
vorherige Benachrichtigung des Verbrauchers (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs); 
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19.	 zur Kommunikation

a)	 die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informati-
onsübermittlung und Anzeigepflichten vereinbart wird, ein-
schließlich der technischen Anforderungen an die Ausstat-
tung und die Software des Verbrauchers;

b)	 Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister 
vor und während des Vertragsverhältnisses, vor der Ausfüh-
rung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungs-
vorgängen zu erteilenden Informationen mitzuteilen oder 
zugänglich zu machen sind; 

c)	 die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Ver-
trag zu schließen ist und in der oder in denen die Kommuni-
kation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll; 

d)	 einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während 
der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermittlung der Vertrags-
bedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung ge-
nannten vorvertraglichen Informationen zur Erbringung von 
Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen 
dauerhaften Datenträger zu verlangen;

20.	zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen

a)	 eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstru-
ment sicher aufbewahrt und wie er seine Pflicht gegenüber 
dem Zahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten 
Stelle erfüllt, den Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche 
Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung 
eines Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, nach-
dem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrundeliegende Vor-
schrift: § 675l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b)	 eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrich-
tung des Verbrauchers durch den Zahlungsdienstleister im 
Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicher-
heitsrisiken; 

c)	 die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister 
das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstrument des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: 
§ 675k Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d)	 Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, 
Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger missbräuchli-
cher Verwendung des Zahlungsinstrumentes einschließlich 
Angaben zum Höchstbetrag (zugrundeliegende Vorschrift: 
§ 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e)	 Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters 
bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen (zugrundeliegen-
de Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f)	 Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Ver-
braucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder 
fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge 
anzeigen muss (zugrundeliegende Vorschrift: § 676b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

g)	 Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters 
bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Auslösung 
oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informa-
tionen über dessen Verpflichtung, auf Verlangen Nach-
forschungen über den nicht oder fehlerhaft ausgeführten 
Zahlungsvorgang anzustellen (zugrundeliegende Vorschrift: 
§ 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

h)	 die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrau-
chers bei einem vom oder über den Zahlungsempfänger 
ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise 
bei SEPA-Lastschriften) (zugrundeliegende Vorschrift: § 675x 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

21.	 zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungs-
diensterahmenvertrags 

a)	 die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers 
zu einer Änderung der Vertragsbedingungen als erteilt gilt, 
wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ab-
lehnung nicht vor dem Zeitpunkt angezeigt hat, zu dem die 
geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zu-
grundeliegende Vorschrift: § 675g des Bürgerlichen Gesetz-
buchs); 

b)	 die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags; 

c)	 einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag 

zu kündigen; 

d)	 gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrele-
vante Vereinbarungen: 

(aa)	 die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zah-
lungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist von min-
destens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag 
auf unbestimmte Zeit geschlossen ist (zugrundeliegen-
de Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs),

(bb)	das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers 
vor dem Wirksamwerden einer vom Zahlungsdienstleis-
ter vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die 
Zustimmung des Verbrauchers zur Änderung nach einer 
Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung 
als erteilt gälte, sofern der Zahlungsdienstleister den 
Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie 
auf das Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrunde-
liegende Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

22.	die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmen-
vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

23.	 einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Be-
schwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße des 
Zahlungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zu-
grundeliegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des Zahlungsdien-
steaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende 
außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (zugrundeliegende 
Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes). 

Abschnitt 3 

Widerrufsfolgen 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfan-
genen Leistungen zurückzugewähren. Überziehen Sie Ihr Konto 
ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit oder überschreiten 
Sie die Ihnen eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, so können wir 
von Ihnen über die Rückzahlung des Betrags der Überziehung oder 
Überschreitung hinaus weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn 
wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedingungen und Folgen der 
Überziehung oder Überschreitung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, 
Kosten) informiert haben. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für 
die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie 
vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem 
Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung be-
gonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zah-
lungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch 
erfüllen müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Ver-
trag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflich-
tungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Ta-
gen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung 
Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Besondere Hinweise

Wenn Sie diesen Vertrag durch ein Darlehen finanzieren und ihn 
später widerrufen, sind Sie auch an den Darlehensvertrag nicht 
mehr gebunden, sofern beide Verträge eine wirtschaftliche Einheit 
bilden. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn wir gleich-
zeitig Ihr Darlehensgeber sind oder wenn sich Ihr Darlehensgeber 
im Hinblick auf die Finanzierung unserer Mitwirkung bedient. Wenn 
uns das Darlehen bei Wirksamwerden des Widerrufs oder bei der 
Rückgabe der Ware bereits zugeflossen ist, tritt Ihr Darlehensgeber 
im Verhältnis zu Ihnen hinsichtlich der Rechtsfolgen des Widerrufs 
oder der Rückgabe in unsere Rechte und Pflichten aus dem finan-
zierten Vertrag ein. Letzteres gilt nicht, wenn der finanzierte Ver-
trag den Erwerb von Finanzinstrumenten (z. B. von Wertpapieren, 
Devisen oder Derivaten) zum Gegenstand hat. Wollen Sie eine ver-
tragliche Bindung so weitgehend wie möglich vermeiden, machen 
Sie von Ihrem Widerrufsrecht Gebrauch und widerrufen Sie zudem 
den Darlehensvertrag, wenn Ihnen auch dafür ein Widerrufsrecht 
zusteht.

Ende der Widerrufsbelehrung
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B.	 Preis- und Leistungsverzeichnis

I.	 Allgemeine Informationen zur Bank

bis 1,08 % p. a.1, 2

15 % 1, 2

Anteiliges Honorar: prozentual vom Bruttovermögen3

Basis: Kontostand und Depotwerte am Monatsende 

Monatliche Abrechnung

Erfolgshonorar: prozentual vom erzielten bereinigten Anlageerfolg⁴ 
Jährliche Abrechnung

Alle sonstigen Kosten im Zusammenhang mit der Konto- und Depotführung und den Wertpapiertransak-
tionen sind bereits im Honorar enthalten. Davon ausgenommen sind die Kosten für die Verwahrung von 
Xetra-Gold® (WKN A0S9GB). Die entstehenden zusätzlichen Kosten werden mit Ablauf des letzten Kalen-
dertags im Quartal abgerechnet und vollständig zzgl. Umsatzsteuer an den Kunden weitergereicht.

PERFORMANCE-BASIERTE LEISTUNGSPAUSCHALE

4.	 Zuständige Aufsichtsbehörde

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin):  
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.
Deutsche Bundesbank:  
Wilhelm-Epstein-Straße 14, 60431 Frankfurt am Main

5.	 Eintragung im Handelsregister

Amtsgericht Berlin Charlottenburg unter HRB 87859

6.	 Vertragssprache

Maßgebliche Sprache für die Geschäftsbeziehung mit dem 
Kunden ist Deutsch.

1.	 Name und Anschrift

Quirin Privatbank AG 
Telefon: + 49 (0) 30 890 21 300
Telefax: + 49 (0) 30 890 21 301
E-Mail: info@quirinprivatbank.de 
Kurfürstendamm 119 
10711 Berlin 
www.quirinprivatbank.de/feedback

2.	 Kommunikation mit der Bank

Die Bank und der Kunde können grundsätzlich persönlich, 
schriftlich, per Fax, per E-Mail sowie telefonisch miteinander 
kommunizieren.

3.	 Bankinterne Beschwerdestelle

Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an folgende 
Kontaktstelle der Bank wenden:
Beschwerde- und Qualitätsmanagement
Konstanze Frömke
Kurfürstendamm 119
10711 Berlin
konstanze.froemke@quirinprivatbank.de
https://www.quirinprivatbank.de/feedback

II.	 Bankprodukte

1.	 Vermögensverwaltungsmandate 

Die Führung des Verrechnungskontos und des Depots erfolgt kostenfrei.

Preis in EUR

bis 1,68 % p. a.1, 2
Anteiliges Honorar: prozentual vom Bruttovermögen3

Basis: Kontostand und Depotwerte am Monatsende 

Monatliche Abrechnung

Alle sonstigen Kosten im Zusammenhang mit der Konto- und Depotführung und den Wertpapiertransak-
tionen sind bereits im Honorar enthalten. Davon ausgenommen sind die Kosten für die Verwahrung von 
Xetra-Gold® (WKN A0S9GB). Die entstehenden zusätzlichen Kosten werden mit Ablauf des letzten Kalen-
dertags im Quartal abgerechnet und vollständig zzgl. Umsatzsteuer an den Kunden weitergereicht.

LEISTUNGSPAUSCHALE Preis in EUR

¹Alle Preise verstehen sich inkl. gesetzlicher Umsatzsteuer mit Ausnahme des Zusatzdepots. Die von der Bank im Rahmen des Zusatzdepots erbrachten Leistungen sind umsatzsteuerfrei.
²Bis zu 50 % des Entgelts werden im Rahmen der Abgeltungsteuer (im sonstigen Verlustverrechnungstopf) berücksichtigt. 
³Bruttovermögen ist die Summe aller Konto- und Depotwerte (Kredite reduzieren nicht die Basis des zu leistenden Honorars).
⁴Der bereinigte Anlageerfolg ist die Differenz aus Endvermögen und Anfangsvermögen einer Periode, bereinigt um Einlagen bzw. Aufstockungen und Entnahmen während dieser Peri-
ode. Die Erfolgsbeteiligung bzw. das anteilige Honorar der Bank sowie bezahlte bzw. erhaltene Steuern werden bei der Berechnung des bereinigten Anlageerfolgs wie eine Einlage oder 
Entnahme behandelt.
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2.	 Zusatzdepot

Mit der performancebasierten Leistungspauschale und der Leistungspauschale werden die transaktionsbezogenen Leistungen  
       abgegolten. Die Führung des Verrechnungskontos und des Depots erfolgt kostenfrei.

Für die Verwahrung von Einlagen auf den für den Kunden geführten Verrechnungskonten wird ein Verwahrentgelt erhoben, für welches 
Ziffer II. 3. dieses Preis- und Leitungsverzeichnisses sowie die ggf. mit dem Kunden getroffenen Vereinbarungen zu Freibeträgen und/
oder Wartezeiten gelten.

bis 1,08 % p. a.¹

15 %¹

Anteiliges Honorar: prozentual vom Bruttovermögen3

Basis: Kontostand und Depotwerte am Monatsende 

Monatliche Abrechnung

Erfolgshonorar: prozentual vom erzielten bereinigten Anlageerfolg⁴ 
Jährliche Abrechnung

Fremde Kosten und Auslagen geben wir in gleicher Höhe weiter. Bei bestimmten Anlagen können besonders 
hohe externe Verwahrkosten anfallen, die wir in gleicher Höhe weiterleiten, beispielsweise bei der Verwahrung 
von Xetra-Gold® (WKN A0S9GB). Die entstehenden zusätzlichen Kosten werden mit Ablauf des letzten Kalender-
tags im Quartal abgerechnet und vollständig zzgl. Umsatzsteuer an den Kunden weitergereicht.

PERFORMANCEBASIERTE LEISTUNGSPAUSCHALE Preis in EUR

bis 1,68 % p. a.¹Anteiliges Honorar: prozentual vom Bruttovermögen3

Basis: Kontostand und Depotwerte am Monatsende 

Monatliche Abrechnung

Fremde Kosten und Auslagen geben wir in gleicher Höhe weiter. Bei bestimmten Anlagen können besonders 
hohe externe Verwahrkosten anfallen, die wir in gleicher Höhe weiterleiten, beispielsweise bei der Verwahrung 
von Xetra-Gold® (WKN A0S9GB). Die entstehenden zusätzlichen Kosten werden mit Ablauf des letzten Kalender-
tags im Quartal abgerechnet und vollständig zzgl. Umsatzsteuer an den Kunden weitergereicht.

LEISTUNGSPAUSCHALE Preis in EUR

3.	 Entgelte für die Verwahrung von Einlagen

Für die Verwahrung von Einlagen auf den für den Kunden geführten Verrechnungskonten zahlt der Kontoinhaber ein variables Entgelt 
(„Verwahrentgelt“⁵) in Höhe von derzeit 0,0 % p. a. Bis zur erstmaligen Erhebung eines Verwahrentgelts auf Einlagen gewährt die Bank 
eine Wartefrist von 28 Tagen nach Kontoeröffnung. Die Grundlagen der Berechnung des Verwahrentgelts sowie weitere Einzelheiten 
sind in den „Entgeltbedingungen für die Verwahrung von Einlagen“ (C. XII. der Vorabinformationen und Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen) geregelt. 

5.	 Guthabenzins, Überziehungen

Die aktuellen Zinssätze der Bank für Guthaben und Überziehungen werden auf www.quirinprivatbank.de/variabler-zinssatz- 
guthabenverzinsung​ veröffentlicht. Die angegebenen Zinssätze sind variabel. Guthabenzinsen können, den Veränderungen am Geld- 
und Kapitalmarkt folgend, innerhalb einer angemessenen Frist von der Bank angepasst werden. Sollzinsanpassungen erfolgen entspre-
chend den jeweiligen vertraglichen Regelungen sowie den Regelungen in den Geschäftsbedingungen.

4.	 Kreditgeschäft

Kredite
Die Konditionen für den Festkredit und den Dispositionskredit werden für jeden Kunden 
individuell ermittelt. Die Berater der Bank erstellen gern ein persönliches Angebot.

Avale
Avalprovision je Aval

Preis in EUR

2,5 % p. a.1

⁵Die Leistungen sind nach § 4 Nr. 8 Buchst. d UStG umsatzsteuerfrei.
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III.	Preise und Leistungsmerkmale bei Zahlungsdiensten

Geschäftstage der Bank 

Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für die Ausführung 
von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die Bank unterhält den für die Ausführung von Zahlungsvorgängen 
erforderlichen Geschäftsbetrieb wie folgt: 

Überweisung

Zahlungen aus Lastschriften an den Zahlungsempfänger } alle Werktage außer: 

	̶ Sonnabende 

	̶ 24. und 31. Dezember 

Überweisungen

a) innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) in Euro oder in anderen EWR-Währungen

1.	 Annahmefrist(en) für Überweisungsaufträge

b) nicht unter a) genannte Länder und Währungen

bis 13.00 Uhr
an den Geschäftstagen der Bank

bis 11.00 Uhr
an den Geschäftstagen der Bank

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers wie 
folgt eingeht:

2.	 Ausführungsfrist(en) für Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
in Euro oder in anderen EWR-Währungen

a) Überweisungsaufträge in Euro

Belegloser6 Überweisungsauftrag
Beleghafter Überweisungsauftrag
SEPA-Überweisungsauftrag

SEPA-Überweisungsauftrag

Voraussetzungen:
	̶ Der Überweisende hat die IBAN des Zahlungsempfängers und den BIC des 

Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers angegeben.

	̶ Das Kreditinstitut des Zahlungsempfängers nimmt am SEPA-Überweisungs-

verfahren7 teil.

b) Überweisungsaufträge in anderen EWR-Währungen
	̶ Belegloser6/beleghafter Überweisungsauftrag

1 Geschäftstag
max. 2 Geschäftstage

1 Geschäftstag

max. 4 Geschäftstage

Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Ablauf des Tages, an welchem unter 
Einhaltung der Annahmefristen 1b) die folgenden Voraussetzungen vorliegen:

	̶ erforderliche Angaben zur Ausführung der Überweisungen nach Nr. 3.1 „Be-
dingungen für den Überweisungsverkehr“

	̶ ausreichendes Guthaben oder ein ausreichender Kredit (Deckung)

werden baldmöglichst bewirkt
(i. d. R. 5 Geschäftstage)

3.	 Ausführungsfrist(en) für Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) sowie Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Dritt-
staaten)

⁶Dies sind Überweisungsaufträge, die per Online-Banking erteilt werden.
⁷Artikel 6 der „Verordnung (EU) Nummer 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanfor- 
 derungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nummer 924/2009“ und § 7c Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz.
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a) Überweisungsausgänge innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Euro 
oder in anderen EWR-Währungen

Kostenteilung

Bei einem Zahlungsvorgang, der mit keiner Währungsumrechnung verbunden ist, tragen Zahlungsempfänger und Zahler jeweils 
die von ihrer Bank erhobenen Entgelte

b) Überweisung in Drittstaaten, die weder auf Euro noch auf eine Währung eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates lautet  
(Drittstaatenwährung)

Kostenteilung

Der Überweisende trägt alle Entgelte (= EUR-Überweisung), sofern keine abweichende Vereinbarung getroffen wird. Folgende Vereinba-
rungen sind möglich:

	̶ �SHARE-Überweisung     = �Überweisender trägt Entgelte bei seiner Bank und Begünstigter trägt die übrigen Entgelte.

	̶ BEN-Überweisung           = �Begünstigter trägt alle Entgelte (das von der Bank in Abzug gebrachte Entgelt entspricht dem Entgelt einer 
SHARE-Überweisung).

Hinweis

	̶ Bei einer SHARE-Überweisung können durch ein zwischengeschaltetes Kreditinstitut und das Kreditinstitut des Begünstigten vom 
Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.

	̶ Bei einer BEN-Überweisung können von jedem der beteiligten Kreditinstitute (überweisendes, zwischengeschaltetes oder begüns-
tigtes Kreditinstitut) vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.

Höhe der Entgelte

	̶ Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäi-
schen Wirtschaftsraums (EWR) in Euro

	̶ Überweisungen in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums8 (EWR) 
mit Währungsumrechnung

0,00 EUR

0,00 EUR

4.	 Entgelte

bei Zahlungen bis 100 EUR oder Gegenwert z. Z. 0,00 EUR 

bei Zahlungen bis 12.500 EUR oder Gegenwert z. Z. 5,00 EUR 

bei Zahlungen ab 12.500 EUR oder Gegenwert z. Z. 0,1 %, max. 100,00 EUR

bei Zahlungen bis 100 EUR oder Gegenwert z. Z. 0,00 EUR 

bei Zahlungen bis 12.500 EUR oder Gegenwert z. Z. 5,00 EUR 

bei Zahlungen ab 12.500 EUR oder Gegenwert z. Z. 0,1 %, max. 100,00 EUR

Höhe der Entgelte

	̶ Überweisungen in das sonstige Ausland 0,00 EUR

Bei Kundengeschäften in fremder Währung (z. B. Zahlungseingänge beziehungsweise -ausgänge) rechnet die Bank den An- und 

Verkauf von Devisen – soweit nichts anderes vereinbart ist – zu den von ihr ermittelten aktuellen Geld- beziehungsweise 

Briefkursen ab. Den An- und Verkauf von Devisen, dessen Ausführung der Bank im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs 

bis zum Abrechnungstermin nicht mehr möglich ist, rechnet die Bank zu dem jeweiligen Kurs des nächsten Abrechnungstermins ab. 

Der Geld- beziehungsweise Briefkurs wird unter Berücksichtigung der zum Abrechnungstermin im internationalen Devisenmarkt für 

die jeweilige Währung gehandelten Kurs ermittelt.

Wertstellung

Umrechnungskurse bei Fremdwährungsgeschäften
Briefkurs: wird angewandt bei der Konvertierung von Währungseingängen 
mit Verrechnung in Euro

Geldkurs: wird angewandt bei der Konvertierung von Währungsausgängen 
mit Verrechnung in Euro

Ausführungstag
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a) Gutschrift auf Kontokorrentkonto
	̶ maximal ein Geschäftstag nach Eingang des Überweisungsbetrages bei der Bank

b) Wertstellung

c) Entgelte

Höhe der Entgelte

	̶ Eingang von Überweisungen innerhalb Deutschlands und aus anderen Staaten des Europäi-
schen Wirtschaftsraums (EWR) in Euro

	̶ Eingang von Überweisungen aus anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
mit Währungsumrechnung

	̶ Eingang von Überweisungen aus dem sonstigen Ausland

5.	 Überweisungseingänge

2.	 Abbuchungslastschrift

a)	Betragsgrenze

Der maximale Betrag für einen SEPA-Echtzeitüberweisungsauftrag ist auf 50.000 EUR voreinge-
stellt. Der Kunde kann die Voreinstellung im Online-Banking ändern.

1.	 Merkmale und Geschäftstag

Bei einer SEPA-Echtzeitüberweisung erfolgt die Zahlung in Euro innerhalb des Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Sin-
gle Euro Payments Area“, SEPA).

Eine SEPA-Echtzeitüberweisung kann an jedem Kalendertag rund um die Uhr beauftragt werden und wird sofort ausgeführt. Ausnahmen 
gelten für beleghafte Aufträge.

SEPA-Echtzeitüberweisungen

EUR

0,00 EUR

0,00 EUR

0,00 EUR

b)	Entgelte für die Ausführung des SEPA-Echtzeitüberweisungsauftrags

SEPA-Echtzeitüberweisungen innerhalb des Gebiets der Europäischen 
Union/des EWR                                                             

SEPA-Echtzeitüberweisungen in SEPA-Länder außerhalb des Gebiets 
der Europäischen Union/des EWR (Drittstaaten)

c)	Sonstige Entgelte

Bearbeitung eines Überweisungswiderrufs nach Zugang des 
SEPA-Echtzeitüberweisungsauftrags

Berechtigte Ablehnung der Ausführung
eines autorisierten SEPA-Echtzeitüberweisungsauftrags mangels Kontodeckung 
oder wegen fehlender/fehlerhafter Angaben

Bearbeitung der Wiederbeschaffung einer
SEPA-Echtzeitüberweisung mit fehlerhafter Angabe
der Kundenkennung des Zahlungsempfängers durch den Kunden

Dauerauftrag: Einrichtung oder Änderung

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

Eingangstag
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1.	 Geschäftstage für Zahlungen aus Lastschriften an den Zahlungsempfänger

Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für die Ausführung 
von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die Bank unterhält den für die Ausführung von Zahlungen aus Last-
schriften erforderlichen Geschäftsbetrieb an allen Werktagen mit folgenden Ausnahmen:

	̶ Sonnabende

	̶ 24. und 31. Dezember

Zahlungen aus Lastschriften

2.	 SEPA-Basislastschrift

a)	Ausführungsfristen für Lastschriftzahlungen

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spätestens innerhalb von 
einem Geschäftstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

b)	Entgelte

Lastschrifteinlösung

Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten Lastschrift mangels Kontodeckung

Bearbeitung der Wiederbeschaffung einer Lastschrift mit fehlerhafter Angabe der 
Kundenkennung des Zahlungsempfängers durch diesen

EUR

0,00

0,00

0,00

3.	 SEPA-Firmenlastschrift

a)	Ausführungsfristen für Lastschriftzahlungen

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spätestens innerhalb von 
einem Geschäftstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

b)	Entgelte

Lastschrifteinlösung

Bestätigung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats durch den Zahler, Einrichtung oder Änderung

Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten Lastschrift wegen fehlender 
Kontodeckung

Bearbeitung der vom Kunden erklärten Zurückweisung einzelner Lastschriften

EUR

0,00

0,00

0,00

0,00
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IV. Umrechnungskurse bei Fremdwährungsgeschäften

Bei Kundengeschäften in fremder Währung (z. B. Zahlungseingänge beziehungsweise -ausgänge) rechnet die Bank den An- und Verkauf 
von Devisen – soweit nichts anderes vereinbart ist – zu den von ihr ermittelten aktuellen Geld- beziehungsweise Briefkursen ab. Den An- 
und Verkauf von Devisen, dessen Ausführung der Bank im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs bis zum Abrechnungstermin nicht 
mehr möglich ist, rechnet die Bank zu dem jeweiligen Kurs des nächsten Abrechnungstermins ab. 

Grundsatz 

Fremdwährungsgeschäfte in Devisen werden zu dem für den Ankauf der Devisen von der Bank jeweils festgelegten Preis (Brief-Abrech-
nungskurs) bzw. für den Verkauf der Devisen von der Bank festgelegten Preis (Geld-Abrechnungskurs) abgerechnet. Dieser Abrechnungskurs 
setzt sich aus zwei Komponenten zusammen: 

1.	 dem maßgeblichen Referenzwechselkurs für den Abrechnungstermin und

2.	 einem Aufschlag auf den Referenzwechselkurs. 

Referenzwechselkurs 

Der Referenzwechselkurs wird bei Geschäften mit einem Gegenwert kleiner 50.000 Euro vom Datenprovider Interactive Data Corporation 
(OTCD Premium FX (DLY Push)) bezogen. 

Bei Geschäften über 50.000 Euro Gegenwert wird der Kurs verwendet, zu dem die Bank sich bei ihren Geschäftspartnern am Markt einde-
cken kann. 

Aufschlag auf den Referenzwechselkurs 

Die Höhe des Auf- bzw. Abschlags auf den maßgeblichen Referenzwechselkurs ist von der jeweiligen Währung abhängig und ergibt sich 
aus folgender Tabelle: 

Währungspaar

EUR/AUD

EUR/CAD

EUR/CHF

EUR/CZK

EUR/DKK

EUR/GBP

EUR/HKD

EUR/HUF

EUR/IDR

EUR/JPY

EUR/NOK

EUR/NZD

EUR/MXN

EUR/PLN

EUR/RUB

EUR/SEK

EUR/THB

EUR/TRY

EUR/USD

EUR/ZAR

Land Währung

Australien

Kanada

Schweiz

Tschechien

Dänemark

Großbritannien

Hongkong

Ungarn

Indonesien

Japan

Norwegen

Neuseeland

Mexiko

Polen

Russland

Schweden

Thailand

Türkei

USA

Südafrika

0,025

0,006

0,002

0,4

0,02

0,002

0,15

3,00

400

0,24

0,024

0,03

0,25

0,05

1,00

0,024

0,12

0,04

0,003

0,15

AUD

CAD	

CHF

CZK

DKK

GBP

HKD

HUF

IDR

JPY

NOK

NZD

MXN

PLN

RUB

SEK

THB

TRY

USD

ZAR

Auf- und Abschlag auf den Referenzwechselkurs

Kursänderungen 

Eine Änderung des Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam.
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IBAN:

International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer)

BIC:

Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode)

EWR:

Europäischer Wirtschaftsraum; derzeit gehören dazu:

	̶ Mitgliedstaaten der Europäischen Union: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich 
Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Zypern

	̶ Weitere Staaten: Island, Liechtenstein, Norwegen

EWR-Währungen:

Währungen des Europäischen Wirtschaftsraums; derzeit gehören dazu:

Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, 
Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint

Drittstaaten:

Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR), z. B. Schweiz, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, USA, 
Japan

Drittstaatenwährung:

Währungen von Drittstaaten, z. B. Schweizer Franken, Britisches Pfund Sterling, US-Dollar, Japanischer Yen

SEPA:

Single Euro Payments Area (Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum); derzeit gehören dazu:

	̶ Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums

	̶ Sonstige Staaten und Gebiete: Ålandinseln, Andorra, Gibraltar, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Guernsey, 
Jersey, Insel Man, Monaco, San Marino, St. Barthélemy, St. Martin (französischer Teil), St. Pierre und Miquelon, Schweiz, Vatikanstadt

V. Definitionen
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C.	 Geschäftsbedingungen
I.	 Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB Banken)

Grundregeln für die Beziehung
zwischen Kunde und Bank

1.	 Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäfts- 
bedingungen und der Sonderbedingungen für einzelne 
Geschäftsbeziehungen

(1)	Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte 
Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und den inländi-
schen Geschäftsstellen der Bank (im Folgenden Bank genannt). 
Daneben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Bei-
spiel für das Wertpapiergeschäft, den Zahlungsverkehr und für 
den Sparverkehr) Sonderbedingungen, die Abweichungen oder 
Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
enthalten; sie werden bei der Kontoeröffnung oder bei Erteilung 
eines Auftrages mit dem Kunden vereinbart. Unterhält der Kun-
de auch Geschäftsverbindungen zu ausländischen Geschäfts-
stellen, sichert das Pfandrecht der Bank (Nummer 14 dieser Ge-
schäftsbedingungen) auch die Ansprüche dieser ausländischen 
Geschäftsstellen.

(2)	Änderungen

a)	Änderungsangebot
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonder-
bedingungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 
in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rah-
men der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommu-
nikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), 
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten 
werden.

b)	Annahme durch den Kunden
Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur 
wirksam, wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im 
Wege der nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion.

c)	Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungs-
fiktion

Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des 
Änderungsangebots (Zustimmungsfiktion), wenn

(aa)	 das Änderungsangebot der Bank erfolgt, um die Über-
einstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer 
veränderten Rechtslage wiederherzustellen, weil eine 
Bestimmung dieser Geschäftsbedingungen oder der 
Sonderbedingungen

	̶ aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließ-
lich unmittelbar geltender Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union, nicht mehr der Rechtslage 
entspricht oder

	̶ durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, 
auch durch ein Gericht erster Instanz, unwirksam 
wird oder nicht mehr verwendet werden darf oder

	̶ aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für 
die Bank zuständigen nationalen oder internatio-
nalen Behörde (z. B. der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zen-
tralbank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen 
Verpflichtungen der Bank in Einklang zu bringen ist

und

(bb)	der Kunde das Änderungsangebot der Bank nicht vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Änderungen abgelehnt hat.

Die Bank wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Fol-
gen seines Schweigens hinweisen.

d)	Ausschluss der Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung

	̶ bei Änderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 
5 der Geschäftsbedingungen und der entsprechenden 
Regelungen in den Sonderbedingungen oder bei Ände-
rungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages 
und die Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

	̶ bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das 
vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehen-
de Zahlung des Verbrauchers gerichtet sind, oder

	̶ bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertra-
ges gleichkommen, oder

	̶ bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis 
von Leistung und Gegenleistung erheblich zugunsten 
der Bank verschieben würden.

In diesen Fällen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu 
den Änderungen auf andere Weise einholen.

e)	Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion
Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann 
der Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses 
Kündigungsrecht wird die Bank den Kunden in ihrem Ände-
rungsangebot besonders hinweisen.

2.	 Bankgeheimnis und Bankauskunft

(1)	Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen 
Tatsachen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis 
erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den Kunden darf 
die Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen 
dies gebieten oder der Kunde eingewilligt hat oder die Bank zur 
Erteilung einer Bankauskunft befugt ist.

(2)	Bankauskunft
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen 
und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betrags-
mäßige Angaben über Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder 
sonstige der Bank anvertraute Vermögenswerte sowie Angaben 
über die Höhe von Kreditinanspruchnahmen werden nicht ge-
macht.

(3)	Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft
Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handels-
register eingetragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, so-
fern sich die Anfrage auf ihre geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die 
Bank erteilt jedoch keine Auskünfte, wenn ihr eine anders lau-
tende Weisung des Kunden vorliegt. Bankauskünfte über andere 
Personen, insbesondere über Privatkunden und Vereinigungen, 
erteilt die Bank nur dann, wenn diese generell oder im Einzelfall 
ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur er-
teilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der ge-
wünschten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden 
der Auskunftserteilung entgegenstehen.

(4)	Empfänger von Bankauskünften
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie an-
deren Kreditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3.	 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden

(1)	Haftungsgrundsätze
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für je-
des Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonder-
bedingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen oder sonstige 
Vereinbarungen etwas Abweichendes regeln, gehen diese Re-
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Kontoführung

7.	 Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten (Konten in 
laufender Rechnung)

(1)	Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht et-
was anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalender-
quartals einen Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem 
Zeitraum entstandenen beiderseitigen Ansprüche (einschließlich 
der Zinsen und Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf 
den Saldo, der sich aus der Verrechnung ergibt, nach Nummer 
12 dieser Geschäftsbedingungen oder nach der mit dem Kun-
den anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.

(2)	Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit ei-
nes Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ab-
lauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht 
er seine Einwendungen in Textform geltend, genügt die Ab-
sendung innerhalb der Sechs-Wochen-Frist. Das Unterlassen 
rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. Auf diese 
Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses 
besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf 
eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses verlangen, muss 
dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder 
eine ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.

8.	 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank

(1)	Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel 
wegen einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum 
nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belastungsbuchung 
rückgängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch ge-
gen den Kunden zusteht (Stornobuchung); der Kunde kann in 
diesem Fall gegen die Belastungsbuchung nicht einwenden, 
dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.

(2)	Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rech-
nungsabschlussfest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch 
gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein 
Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde ge-
gen die Berichtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank 
den Betrag dem Konto wieder gutschreiben und ihren Rückzah-
lungsanspruch gesondert geltend machen.

(3)	Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den 
Kunden unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die 
Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag 
vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde.

9.	 Einzugsaufträge

(1)	Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschrif-
ten schon vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem 
Vorbehalt ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn diese bei 
der Bank selbst zahlbar sind. Reicht der Kunde andere Papiere 
mit dem Auftrag ein, von einem Zahlungspflichtigen einen For-
derungsbetrag zu beschaffen (zum Beispiel Zinsscheine), und 
erteilt die Bank über den Betrag eine Gutschrift, so steht diese 
unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vor-
behalt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und an-
deren Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks 
oder Lastschriften nicht eingelöst oder erhält die Bank den Be-
trag aus dem Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbe-
haltsgutschrift rückgängig. Dies geschieht unabhängig davon, 
ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss erteilt wurde.

(2)	Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestell-
ter Schecks

Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belas-
tungsbuchung nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag – 
bei SEPA-Firmenlastschriften nicht spätestens am dritten Bank-
arbeitstag¹ – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. 

gelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 
(zum Beispiel durch Verletzung der in Nr. 11 dieser Geschäfts-
bedingungen aufgeführten Mitwirkungspflichten) zu der Ent-
stehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank 
und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2)	Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form 
ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren 
Erledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass 
sie ihn im eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weiter-
geleiteter Auftrag). Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von 
Bankauskünften bei anderen Kreditinstituten oder die Verwah-
rung und Verwaltung von Wertpapieren im Ausland. In diesen 
Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige 
Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3)	Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, 
Aufruhr, Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von 
ihr nicht zu vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, 
Aussperrung, Verkehrsstörung, Verfügungen von hoher Hand 
im In- oder Ausland) eintreten.

4.	 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der kein 
Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen 
der Bank nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestrit-
ten oder rechtskräftig festgestellt sind. Diese Aufrechnungs-
beschränkung gilt nicht für eine vom Kunden zur Aufrechnung 
gestellte Forderung, die ihren Rechtsgrund in einem Darlehen 
oder einer Finanzierungshilfe gemäß §§ 513, 491 bis 512 BGB hat.

5.	 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber 
der Bank auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank 
seine erbrechtliche Berechtigung in geeigneter Weise nachzu-
weisen. Wird der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte 
Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) 
nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift vorgelegt, darf die 
Bank denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvollstrecker 
bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen 
und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies 
gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der dort Genann-
te (zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des 
Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist oder wenn ihr dies 
infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.

6.	 Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kaufmännischen 
und öffentlich-rechtlichen Kunden

(1)	Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der 
Bank gilt deutsches Recht.

(2)	Gerichtsstand für Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbe-
ziehung dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, 
so kann die Bank diesen Kunden an dem für die kontoführende 
Stelle zuständigen Gericht oder bei einem anderen zuständigen 
Gericht verklagen; dasselbe gilt für eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts und für öffentlich-rechtliche Sondervermö-
gen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem für 
die kontoführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.

(3)	Gerichtsstand für Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im 
Ausland eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, so-
wie für ausländische Institutionen, die mit inländischen juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts oder mit einem inlän-
dischen öffentlich-rechtlichen Sondervermögen vergleichbar 
sind.

¹Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.
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Barschecks sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger 
eingelöst. Schecks sind auch schon dann eingelöst, wenn die 
Bank im Einzelfall eine Bezahltmeldung absendet. Schecks, die 
über die Abrechnungsstelle der Bundesbank vorgelegt werden, 
sind eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von der Bundesbank 
festgesetzten Zeitpunkt zurückgegeben werden.

10.	 Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremdwährungs-
konten

(1)	Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen 
an den Kunden und Verfügungen des Kunden in fremder Wäh-
rung bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über Guthaben auf 
Fremdwährungskonten (zum Beispiel durch Überweisungen zu 
Lasten des Fremdwährungsguthabens) werden unter Einschal-
tung von Banken im Heimatland der Währung abgewickelt, 
wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen Hau-
ses ausführt.

(2)	Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem 
Kunden

Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel 
ein Devisentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung ei-
nes Betrages in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremd-
währungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf dem Konto des 
Kunden in dieser Währung erfüllen, sofern nicht etwas anderes 
vereinbart ist.

(3)	Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die 
Bank

Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung 
zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur 
Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in 
dem Umfang und so lange ausgesetzt, wie die Bank in der Wäh-
rung, auf die das Fremdwährungsguthaben oder die Verbind-
lichkeit lautet, wegen politisch bedingter Maßnahmen oder Er-
eignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt 
verfügen kann. In dem Umfang und solange diese Maßnahmen 
oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Er-
füllung an einem anderen Ort außerhalb des Landes der Wäh-
rung, in einer anderen Währung (auch nicht in Euro) oder durch 
Anschaffung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der 
Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines Fremd-
währungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die 
Bank vollständig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht 
des Kunden und der Bank, fällige gegenseitige Forderungen in 
derselben Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von den 
vorstehenden Regelungen unberührt.

(4)	Wechselkurs
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsge-
schäften ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. 
Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterah-
menvertrag.

²International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer)
³Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code)

Mitwirkungspflichten des Kunden

11.	 Mitwirkungspflichten des Kunden

(1)	Mitteilung von Änderungen
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist 
es erforderlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines 
Namens und seiner Anschrift sowie das Erlöschen oder die Än-
derung einer gegenüber der Bank erteilten Vertretungsmacht 
(insbesondere einer Vollmacht) unverzüglich mitteilt. Diese Mit-
teilungspflicht besteht auch dann, wenn die Vertretungsmacht 
in ein öffentliches Register (zum Beispiel in das Handelsregister) 
eingetragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung in dieses 
Register eingetragen wird. Darüber hinaus können sich wei-
tergehende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus 
dem Geldwäschegesetz, ergeben.

(2)	Klarheit von Aufträgen
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht 
eindeutig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge 
haben, die zu Verzögerungen führen können. Vor allem hat der 

Kosten der Bankdienstleistungen

12.	 Zinsen, Entgelte und Aufwendungen 

(1)	Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Verbrauchern
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistun-
gen, die die Bank gegenüber Verbrauchern erbringt, einschließ-
lich der Höhe von Zahlungen, die über die für die Hauptleis-
tung vereinbarten Entgelte hinausgehen, ergeben sich aus dem 
„Preisaushang – Regelsätze im standardisierten Privatkunden-
geschäft“ und aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. 

Wenn ein Verbraucher eine dort aufgeführte Hauptleistung in 
Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung 
getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im „Preisaus-
hang“ oder „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zin-
sen und Entgelte.

Eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für 
die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrück-
lich treffen, auch wenn sie im „Preisaushang“ oder im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesen ist.

Für die Vergütung der nicht im „Preisaushang“ oder im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ aufgeführten Leistungen, die im Auf-
trag des Verbrauchers erbracht werden und die, nach den Um-
ständen zu urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, 
gelten, soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die 
gesetzlichen Vorschriften.

(2)	Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Kunden, die keine 
Verbraucher sind

Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleis-
tungen, die die Bank gegenüber Kunden, die keine Verbraucher 
sind, erbringt, ergeben sich aus dem „Preisaushang – Regelsätze 
im standardisierten Privatkundengeschäft“ und aus dem „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“, soweit der „Preisaushang“ und das 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ übliche Bankleistungen ge-
genüber Kunden, die keine Verbraucher sind (zum Beispiel Ge-
schäftskunden), ausweisen.

Wenn ein Kunde, der kein Verbraucher ist, eine dort aufgeführte 
Bankleistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende 
Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt 
im „Preisaushang“ oder „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ange-
gebenen Zinsen und Entgelte.

Kunde bei Aufträgen auf die Richtigkeit und Vollständigkeit sei-
ner Angaben, insbesondere der Kontonummer und Bankleitzahl 
oder IBAN² und BIC³ sowie der Währung, zu achten. Änderun-
gen, Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen müs-
sen als solche gekennzeichnet sein.

(3)	Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung 
eines Auftrags

Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere 
Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei 
formularmäßig erteilten Aufträgen muss dies außerhalb des For-
mulars erfolgen.

(4)	Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, De-
pot- und Erträgnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, An-
zeigen über die Ausführung von Aufträgen sowie Informatio-
nen über erwartete Zahlungen und Sendungen (Avise) auf ihre 
Richtigkeit und Vollständigkeit unverzüglich zu überprüfen und 
etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben.

(5)	Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von 
Mitteilungen

Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kun-
den nicht zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrich-
tigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausblei-
ben anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde erwartet 
(Wertpapierabrechnungen, Kontoauszüge nach der Ausführung 
von Aufträgen des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde 
erwartet).
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Im Übrigen bestimmt die Bank, sofern keine andere Verein-
barung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen dem 
nicht entgegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach 
billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs).

(3)	Nicht entgeltfähige Leistungen
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes 
oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist 
oder die sie im eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein 
Entgelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und 
wird nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung erhoben.

(4)	Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei 
Erhöhung

Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen 
Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarung mit 
dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zin-
sen mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts 
anderes vereinbart ist, die davon betroffene Kreditvereinbarung 
innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe der Ände-
rung mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der Kunde, so 
werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditvereinba-
rung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine 
angemessene Frist einräumen.

(5)	Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in 
Anspruch genommenen Leistungen

Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden 
im Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft 
in Anspruch genommen werden (zum Beispiel Konto- und De-
potführung), werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Text-
form angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg 
vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), können die Än-
derungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von 
der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn 
der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung 
eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausge-
hende Zahlung eines Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank 
mit dem Verbraucher nur ausdrücklich treffen.

(6)	Ersatz von Aufwendungen
Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendungen 
richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

(7)	Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und 
Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlun-
gen

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdienstever-
trägen mit Verbrauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen 
und die Kosten (Entgelte und Auslagen) nach den jeweiligen 
vertraglichen Vereinbarungen und Sonderbedingungen sowie 
ergänzend nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Änderung 
von Entgelten von Zahlungsdiensterahmenverträgen (z. B. Giro-
vertrag) richtet sich nach Absatz 5.

Sicherheiten für die Ansprüche
der Bank gegen den Kunden

den, die eine erhöhte Risikobewertung der Ansprüche gegen 
den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall sein, 
wenn 

	̶ sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachtei-
lig verändert haben oder sich zu verändern drohen oder

	̶ sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlech-
tert haben oder zu verschlechtern drohen.

Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn aus-
drücklich vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließ-
lich im Einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei 
Verbraucherdarlehensverträgen besteht der Anspruch auf die 
Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die 
Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind. Übersteigt der 
Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf 
Bestellung oder Verstärkung auch dann, wenn in einem vor 
dem 21. März 2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehens-
vertrag oder in einem ab dem 21. März 2016 abgeschlossenen 
Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 
2 BGB keine oder keine abschließenden Angaben über Sicher-
heiten enthalten sind.

(3)	Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten

Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die 
Bank eine angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, 
von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach Nr. 19 Absatz 
3 dieser Geschäftsbedingungen Gebrauch zu machen, falls der 
Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten nicht fristgerecht nachkommt, wird sie ihn zuvor 
hierauf hinweisen.

14.	 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank

(1)	Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank 
ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an 
denen eine inländische Geschäftsstelle im bankmäßigen Ge-
schäftsverkehr Besitz erlangt hat oder noch erlangen wird. Die 
Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem 
Kunden gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsver-
bindung zustehen oder künftig zustehen werden (zum Beispiel 
Kontoguthaben).

(2)	Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künfti-
gen und bedingten Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtli-
chen in- und ausländischen Geschäftsstellen aus der bankmäßi-
gen Geschäftsverbindung gegen den Kunden zustehen. Hat der 
Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten 
eines anderen Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel als 
Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungsübernah-
me folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(3)	Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die 
Verfügungsgewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimmten 
Zweck verwendet werden dürfen (zum Beispiel Bareinzahlung 
zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der 
Bank nicht auf diese Werte. Dasselbe gilt für die von der Bank 
selbst ausgegebenen Aktien (eigene Aktien) und für die Wert-
papiere, die die Bank im Ausland für den Kunden verwahrt. Au-
ßerdem erstreckt sich das Pfandrecht nicht auf die von der Bank 
selbst ausgegebenen eigenen Genussrechte/Genussscheine 
und nicht auf die verbrieften und nicht verbrieften nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Bank.

(4)	Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kun-
de nicht berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren ge-
hörenden Zins- und Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15.	 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskontierten 
Wechseln

(1)	Sicherungsübereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks 
und Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigen-
tum. An diskontierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt 
des Wechselankaufs uneingeschränktes Eigentum; belastet sie 
diskontierte Wechsel dem Konto zurück, so verbleibt ihr das Si-
cherungseigentum an diesen Wechseln.

13.	 Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

(1)	Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten 
verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt 
sind (zum Beispiel Aufwendungsersatzanspruch wegen der 
Inanspruchnahme aus einer für den Kunden übernommenen 
Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haftung 
für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank über-
nommen (zum Beispiel als Bürge), so besteht für die Bank ein 
Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten im 
Hinblick auf die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld 
jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(2)	Veränderung des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den 
Kunden zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Be-
stellung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann 
sie auch später noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung 
hierfür ist jedoch, dass Umstände eintreten oder bekannt wer-
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(2)	Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln ge-
hen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank 
über; ein Forderungsübergang findet ferner statt, wenn ande-
re Papiere zum Einzug eingereicht werden (zum Beispiel Last-
schriften, kaufmännische Handelspapiere).

(3)	Zweckgebundene Einzugspapiere
Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, 
dass ihr Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck verwendet 
werden darf, erstrecken sich die Sicherungsübereignung und 
die Sicherungsabtretung nicht auf diese Papiere.

(4)	Gesicherte Ansprüche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen 
der Sicherung aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden 
bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrent-
konten zustehen oder die infolge der Rückbelastung nicht ein-
gelöster Einzugspapiere oder diskontierter Wechsel entstehen. 
Auf Anforderung des Kunden nimmt die Bank eine Rückübertra-
gung des Sicherungseigentums an den Papieren und der auf sie 
übergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im 
Zeitpunkt der Anforderung keine zu sichernden Ansprüche ge-
gen den Kunden zustehen oder sie ihn über den Gegenwert der 
Papiere vor deren endgültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.

16.	 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freigabever-
pflichtung

(1)	Deckungsgrenze
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung 
von Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare 
Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus 
der bankmäßigen Geschäftsverbindung (Deckungsgrenze) ent-
spricht.

(2)	Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgren-
ze nicht nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Verlan-
gen des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und 
zwar in Höhe des die Deckungsgrenze übersteigenden Betra-
ges; sie wird bei der Auswahl der freizugebenden Sicherheiten 
auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Si-
cherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Si-
cherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen 
ist die Bank auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die 
dem Pfandrecht unterliegenden Werte auszuführen (zum Bei-
spiel Verkauf von Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).

(3)	Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaß-
stab als der realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungs-
grenze oder ist eine andere Grenze für die Freigabe von Sicher-
heiten vereinbart, so sind diese maßgeblich.

17.	 Verwertung von Sicherheiten

(1)	Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat die Bank unter mehreren Sicher-
heiten die Wahl. Sie wird bei der Verwertung und bei der Aus-
wahl der zu verwertenden Sicherheiten auf die berechtigten 
Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der 
für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten bestellt hat, 
Rücksicht nehmen.

(2)	Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, 
wird die Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift er-
teilen, die als Rechnung für die Lieferung der als Sicherheit die-
nenden Sache gilt und den Voraussetzungen des Umsatzsteu-
errechts entspricht.

Kündigung

(2)	Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine ab-
weichende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose 
Kündigung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür ein 
wichtiger Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter Be-
rücksichtigung der berechtigten Belange der Bank, unzumutbar 
werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.

(3)	Gesetzliche Kündigungsrechte
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19.	 Kündigungsrechte der Bank

(1)	Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne 
Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter 
Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist kündigen (zum 
Beispiel den Scheckvertrag, der zur Nutzung von Scheckvordru-
cken berechtigt). Bei der Bemessung der Kündigungsfrist wird 
die Bank auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht 
nehmen. Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenver-
trages (zum Beispiel laufendes Konto oder Kartenvertrag) und 
eines Depots beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei Mo-
nate.

(2)	Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch 
eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die 
Bank jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. 
Die Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf 
die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen. So-
weit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung eines Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann 
die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

(3)	Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist

Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung 
oder einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch 
unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden 
unzumutbar werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-
dere vor,

	̶ wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermö-
gensverhältnisse gemacht hat, die für die Entscheidung 
der Bank über eine Kreditgewährung oder über andere 
mit Risiken für die Bank verbundene Geschäfte (zum Bei-
spiel Aushändigung einer Zahlungskarte) von erheblicher 
Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur, 
wenn der Kunde für die Kreditwürdigkeitsprüfung rele-
vante Informationen wissentlich vorenthalten oder diese 
gefälscht hat und dies zu einem Mangel der Kreditwürdig-
keitsprüfung geführt hat oder

	̶ wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögens-
verhältnisse des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Si-
cherheit eintritt oder einzutreten droht und dadurch die 
Rückzahlung des Darlehens oder die Erfüllung einer sons-
tigen Verbindlichkeit gegenüber der Bank – auch unter 
Verwertung einer hierfür bestehenden Sicherheit – ge-
fährdet ist oder

	̶ wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder 
Verstärkung von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 
dieser Geschäftsbedingungen oder aufgrund einer sons-
tigen Vereinbarung nicht innerhalb der von der Bank ge-
setzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen 
Pflicht, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur 
Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach erfolgloser 
Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Besonder-
heiten des Einzelfalles (§ 323 Absätze 2 und 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches) entbehrlich.

(4)	Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Ver-
zug

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung wegen Verzuges mit der Rückzahlung eines Ver-
braucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur nach 
Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

18.	 Kündigungsrechte des Kunden

(1)	Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzel-
ne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für 
die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungs-
regelung vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist kündigen.
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(5)	 Kündigung eines Basiskontovertrages
Einen Basiskontovertrag kann die Bank nur nach den zwischen 
der Bank und dem Kunden auf Grundlage des Zahlungskonten-
gesetzes getroffenen Vereinbarungen und den Bestimmungen 
des Zahlungskontengesetzes kündigen.

(6)	Abwicklung nach einer Kündigung
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank 
dem Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzah-
lung eines Kredits) eine angemessene Frist einräumen, soweit 
nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist (zum Beispiel bei 
der Kündigung des Scheckvertrages die Rückgabe der Scheck-
vordrucke).

c)	 Ab dem 1. Januar 2030: (i) 1 Million Euro für natürliche Per-
sonen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer 
Laufzeit und (ii) 10 Millionen Euro für nichtfinanzielle Un-
ternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und 
Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und andere in § 6 
Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannte 
Gläubiger. In jedem Fall werden Einlagen bis maximal 8,75 % 
der Eigenmittel im Sinne von Unterabsatz (a) Sätze 2 und 3 
geschützt.

d)	 Für Einlagen, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 ge-
sichert wurden, finden die zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Sicherungsgrenzen weiterhin Anwendung, bis die Einlage 
fällig ist, prolongiert wird oder vom Kunden erstmals gekün-
digt werden kann oder auf eine ausländische Zweignieder-
lassung oder Zweigstellen übertragen wird. Für Einlagen, die 
nach dem 31. Dezember 2022 begründet oder prolongiert 
werden, gelten die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den 
oben genannten Stichtagen.

Maßgebend für die Entschädigung ist die Sicherungsgrenze, die 
der Bank als Ergebnis der Feststellung des Prüfungsverbandes 
mitgeteilt worden ist und im Internet unter www.bankenver-
band.de abgerufen werden kann. Die Sicherungsgrenze wird 
dem Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben.

Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen von finanziel-
len Unternehmen, staatlichen Stellen einschließlich kommu-
naler Gebietskörperschaften, Einlagen, die im Zusammenhang 
mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung entstanden sind, 
und Inhaberschuldverschreibungen. Im Fall von Gläubigern 
nach Buchstaben (a) (ii), (b) (ii) und (c) (ii) werden Einlagen mit 
einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten sowie Verbindlichkei-
ten aus Schuldscheindarlehen, Namensschuldverschreibungen 
und vergleichbaren Schuldtiteln ausländischen Rechts nicht ge-
schützt.

Für Verbindlichkeiten von Banken, die bis zum Ablauf des 31. 
Dezember 2022 gemäß § 6 der am 18. November 2021 im Ver-
einsregister eingetragenen Fassung des Statuts des Einlagensi-
cherungsfonds gesichert wurden, besteht die Sicherung nach 
Maßgabe dieser Vorschrift fort. Nach dem 31. Dezember 2022 
entfällt dieser Bestandsschutz, sobald die betreffende Verbind-
lichkeit fällig wird, gekündigt oder anderweitig zurückgefordert 
werden kann oder wenn die Verbindlichkeit im Wege einer 
Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht oder auf eine 
ausländische Zweigniederlassung oder Zweigstelle übertragen 
wird.

Einzelheiten zum Schutzumfang einschließlich der Sicherungs-
grenzen sind im Statut des Einlagensicherungsfonds, insbeson-
dere dessen § 6, geregelt.

Das Statut wird auf Verlangen zur Verfügung gestellt und kann 
auch im Internet unter www.bankenverband.de aufgerufen 
werden.

Forderungsübergang und Auskunftserteilung

(4)	Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauf-
tragter Zahlungen an einen Kunden leistet, gehen dessen For-
derungen gegen die Bank in entsprechender Höhe mit allen Ne-
benrechten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über.

(5)	Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem 
von ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen.

Einlagensicherung

20.	Schutz der Einlagen

Information über die Einlagensicherung

(1)	Einlagen
Einlagen sind Guthaben, die sich im Rahmen von Bankgeschäf-
ten aus Beträgen, die auf einem Konto verblieben sind oder 
aus Zwischenpositionen ergeben und die nach den geltenden 
gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen von der Bank zu-
rückzuzahlen sind, wie zum Beispiel Guthaben auf Girokonten, 
Festgelder, Spareinlagen, Sparbriefe und Namensschuldver-
schreibungen. Maßgeblich sind die Definitionen in § 2 Absatz 3 
des Einlagensicherungsgesetzes (EinSiG) bzw. § 6 Absatz 1 des 
Statuts des innerhalb des Bundesverbandes deutscher Banken 
e.V. bestehenden Einlagensicherungsfonds deutscher Banken 
(Einlagensicherungsfonds).

(2)	Gesetzliche Einlagensicherung
Die Bank ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken 
GmbH als Träger der gesetzlichen Einlagensicherung der pri-
vaten Banken zugeordnet. Die gesetzliche Einlagensicherung 
schützt nach Maßgabe des EinSiG und vorbehaltlich der darin 
vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bis zu einem Gegenwert 
von 100.000 Euro pro Einleger. In den in § 8 Absatz 2 EinSiG ge-
nannten Fällen erhöht sich dieser Betrag auf 500.000 Euro. Dazu 
gehören insbesondere Beträge, die aus Immobilientransaktio-
nen im Zusammenhang mit privat genutzten Wohnimmobilien 
resultieren. Nicht geschützt werden insbesondere Einlagen von 
finanziellen Unternehmen, staatlichen Stellen einschließlich 
kommunaler Gebietskörperschaften, Einlagen, die im Zusam-
menhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung ent-
standen sind und Inhaberschuldverschreibungen. Einzelheiten 
sind im EinSiG, insbesondere dessen § 8, geregelt.

(3)	Einlagensicherungsfonds
Die Bank wirkt außerdem am Einlagensicherungsfonds mit. Die-
ser sichert nach Maßgabe seines Statuts und vorbehaltlich der 
darin vorgesehenen Ausnahmen Einlagen bei einer inländischen 
Haupt- oder Zweigniederlassung bzw. Zweigstelle je Gläubiger 
maximal bis zur folgenden Höhe (Sicherungsgrenze):

a)	 (i) 5 Millionen Euro für natürliche Personen und rechtsfähige 
Stiftungen unabhängig von ihrer Laufzeit und (ii) 50 Millio-
nen Euro für nichtfinanzielle Unternehmen, gemeinnützige 
Organisationen, Verbände und Berufsorganisationen ohne 
Erwerbszweck und andere in § 6 Absatz 3 des Statuts des 
Einlagensicherungsfonds genannte Gläubiger. In jedem Fall 
werden Einlagen bis maximal 15 % der Eigenmittel der Bank 
im Sinne von Artikel 72 CRR geschützt, wobei Ergänzungska-
pital nur bis zur Höhe von 25 % des Kernkapitals im Sinne von 
Artikel 25 CRR Berücksichtigung findet. Weitere Einzelheiten 
zur Berechnung der relevanten Eigenmittel regelt § 6 Absatz 
8 Unterabsatz (a) des Statuts des Einlagensicherungsfonds.

b)	 Ab dem 1. Januar 2025: (i) 3 Millionen Euro für natürliche 
Personen und rechtsfähige Stiftungen unabhängig von ihrer 
Laufzeit und (ii) 30 Millionen Euro für nichtfinanzielle Un-
ternehmen, gemeinnützige Organisationen, Verbände und 
Berufsorganisationen ohne Erwerbszweck und andere in § 6 
Absatz 3 des Statuts des Einlagensicherungsfonds genannte 
Gläubiger. In jedem Fall werden Einlagen bis maximal 8,75 % 
der Eigenmittel im Sinne von Unterabsatz (a) Sätze 2 und 3 
geschützt.
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21.	 Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfahren

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:

	̶ Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ genannte Kontaktstelle 
der Bank wenden. Die Bank wird Beschwerden in geeig-
neter Weise beantworten, bei Zahlungsdiensteverträgen 
erfolgt dies in Textform (zum Beispiel mittels Brief, Telefax 
oder E-Mail).

	̶ Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Ver-
braucherschlichtungsstelle „Ombudsmann der privaten 
Banken“ (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der 
Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitig-
keit mit der Bank den Ombudsmann der privaten Banken 
anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Strei-
tigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bür-
gerlichen Gesetzbuches), können auch Kunden, die keine 
Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Ban-
ken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensordnung des 
Ombudsmanns der privaten Banken“, die auf Wunsch zur 
Verfügung gestellt wird oder im Internet unter www.ban-
kenombudsmann.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist in 
Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Geschäfts-
stelle des Ombudsmanns der privaten Banken, Postfach 
04 03 07, 10062 Berlin, E-Mail: schlichtung@bdb.de, zu 
richten.

	̶ Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jeder-
zeit schriftlich oder zur dortigen Niederschrift bei der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurhein-
dorfer Straße 108, 53117 Bonn, über Verstöße der Bank 
gegen das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 
675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) oder 
gegen Artikel 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli-
chen Gesetzbuche (EGBGB) zu beschweren.

Beschwerdemöglichkeiten/ 
Ombudsmannverfahren



Geschäfte in Wertpapieren
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II.	 Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte
Diese Sonderbedingungen gelten für den Kauf oder Verkauf sowie für die Verwahrung von Wertpapieren, und zwar auch dann, wenn die 
Rechte nicht in Urkunden verbrieft sind (nachstehend: „Wertpapiere“).

1.	 Formen des Wertpapiergeschäfts

(1)	Kommissions-/Festpreisgeschäfte
Bank und Kunde schließen Wertpapiergeschäfte in Form von 
Kommissionsgeschäften (2) oder Festpreisgeschäften (3) ab.

(2)	Kommissionsgeschäfte
Führt die Bank Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf 
von Wertpapieren als Kommissionärin aus, schließt sie für Rech-
nung des Kunden mit einem anderen Marktteilnehmer oder 
einer Zentralen Gegenpartei ein Kauf- oder Verkaufsgeschäft 
(Ausführungsgeschäft) ab, oder sie beauftragt einen anderen 
Kommissionär (Zwischenkommissionär), ein Ausführungsge-
schäft abzuschließen. Im Rahmen des elektronischen Handels 
an einer Börse kann der Auftrag des Kunden auch gegen die 
Bank oder den Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt 
werden, wenn die Bedingungen des Börsenhandels dies zulas-
sen. 

(3)	Festpreisgeschäfte
Vereinbaren Bank und Kunde miteinander für das einzelne 
Geschäft einen festen oder bestimmbaren Preis (Festpreisge-
schäft), so kommt ein Kaufvertrag zustande; dementsprechend 
übernimmt die Bank vom Kunden die Wertpapiere als Käuferin, 
oder sie liefert die Wertpapiere an ihn als Verkäuferin. Die Bank 
berechnet dem Kunden den vereinbarten Preis, bei verzinsli-
chen Schuldverschreibungen zuzüglich aufgelaufener Zinsen 
(Stückzinsen).

2.	 Ausführungsgrundsätze für Wertpapiergeschäfte

Die Bank führt Wertpapiergeschäfte nach ihren jeweils gelten-
den Ausführungsgrundsätzen aus. Die Ausführungsgrundsätze 
sind Bestandteil der Sonderbedingungen. Die Bank ist berech-
tigt, die Ausführungsgrundsätze entsprechend den aufsichts-
rechtlichen Vorgaben zu ändern. Über die Änderungen der 
Ausführungsgrundsätze wird die Bank den Kunden jeweils in-
formieren.

Besondere Regelungen für das
Kommissionsgeschäft

3.	 Usancen/Unterrichtung/Preis

(1)	Geltung von Rechtsvorschriften/Usancen/Geschäftsbe-
dingungen

Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapier-
handel am Ausführungsplatz geltenden Rechtsvorschriften und 
Geschäftsbedingungen (Usancen); daneben gelten die Allge-
meinen Geschäftsbedingungen des Vertragspartners der Bank.

(2)	Unterrichtung
Über die Ausführung des Auftrags wird die Bank den Kunden 
unverzüglich unterrichten. Wurde der Auftrag des Kunden im 
elektronischen Handel an einer Börse gegen die Bank oder den 
Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt, bedarf es kei-
ner gesonderten Benachrichtigung.

(3)	Preis des Ausführungsgeschäfts/Entgelt/Aufwendungen
Die Bank rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Aus-
führungsgeschäfts ab; sie ist berechtigt, ihr Entgelt in Rechnung 
zu stellen. Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Auf-
wendungen richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

4.	 Erfordernis eines ausreichenden Kontoguthabens/Depotbe-
standes

Die Bank ist zur Ausführung von Aufträgen oder zur Ausübung 
von Bezugsrechten nur insoweit verpflichtet, als das Gutha-

ben des Kunden, ein für Wertpapiergeschäfte nutzbarer Kredit 
oder der Depotbestand des Kunden zur Ausführung ausreichen. 
Führt die Bank den Auftrag ganz oder teilweise nicht aus, so wird 
sie den Kunden unverzüglich unterrichten.

5.	 Festsetzung von Preisgrenzen

Der Kunde kann der Bank bei der Erteilung von Aufträgen Preis-
grenzen für das Ausführungsgeschäft vorgeben (preislich limi-
tierte Aufträge).

6.	 Gültigkeitsdauer von unbefristeten Kundenaufträgen

(1)	Preislich unlimitierte Aufträge
Ein preislich unlimitierter Auftrag gilt entsprechend den Aus-
führungsgrundsätzen (Nr. 2) nur für einen Handelstag; ist der 
Auftrag für eine gleichtägige Ausführung nicht so rechtzeitig 
eingegangen, dass seine Berücksichtigung im Rahmen des ord-
nungsgemäßen Arbeitsablaufs möglich ist, so wird er für den 
nächsten Handelstag vorgemerkt. Wird der Auftrag nicht aus-
geführt, so wird die Bank den Kunden hiervon unverzüglich be-
nachrichtigen.

(2)	Preislich limitierte Aufträge
Ein preislich limitierter Auftrag ist bis zum letzten Handelstag 
des laufenden Monats gültig (Monats-Ultimo). Ein am letzten 
Handelstag eines Monats eingehender Auftrag wird, sofern er 
nicht am selben Tag ausgeführt wird, entsprechend den Ausfüh-
rungsgrundsätzen (Nr. 2) für den nächsten Monat vorgemerkt. 
Die Bank wird den Kunden über die Gültigkeitsdauer seines Auf-
trags unverzüglich unterrichten.

7.	 Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf von 
Bezugsrechten

Preislich unlimitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Be-
zugsrechten sind für die Dauer des Bezugsrechtshandels gültig. 
Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugs-
rechten erlöschen mit Ablauf des vorletzten Tages des Bezugs-
rechtshandels. Die Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf 
oder Verkauf ausländischer Bezugsrechte bestimmt sich nach 
den maßgeblichen ausländischen Usancen. Für die Behandlung 
von Bezugsrechten, die am letzten Tag des Bezugsrechtshan-
dels zum Depotbestand des Kunden gehören, gilt Nr. 15 Abs. 1.

8.	 Erlöschen laufender Aufträge

(1)	Dividendenzahlungen, sonstige Ausschüttungen, Einräu-
mung von Bezugsrechten, Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln

Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Aktien 
an inländischen Ausführungsplätzen erlöschen bei Dividen-
denzahlung, sonstigen Ausschüttungen, der Einräumung von 
Bezugsrechten oder einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-
mitteln mit Ablauf des Handelstages, an dem die Aktien letzt-
malig einschließlich der vorgenannten Rechte gehandelt wer-
den, sofern die jeweiligen Regelungen des Ausführungsplatzes 
ein Erlöschen vorsehen. Bei Veränderung der Einzahlungsquote 
teileingezahlter Aktien oder des Nennwertes von Aktien und im 
Falle des Aktiensplittings erlöschen preislich limitierte Aufträge 
mit Ablauf des Handelstages vor dem Tag, an dem die Aktien mit 
erhöhter Einzahlungsquote bzw. mit dem veränderten Nenn-
wert bzw. gesplittet notiert werden.

(2)	Kursaussetzung
Wenn an einem inländischen Ausführungsplatz die Preisfeststel-
lung wegen besonderer Umstände im Bereich des Emittenten 
unterbleibt (Kursaussetzung), erlöschen sämtliche an diesem 
Ausführungsplatz auszuführenden Kundenaufträge für die be-
treffenden Wertpapiere, sofern die Bedingungen des Ausfüh-
rungsplatzes dies vorsehen.
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(3)	Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen Aus-
führungsplätzen

Bei der Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen 
Ausführungsplätzen gelten insoweit die Usancen der ausländi-
schen Ausführungsplätze.

(4)	Benachrichtigung
Von dem Erlöschen eines Kundenauftrags wird die Bank den 
Kunden unverzüglich benachrichtigen.

9.	 Haftung der Bank bei Kommissionsgeschäften

Die Bank haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung des Ausfüh-
rungsgeschäfts durch ihren Vertragspartner oder den Vertrags-
partner des Zwischenkommissionärs. Bis zum Abschluss eines 
Ausführungsgeschäfts haftet die Bank bei der Beauftragung ei-
nes Zwischenkommissionärs nur für dessen sorgfältige Auswahl 
und Unterweisung.

Erfüllung der Wertpapiergeschäfte

10.	 Erfüllung im Inland als Regelfall

Die Bank erfüllt Wertpapiergeschäfte im Inland, soweit nicht die 
nachfolgenden Bedingungen oder eine anderweitige Vereinba-
rung die Anschaffung im Ausland vorsehen. 

11.	 Anschaffung im Inland

Bei der Erfüllung im Inland verschafft die Bank dem Kunden, 
sofern die Wertpapiere zur Girosammelverwahrung bei der 
deutschen Wertpapiersammelbank (Clearstream Banking AG) 
zugelassen sind, Miteigentum an diesem Sammelbestand – 
Girosammel-Depotgutschrift – (GS-Gutschrift). Soweit Wert-
papiere nicht zur Girosammelverwahrung zugelassen sind, wird 
dem Kunden Alleineigentum an Wertpapieren verschafft. Diese 
Wertpapiere verwahrt die Bank für den Kunden gesondert von 
ihren eigenen Beständen und von denen Dritter (Streifbandver-
wahrung).

12.	 Anschaffung im Ausland

(1)	Anschaffungsvereinbarung
Die Bank schafft Wertpapiere im Ausland an, wenn

	̶ sie als Kommissionärin Kaufaufträge in in- oder ausländi-
schen Wertpapieren im Ausland ausführt oder

	̶ sie dem Kunden im Wege eines Festpreisgeschäftes aus-
ländische Wertpapiere verkauft, die im Inland weder börs-
lich noch außerbörslich gehandelt werden, oder

	̶ sie als Kommissionärin Kaufaufträge in ausländischen 
Wertpapieren ausführt oder dem Kunden ausländische 
Wertpapiere im Wege eines Festpreisgeschäftes verkauft, 
die zwar im Inland börslich oder außerbörslich gehandelt, 
üblicherweise aber im Ausland angeschafft werden.

(2)	Einschaltung von Zwischenverwahrern
Die Bank wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im 
Ausland verwahren lassen. Hiermit wird sie einen anderen in- 
oder ausländischen Verwahrer (z. B. Clearstream Banking AG) 
beauftragen oder eine eigene ausländische Geschäftsstelle da-
mit betrauen. Die Verwahrung der Wertpapiere unterliegt den 
Rechtsvorschriften und Usancen des Verwahrungsorts und den 
für den oder die ausländischen Verwahrer geltenden Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen.

(3)	Gutschrift in Wertpapierrechnung
Die Bank wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wah-
rung der Interessen des Kunden das Eigentum oder Miteigentum 
an den Wertpapieren oder eine andere im Lagerland übliche, 
gleichwertige Rechtsstellung verschaffen und diese Rechtsstel-
lung treuhänderisch für den Kunden halten. Hierüber erteilt sie 
dem Kunden Gutschrift in Wertpapierrechnung (WR-Gutschrift) 
unter Angabe des ausländischen Staates, in dem sich die Wert-
papiere befinden (Lagerland).

(4)	Deckungsbestand
Die Bank braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus 
der ihm erteilten WR-Gutschrift nur aus dem von ihr im Ausland 
unterhaltenen Deckungsbestand zu erfüllen. Der Deckungsbe-
stand besteht aus den im Lagerland für die Kunden und für die 
Bank verwahrten Wertpapieren derselben Gattung. Ein Kunde, 
dem eine WR-Gutschrift erteilt worden ist, trägt daher anteilig 
alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und Schäden, 

die den Deckungsbestand als Folge von höherer Gewalt, Auf-
ruhr, Kriegs- und Naturereignissen oder durch sonstige von der 
Bank nicht zu vertretende Zugriffe Dritter im Ausland oder im 
Zusammenhang mit Verfügungen von hoher Hand des In- oder 
Auslands treffen sollten.

(5)	Behandlung der Gegenleistung
Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schäden am De-
ckungsbestand zu tragen, so ist die Bank nicht verpflichtet, dem 
Kunden den Kaufpreis zurückzuerstatten.

Die Dienstleistungen im Rahmen der 
Verwahrung

13.	 Depotauszug

Die Bank erteilt mindestens einmal jährlich einen Depotauszug.

14.	 Einlösung von Wertpapieren/Bogenerneuerung

(1)	Inlandsverwahrte Wertpapiere
Bei im Inland verwahrten Wertpapieren sorgt die Bank für die 
Einlösung von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragsscheinen sowie 
von rückzahlbaren Wertpapieren bei deren Fälligkeit. Der Ge-
genwert von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragsscheinen sowie 
von fälligen Wertpapieren jeder Art wird unter dem Vorbehalt 
gutgeschrieben, dass die Bank den Betrag erhält, und zwar auch 
dann, wenn die Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Die 
Bank besorgt neue Zins-, Gewinnanteil- und Ertragsscheinbo-
gen (Bogenerneuerung).

(2)	Auslandsverwahrte Wertpapiere
Diese Pflichten obliegen bei im Ausland verwahrten Wertpapie-
ren dem ausländischen Verwahrer.

(3)	Auslosung und Kündigung von Schuldverschreibungen
Bei im Inland verwahrten Schuldverschreibungen überwacht 
die Bank den Zeitpunkt der Rückzahlung infolge Auslosung und 
Kündigung anhand der Veröffentlichungen in den »Wertpapier-
Mitteilungen«. Bei einer Auslosung von im Ausland verwahrten 
rückzahlbaren Schuldverschreibungen, die anhand deren Ur-
kundennummern erfolgt (Nummernauslosung), wird die Bank 
nach ihrer Wahl den Kunden für die ihm in Wertpapierrechnung 
gutgeschriebenen Wertpapiere entweder Urkundennummern 
für die Auslosungszwecke zuordnen oder in einer internen 
Auslosung die Aufteilung des auf den Deckungsbestand ent-
fallenden Betrages auf die Kunden vornehmen. Diese interne 
Auslosung wird unter Aufsicht einer neutralen Prüfungsstelle 
vorgenommen; sie kann stattdessen unter Einsatz einer elek-
tronischen Datenverarbeitungsanlage durchgeführt werden, 
sofern eine neutrale Auslosung gewährleistet ist.

(4)	Einlösung in fremder Währung
Werden Zins-, Gewinnanteil- und Ertragsscheinen sowie fälli-
ge Wertpapiere in ausländischer Währung oder Rechnungsein-
heiten eingelöst, wird die Bank den Einlösungsbetrag auf dem 
Konto des Kunden in dieser Währung gutschreiben, sofern der 
Kunde ein Konto in dieser Währung unterhält. Andernfalls wird 
sie dem Kunden hierüber eine Gutschrift in Euro erteilen, soweit 
nicht etwas anderes vereinbart ist.

15.	 Behandlung von Bezugsrechten/Optionsscheinen/Wandel-
schuldverschreibungen

(1)	Bezugsrechte
Über die Einräumung von Bezugsrechten wird die Bank den 
Kunden benachrichtigen, wenn hierüber eine Bekanntmachung 
in den »Wertpapier-Mitteilungen« erschienen ist. Soweit die 
Bank bis zum Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechts-
handels keine andere Weisung des Kunden erhalten hat, wird sie 
sämtliche zum Depotbestand des Kunden gehörenden inländi-
schen Bezugsrechte bestens verkaufen; ausländische Bezugs-
rechte darf die Bank gemäß den im Ausland geltenden Usancen 
bestens verwerten lassen.

(2)	Options- und Wandlungsrechte
Über den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wand-
lungsrechten aus Wandelschuldverschreibungen wird die Bank 
den Kunden mit der Bitte um Weisung benachrichtigen, wenn 
auf den Verfalltag in den »Wertpapier-Mitteilungen« hingewie-
sen worden ist.
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16.	 Weitergabe von Nachrichten

Werden in den »Wertpapier-Mitteilungen« Informationen ver-
öffentlicht, die die Wertpapiere des Kunden betreffen, oder 
werden der Bank solche Informationen vom Emittenten oder 
von ihrem ausländischen Verwahrer/Zwischenverwahrer über-
mittelt, so wird die Bank dem Kunden diese Informationen zur 
Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition des 
Kunden erheblich auswirken können und die Benachrichtigung 
des Kunden zur Wahrung seiner Interessen erforderlich ist. So 
wird sie insbesondere Informationen über

	̶ gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote,

	̶ freiwillige Kauf- und Umtauschangebote,

	̶ Sanierungsverfahren zur Kenntnis geben. Eine Benach-
richtigung kann unterbleiben, wenn die Information bei 
der Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die vom 
Kunden zu ergreifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht 
zu vertreten sind, weil die anfallenden Kosten in einem 
Missverhältnis zu den möglichen Ansprüchen des Kunden 
stehen.

17.	 Prüfungspflicht der Bank

Die Bank prüft anhand der Bekanntmachungen in den »Wert-
papier-Mitteilungen« einmalig bei der Einlieferung von Wert-
papierurkunden, ob diese von Verlustmeldungen (Opposition), 
Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind. Die Überprü-
fung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung von Wertpa-
pierurkunden erfolgt auch nach Einlieferung.

18.	 Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von Urkun-
den

(1)	Urkundenumtausch
Die Bank darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden 
einer in den »Wertpapier-Mitteilungen« bekannt gemachten 
Aufforderung zur Einreichung von Wertpapierurkunden Folge 
leisten, wenn diese Einreichung offensichtlich im Kundeninter-
esse liegt und damit auch keine Anlageentscheidung verbunden 
ist (wie z. B. nach der Fusion der Emittentin mit einer anderen 
Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit der Wertpapier-
urkunden). Der Kunde wird hierüber unterrichtet.

(2)	Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der Wertpa-
piereigenschaft

Verlieren die für den Kunden verwahrten Wertpapierurkunden 
ihre Wertpapiereigenschaft durch Erlöschen der darin verbrief-
ten Rechte, so können sie zum Zwecke der Vernichtung aus dem 
Depot des Kunden ausgebucht werden. Im Inland verwahrte Ur-
kunden werden soweit möglich dem Kunden auf Verlangen zur 
Verfügung gestellt. Der Kunde wird über die Ausbuchung, die 
Möglichkeit der Auslieferung und die mögliche Vernichtung un-
terrichtet. Erteilt er keine Weisung, so kann die Bank die Urkun-
den nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Absendung 
der Mitteilung an den Kunden vernichten.

19.	 Haftung

(1)	Inlandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Inland haftet die Bank 
für jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die 
sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit dem 
Kunden eine GS-Gutschrift erteilt wird, haftet die Bank auch für 
die Erfüllung der Pflichten der Clearstream Banking AG.

(2)	Auslandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Ausland beschränkt 
sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Un-
terweisung des von ihr beauftragten ausländischen Verwah-
rers oder Zwischenverwahrers. Bei einer Zwischenverwahrung 
durch die Clearstream Banking AG oder einen anderen inländi-
schen Zwischenverwahrer sowie einer Verwahrung durch eine 
eigene ausländische Geschäftsstelle haftet die Bank für deren 
Verschulden.

20.	Sonstiges

(1)	Auskunftsersuchen
Ausländische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder ver-
äußert werden oder die ein Kunde von der Bank im Inland oder 
im Ausland verwahren lässt, unterliegen regelmäßig einer aus-
ländischen Rechtsordnung. Rechte und Pflichten der Bank oder 
des Kunden bestimmen sich daher auch nach dieser Rechtsord-
nung, die auch die Offenlegung des Namens des Kunden vor-
sehen kann. Die Bank wird entsprechende Auskünfte an auslän-
dische Stellen erteilen, soweit sie hierzu verpflichtet ist; sie wird 
den Kunden hierüber benachrichtigen.

(2)	Einlieferung/Überträge
Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der 
Bank in- oder ausländische Wertpapiere zur Verwahrung effek-
tiv einliefert oder Depotguthaben von einem anderen Verwahrer 
übertragen lässt. Verlangt der Kunde die Verwahrung im Aus-
land, wird ihm eine WR-Gutschrift nach Maßgabe dieser Son-
derbedingungen erteilt.
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III.	 Ausführungsgrundsätze für Wertpapiergeschäfte
Die Quirin Privatbank (nachfolgend „Bank“) hat als Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Rahmen der Ausführung von auf Erwerb 
oder Verkauf von Finanzinstrumenten gerichteten Kundenaufträgen Maßnahmen zu ergreifen, um für die Kunden eine bestmögliche 
Auftragsausführung zu erzielen. Zur Erreichung dieses Ziels hat die Bank angemessene Vorkehrungen getroffen und Grundsätze zur 
Auftragsausführung festgelegt (Execution Policy), die aus ihrer Sicht typischerweise zu einem bestmöglichen Ergebnis führen.

1.	  Anwendungsbereich

Diese Execution Policy findet Anwendung auf Aufträge von Privat-
kunden und professionellen Kunden (nachfolgend auch „Kunden“ 
genannt), die auf den Erwerb oder den Verkauf von Finanzinstru-
menten gerichtet sind.

1.1	 Grundsatz

Die Ausführung von Kundenaufträgen ist in der Regel über verschie-
dene Ausführungswege oder an verschiedenen Ausführungsplätzen 
möglich. In den nachfolgenden Abschnitten werden die Ausfüh-
rungswege und möglichen Ausführungsplätze für die der Verpflich-
tung zur bestmöglichen Auftragsausführung unterliegenden Arten 
von Finanzinstrumenten dargelegt, die im Regelfall – unter Berück-
sichtigung aller mit dem Ausführungsgeschäft verbundenen Kosten 
– eine gleichbleibend bestmögliche Ausführung im Interesse des 
Kunden erwarten lassen und über welche die Bank die Aufträge des 
Kunden daher ausführen wird.

1.2	 Anwendung bei Vorliegen eines Vermögensverwaltungs-
vertrags

Diese Grundsätze gelten gleichfalls, wenn die Bank in Erfüllung ihrer 
Pflichten aus einem Vermögensverwaltungsvertrag mit dem Kun-
den für Rechnung des Kunden Finanzinstrumente erwirbt oder ver-
äußert.

Im Rahmen der Vermögensverwaltung wird die Bank im bestmögli-
chen Interesse für den Kunden und unter Wahrung dieser Grundsät-
ze handeln. Das Portfoliomanagement kann abhängig von der Art 
und dem Umfang des Auftrags sowie der Marktliquidität einen alter-
nativen Ausführungsplatz auswählen, wenn dadurch das bestmög-
liche Ergebnis für den Kunden gewahrt wird. Dies ist insbesondere 
der Fall, wenn ein Auftrag mit großem Volumen an einem solchen 
alternativen Ausführungsplatz aufgrund höherer Liquidität schneller 
und vollständig sowie durch entstehende Kostenvorteile zum best-
möglichen Preis für den Kunden ausgeführt werden kann.

Die Bank darf im Rahmen der Vermögensverwaltung Kauf- und Ver-
kaufsaufträge in identischen Finanzinstrumenten mehrerer Kunden 
zusammenlegen und gebündelt unter Wahrung dieser Grundsätze 
zur Ausführung bringen (Blockorder), soweit Auftragsvolumen, ak-
tuelle Marktliquidität, Preissensitivität und Art des zu handelnden Fi-
nanzinstruments dies zulassen. Dies schließt auch eine Ausführung 
außerhalb der genannten Handelsplätze sowie ein Festpreisgeschäft 
mit sich selbst ein. Eine entsprechende Zustimmung wird über den 
jeweiligen Vermögensverwaltungsvertrag   eingeholt. Die Bank wird 
ferner die Zuteilung zusammengelegter Aufträge ordnungsgemäß 
und in Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen der Auftragszutei-
lung vornehmen. Der Zuteilung auf die einzelnen Kundendepots 
wird, soweit die Ausführung zu mehr als einem Kurs erfolgt ist, ein 
nach dem gewichteten arithmetischen Mittel gebildeter Mischkurs 
zugrunde gelegt.

Hinweis: 

Die Bank weist ausdrücklich darauf hin, dass eine Zusammenlegung 
für einen einzelnen Auftrag nachteilig sein kann, da im Einzelfall ein 
ungünstiger Ausführungspreis für den einzelnen Kunden möglich 
ist.

2.	 Ausführung von Kundenaufträgen 
zum Kauf oder Verkauf von Finanz-
instrumenten

Die Bank wird Kundenaufträge zum Kauf oder Verkauf von Finanz-
instrumenten regelmäßig als Kommissionärin ausführen (Kommis-
sionsgeschäft). In Ausnahmefällen kann die Bank mit dem Kunden 
auch Festpreisgeschäfte (siehe dazu Ziffer 5.) tätigen. Der Abschluss 
von Festpreisgeschäften ist jedoch ausgeschlossen, sofern dem Ge-
schäftsabschluss eine Honorar-Anlageberatung vorausging. Kun-
denaufträge werden in Übereinstimmung des Produktrisikos und 
der Kundenkategorisierung durchgeführt.

2.1	 Ausführungsgeschäft /Beauftragung eines Zwischenkom-
missionärs

Die Bank führt Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von 
Finanzinstrumenten im In- und Ausland als Kommissionärin aus. 
Hierzu schließt die Bank für Rechnung des Kunden mit einer ande-
ren auf einem dafür geeigneten Markt ein Kauf- oder Verkaufsge-
schäft (Ausführungsgeschäft) ab oder sie beauftragt einen anderen 
Kommissionär (Zwischenkommissionär), ein Ausführungsgeschäft 
abzuschließen.

2.2	 Geltung von Rechtsvorschriften /Usancen /Geschäftsbe-
dingungen

Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapierhan-
del am Ausführungsplatz geltenden Rechtsvorschriften und Ge-
schäftsbedingungen (Usancen); daneben gelten die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des Vertragspartners der Bank.

2.3	 Preis des Ausführungsgeschäfts /Entgelt /Aufwendungen

Die Bank rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Ausfüh-
rungsgeschäfts ab; sie ist berechtigt, ihr Entgelt in Rechnung zu 
stellen. Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwen-
dungen richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. Mit der 
Abrechnung erhält der Kunde eine Aufstellung über den Ausfüh-
rungspreis und die sonstigen mit der Ausführung in Zusammenhang 
stehenden Kosten.

2.4	 Vorrang der Kundenweisung

Der Kunde kann den Ausführungsplatz und die Handelsart für ein 
Einzelgeschäft oder generell bestimmen. Im Falle einer Weisung des 
Kunden wird die Bank den Auftrag der Weisung entsprechend aus-
führen. Die Bank ist im Falle einer Kundenweisung nicht verpflichtet, 
den Auftrag entsprechend ihren Grundsätzen zur bestmöglichen 
Ausführung auszuführen.

Erteilt der Kunde der Bank eine interessewahrende Order („IW-
Order“), so stellt dies eine Weisung dar. Interessewahrende Orders 
zeichnen sich dadurch aus, dass die Ausführung entsprechend dem 
Auftragsvolumen oder der Marktsituation ggf. in mehreren Teilaus-
führungen erfolgen soll und dass möglicherweise die Nennung ei-
nes einzigen Ausführungsplatzes nicht möglich ist. Erteilt der Kunde 
ausdrücklich eine solche Weisung, den Auftrag interessewahrend 
auszuführen, so wird die Bank nach eigenem Ermessen den Aus-
führungsplatz unter Berücksichtigung der ergebnisbestimmenden 
Faktoren auswählen.
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2.5	 Keine Weisung des Kunden 

Soweit der Kunde keine Weisung erteilt, gelten die Ausführungen 
unter Ziffer 2.10. Sofern der Privatkunde oder professionelle Kunde 
keine anderslautende Weisung erteilt, ist die Bank nicht verpflichtet, 
die Ausführung an einem anderen als den unter Ziffer 2.10 benann-
ten Ausführungsplätzen zu veranlassen.

2.6	 Auswahl der Ausführungsplätze

Die Ausführungsplätze sind primär nach folgenden Kriterien bewer-
tet und ausgewählt worden:

	̶ Zugang zum Ausführungsplatz 
	̶ Ausreichende Liquidität der gelisteten oder emittierten Pro-

dukte
	̶ Wahrscheinlichkeit und Geschwindigkeit der Auftragsausfüh-

rung
	̶ Handelsmodell
	̶ Kosten der Ausführung
	̶ Sicherheit und risikolose Ausführung und Abwicklung

2.7	 Grundsätze der Gewichtung

Für Privatkunden ist gemäß § 82 Abs. 3 WpHG das Gesamtentgelt 
das entscheidende Kriterium. Die Bank wendet diesen Grundsatz 
auch bei Aufträgen von professionellen Kunden an.

Das Gesamtentgelt setzt sich aus dem Preis für das Finanzinstru-
ment sowie sämtlichen mit der Auftragsausführung verbundenen 
Kosten wie Courtage, Schlussnotengebühren, Abwicklungskosten 
zusammen. Vor diesem Hintergrund wird die Bank primär direkt 
oder über Intermediäre angeschlossene Ausführungsplätze berück-
sichtigen, die einerseits eine geringe Kostenstruktur aufweisen (z. B. 
Verzicht auf Courtage, Schlussnotengebühren) und darüber hinaus, 
bezogen auf die jeweiligen Finanzinstrumente, ein hohes Volumen 
und eine hohe Anzahl an Geschäftsabschlüssen aufweisen.

Hohe Handelsvolumina führen in der Regel zu geringen Unterschie-
den zwischen Kauf- und Verkaufspreisen (Geld-Brief-Spanne) und 
erhöhen sowohl die Ausführungswahrscheinlichkeit, als auch die 
Ausführungsgeschwindigkeit. Ausführungswahrscheinlichkeit und 
Ausführungsgeschwindigkeit werden darüber hinaus auch durch 
das jeweilige Handelsmodell beeinflusst. Ausführungsplätze mit ei-
ner automatischen Ausführung (sogenanntes Matching) von Kauf- 
und Verkaufsaufträgen weisen in dieser Hinsicht regelmäßig Vorteile 
gegenüber Ausführungsplätzen mit manueller Auftragsausführung 
auf.

2.8	 Ausführung im Inland oder Ausland

Soweit Finanzinstrumente inländischer Emittenten (inländische Fi-
nanzinstrumente) an einer inländischen Börse gehandelt werden, 
werden die Kundenaufträge im Inland ausgeführt. Andernfalls be-
stimmt die Bank nach pflichtgemäßem Ermessen, ob der Auftrag 
im In- oder Ausland ausgeführt wird. Soweit Finanzinstrumente 
ausländischer Emittenten (ausländische Finanzinstrumente) an ei-
ner inländischen Börse gehandelt werden, werden die Kundenauf-
träge im Inland ausgeführt, es sei denn, das Interesse des Kunden 
gebietet eine Ausführung im Ausland. Zur Ermittlung des Kunden-
interesses wird die Bank sich vorrangig an dem aus der Ausführung 
resultierenden Gesamtentgelt orientieren. Bei der Berechnung des 
Gesamtentgelts berücksichtigt die Bank neben den an deutschen 
Börsen ausgerufenen Preisen auch die Kosten einer möglichen Aus-
führung im Ausland durch Einschaltung von Intermediären und die 
Auslandsabwicklung des jeweiligen Geschäfts. 

Soweit ausländische Finanzinstrumente nicht im Inland gehandelt 
werden, werden die Kundenaufträge im Ausland ausgeführt. 

2.9	 Auswahl inländischer Ausführungsplätze 

Aufträge werden vorrangig über den Börsenhandel ausgeführt. Be-
rücksichtigt wird hierbei sowohl der elektronische Handel (XETRA 
und Tradegate Exchange) als auch der intermediär basierte Präsenz-
handel. Kann ein Kundenauftrag an mehreren Ausführungsplätzen 
im Sinne von Satz 1 ausgeführt werden, so erfolgt die Ausführung an 
dem Ausführungsplatz, der für diese Gattung von Finanzinstrumen-
ten nach dem Ergebnis der letzten Überprüfung die bestmögliche 
Ausführung erwarten lässt. Sofern mehrere Ausführungsplätze eine 
gleich gute Ausführung erwarten lassen, wird die Bank zwischen 
diesen nach pflichtgemäßem Ermessen eine Auswahl treffen.

Gruppe/ 
Finanzinstrument

Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3 Gruppe 4

Aktien
Liquide inländische 
Aktien

Marktenge (illiquide) in-
ländische Aktien

Ausländische Aktien, 
die an einer inländi-
schen Börse handelbar 
sind¹

Ausländische Aktien, die 
nicht an einer inländi-
schen Börse handelbar 
sind  

Ausführungsplatz

XETRA²; 
Börse Frankfurt; 
Börse Stuttgart; 
Tradegate Exchange

Börse Frankfurt; 
Börse Stuttgart; 
Börse München; 
XETRA; 
Tradegate Exchange

Börse Frankfurt; 
Börse Stuttgart; 
XETRA; 
Tradegate Exchange

Ausführung an der 
Börse des Landes, in 
dem die betroffene Ge-
sellschaft ihren Sitz hat³

2.10	 Ausführungsplätze für die jeweiligen Instrumentengruppen

Bis auf Weiteres wird die Bank für die Ausführung von Kauf- oder Verkaufsaufträgen in den nachfolgend aufgeführten Finanzinstrumenten 
nachfolgende Ausführungsplätze berücksichtigen. Die Bank bedient sich zur Ausführung von Kundenorders weiterer externer Partner.

a)	Aktien 
Die Bank führt Aufträge, die auf den Erwerb oder den Verkauf von Aktien gerichtet sind, im Wege des Kommissionsgeschäfts aus.

¹Bei Verkaufsaufträgen von im Ausland verwahrten Finanzinstrumenten kann die Ausführung an einem inländischen Ausführungsplatz unangemessen sein. Die Verlagerung des Depot-
bestands zu einer inländischen Lagerstelle kann mit einer verzögerten Ausführung einhergehen. Diese Fälle bedürfen der Rücksprache mit dem Berater und der Kundenweisung.

²Soweit der Auftrag aufgrund der eingeschränkten Handelszeit des XETRA-Systems (bis 17:30 Uhr) im Rahmen eines ordentlichen Geschäftsverlaufs nicht mehr rechtzeitig ausgeführt 
werden kann, wird der Auftrag an eine Präsenzbörse weitergeleitet.

³In bestimmten Fällen kann die Bank den Auftrag auch an eine andere Börse weiterleiten. Zum Beispiel, wenn der Haupthandelsplatz für die entsprechende Aktie nicht in dem Land liegt, 
in dem die Gesellschaft ihren Sitz hat, bzw. wenn die Abwicklung, insbesondere beim Verkauf von im Ausland belegenen Aktien, oder die Sicherheit der Erfüllung dies im Interesse des 
Kunden angezeigt sein lassen.
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b)	Verzinsliche Wertpapiere
Die Bank führt Aufträge, die auf den Erwerb oder den Verkauf von verzinslichen Wertpapieren gerichtet sind, im Wege des Kommis-
sionsgeschäfts aus. 

c)	Fonds/ETFs  
Fonds 

Die Ausgabe von Anteilen an Investmentfonds zum Ausga-
bepreis sowie deren Rücknahme zum Rücknahmepreis nach 
Maßgabe des Kapitalanlagegesetzes unterliegt nicht den ge-
setzlichen Regelungen zur bestmöglichen Ausführung. Die 
Bank führt Aufträge zum Erwerb oder zur Veräußerung von 
Anteilen an Investmentfonds grundsätzlich nach Maßgabe 
des Kapitalanlagegesetzes aus. In der Regel werden dement-
sprechende Aufträge über eine zwischengeschaltete Fonds-
plattform abgewickelt. Sollte die Bank in Ausnahmefällen den 
Auftrag über eine Börse ausführen, wird sie hierbei die Börsen 
Frankfurt, Tradegate Exchange, Stuttgart, Düsseldorf, Mün-
chen oder Hamburg auswählen.

Gruppe/ 
Finanzinstrument

Gruppe 1 Gruppe 2

Verzinsliche Wertpapiere
Bundesanleihen; 
Jumbopfandbriefe

Sonstige verzinsliche Wertpapiere

Ausführungsplatz

Börse Frankfurt; 
Börse Stuttgart; 
Börse Düsseldorf; 
Börse München; 
Tradegate Exchange

Ausführung an einer inländischen oder ausländischen Börse 
Die Ausführung kann im Einzelfall auch außerbörslich über eine 
andere Bank (Interbankenhandel) oder einen anderen Finanzdienst-
leister erfolgen. 

Gruppe/ 
Finanzinstrument

Gruppe 1 Gruppe 2

Zertifikate/ 
Optionsscheine

An einer inländischen Börse handelbar Nicht an einer inländischen Börse handelbar

Ausführungsplatz

Börse Stuttgart; 
Börse Frankfurt

In Ausnahmefällen (bei unzureichender Markt-
liquidität) erfolgt der Abschluss des Ausfüh-
rungsgeschäfts mit dem jeweiligen Emittenten 
oder einem sonstigen Handelspartner, der den 
Abschluss von Geschäften in dem entsprechen-
den Wertpapier anbietet.

Der Abschluss des Ausführungsgeschäfts erfolgt mit 
dem jeweiligen Emittenten oder einem sonstigen 
Handelspartner, der den Abschluss von Geschäften 
in dem entsprechenden Wertpapier anbietet.

Gruppe/ 
Finanzinstrument

Gruppe 1 Gruppe 2

Finanzderivate Börsengehandelt

Nicht börsengehandelt
	̶ Devisentermingeschäfte 
	̶ Optionen 
	̶ Swaps 
	̶ Termingeschäfte in Edelmetallen 

Ausführungsplatz
Ausführung an der Börse, an der der Kontrakt 
gehandelt wird, für den der Kunde den Auftrag 
erteilt hat⁴

Der Abschluss des Geschäfts erfolgt zwischen Kun-
de und Bank. 

ETFs 

Aufträge in Exchange Traded Funds (ETFs) werden, soweit diese 
in Deutschland börsengehandelt sind, über das Handelssystem 
XETRA, die Tradegate Exchange und die Börse Stuttgart zur Aus-
führung gebracht. ETFs ausländischer Emittenten bzw. ETFs in 
Fremdwährung, die nicht an einer inländischen Börse handelbar 
sind, werden an der Börse des Landes ausgeführt, an dem die 
betroffene Emittentin des jeweiligen ETFs ihren Sitz hat. Sollte 
in Einzelfällen der Haupthandelsplatz nicht in dem Sitzland der 
ETF-Emittentin sein, wird die Bank den Auftrag an dem jeweili-
gen Haupthandelsplatz zur Ausführung bringen.

d)	Zertifikate/Optionsscheine 
Die Bank wird Aufträge des Kunden in Zertifikaten und Optionsscheinen wie folgt ausführen: 

e)	Finanzderivate
Unter den Begriff Finanzderivate fallen u. a. auch Finanztermingeschäfte, die unter standardisierten Bedingungen an einer Börse ge-
handelt werden oder die außerbörslich zwischen Kunde und Bank individuell vereinbart werden. Je nach Finanzinstrument kommen 
hierfür besondere Bedingungen zum Einsatz (Sonderbedingungen für Termingeschäfte).

⁴Sollte die Ausführung in Ausnahmefällen an mehr als einer Börse möglich sein, wird die Bank eine Weisung des Kunden einholen, über welche Börse der Auftrag ausgeführt werden soll.

f)	 Sonstige Wertpapiere (Genussscheine, Bezugsrechte etc.) 
Bei Aufträgen in sonstigen Wertpapieren wird die Bank durch die Handelsabteilung im Einzelfall den Platz auswählen lassen, der eine 
bestmögliche Ausführung erwarten lässt, und diesem sodann den Auftrag zuleiten.
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3.	 Unterrichtung und sonstiges 
Reporting

Über die Ausführung, den Ausführungsplatz und die Ausführungs-
art wird die Bank den Kunden unverzüglich unterrichten. Hat die 
Bank im Rahmen dieser Ausführungsgrundsätze für Rechnung des 
Kunden einem anderen Marktteilnehmer einen Kauf- oder Verkaufs-
auftrag erteilt oder hat sie einen anderen Kommissionär (Zwischen-
kommissionär) beauftragt, ein Ausführungsgeschäft abzuschließen, 
ist sie nicht verpflichtet zu überwachen, ob dieser Auftrag unmit-
telbar zur Ausführung gelangt ist. Eine derartige Verpflichtung der 
Bank wird auch nicht dadurch begründet, dass der Auftrag durch 
den anderen Marktteilnehmer über einen längeren Zeitraum hinweg 
nicht ausgeführt wird.

4.	 Überprüfung der Grundsätze

Ob die nach diesen Grundsätzen erfolgte Auswahl der Handelsplät-
ze die für die jeweilige Gattung von Finanzinstrumenten bestmög-
liche Ausführung erwarten lässt, wird die Bank mindestens einmal 
jährlich überprüfen. 

Sollten sich innerhalb der üblichen Prüfungsintervalle Anhaltspunk-
te dafür ergeben, dass wesentliche Kriterien bei der Festlegung der 
Handelsplätze keine Gültigkeit mehr besitzen bzw. hinsichtlich ihrer 
Gewichtung anders beurteilt werden müssen, wird die Bank zu-
sätzliche Überprüfungen im Sinne von Satz 1 vornehmen. Über Än-
derungen bei der Auswahl und Festlegung der Handelsplätze wird 
die Bank den Kunden unverzüglich informieren. Diese Änderungen 
werden auch ohne Zustimmung des Kunden wirksam.

5.	 Festpreisgeschäfte

Vereinbaren Bank und Kunde für das einzelne Geschäft einen festen 
Preis (Festpreisgeschäft), gelten diese Ausführungsgrundsätze nur 
eingeschränkt. Bei einem Festpreisgeschäft kommt ein Kaufvertrag 
zwischen der Bank und dem Kunden zustande; dementsprechend 
übernimmt die Bank vom Kunden die Wertpapiere als Käuferin oder 
sie liefert die Wertpapiere an ihn als Verkäuferin. In diesen Fällen 
entfällt eine Ausführung im Sinne dieser Ausführungsgrundsätze. 
Die Bank berechnet dem Kunden den vereinbarten Preis, bei ver-
zinslichen Schuldverschreibungen zuzüglich aufgelaufener Zinsen 
(Stückzinsen). Bei der Berechnung des Preises wird die Bank sicher-
stellen, dass dieser der Marktlage entspricht. Der Kunde wird aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass er die Möglichkeit hat, für Kauf- 
oder Verkaufsaufträge in den unter Ziffer 2.10 lit. a bis f genannten 
Finanzinstrumenten auch andere Ausführungsplätze zu wählen. 
Diese Einschränkung gilt entsprechend, wenn die Bank mit Kun-
den oder Kunden untereinander Verträge über Finanzinstrumente 
abschließen (z. B. Optionsgeschäfte), die nicht an einer Börse han-
delbar sind.
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IV.	 Bedingungen für das Online-Banking

1.	 Leistungsangebot

(1)	Der Kunde und dessen Bevollmächtigte können Bankgeschäfte 
mittels Online-Banking in dem von der Bank angebotenen Um-
fang abwickeln. Zudem können sie Informationen der Bank mit-
tels Online-Banking abrufen. Des Weiteren sind sie gemäß § 675f 
Absatz 3 BGB berechtigt, Zahlungsauslösedienste und Kontoin-
formationsdienste gemäß § 1 Absätze 33 und 34 Zahlungsdiens-
teaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Darüber hinaus können sie 
von ihnen ausgewählte sonstige Drittdienste nutzen.

(2)	Kunde und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teilnehmer“, 
Konto und Depot einheitlich als „Konto“ bezeichnet, es sei denn, 
dies ist ausdrücklich anders bestimmt. 

(3)	Zur Nutzung des Online-Banking gelten die mit der Bank geson-
dert vereinbarten Verfügungslimite.

2.	 Voraussetzungen zur Nutzung des 
Online-Banking

(1)	Der Teilnehmer kann das Online-Banking nutzen, wenn die Bank 
ihn authentifiziert hat. 

(2)	Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Ver-
fahren, mit dessen Hilfe die Bank die Identität des Teilnehmers 
oder die berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungs-
instruments, einschließlich der Verwendung des personalisierten 
Sicherheitsmerkmals des Teilnehmers, überprüfen kann. Mit den 
hierfür vereinbarten Authentifizierungselementen kann der Teil-
nehmer sich gegenüber der Bank als berechtigter Teilnehmer 
ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe Nummer 3 dieser 
Bedingungen) sowie Aufträge erteilen (siehe Nummer 4 dieser 
Bedingungen).

(3)	Authentifizierungselemente sind

	̶ Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß 
(z. B. persönliche Identifikationsnummer (PIN)),

	̶ Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt 
(z. B. Gerät zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal 
verwendbaren Transaktionsnummern (TAN), die den Besitz 
des Teilnehmers nachweisen, wie die Girocard mit TAN-
Generator oder das mobile Endgerät), oder

	̶ Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhä-
renz, z. B. Fingerabdruck als biometrisches Merkmal des 
Teilnehmers).

(4)	Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teil-
nehmer gemäß der Anforderung der Bank das Wissenselement, 
den Nachweis des Besitzelements und/oder den Nachweis des 
Seinselements an die Bank übermittelt.

3.	 Zugang zum Online-Banking

(1)	Der Teilnehmer erhält Zugang zum Online-Banking der Bank, 
wenn

	̶ er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonum-
mer, Anmeldename) angibt und

	̶ er sich unter Verwendung des oder der von der Bank an-
geforderten Authentifizierungselemente(s) ausweist und 

	̶ keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9 die-
ser Bedingungen) vorliegt.

Nach Gewährung des Zugangs zum Online Banking kann auf 
Informationen zugegriffen oder können nach Nummer 4 dieser 
Bedingungen Aufträge erteilt werden.

(2)	Für den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Ab-
satz 26 Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Änderung der Anschrift 
des Kunden) fordert die Bank den Teilnehmer auf, sich unter 

Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements aus-
zuweisen, wenn beim Zugang zum Online-Banking nur ein Au-
thentifizierungselement angefordert wurde. Der Name des Kon-
toinhabers und die Kontonummer sind für den vom Teilnehmer 
genutzten Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst 
keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1 Absatz 26 Satz 2 ZAG).

4.	 Aufträge

4.1	 Auftragserteilung

Der Teilnehmer muss einem Auftrag (zum Beispiel Überweisung) zu 
dessen Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung 
hat er hierzu Authentifizierungselemente (zum Beispiel Eingabe ei-
ner TAN als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden. Die Bank 
bestätigt mittels Online-Banking den Eingang des Auftrags.

4.2	 Widerruf von Aufträgen

Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den für die je-
weilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (zum Beispiel 
Bedingungen für den Überweisungsverkehr). Der Widerruf von 
Aufträgen kann nur außerhalb des Online-Banking erfolgen, es sei 
denn, die Bank sieht eine Widerrufsmöglichkeit im Online-Banking 
ausdrücklich vor.

5.	 Bearbeitung von Aufträgen durch 
die Bank

(1)	Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung 
der jeweiligen Auftragsart (zum Beispiel Überweisung) auf der 
Online-Banking-Seite der Bank oder im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ bekannt gegebenen Geschäftstagen im Rahmen 
des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes. Geht der Auftrag nach 
dem auf der Online-Banking-Seite der Bank oder im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein 
oder fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäfts-
tag gemäß Online-Banking-Seite der Bank oder „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ der Bank, so gilt der Auftrag als am darauf fol-
genden Geschäftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst 
an diesem Geschäftstag.

(2)	Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausfüh-
rungsbedingungen vorliegen:

	̶ Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 
4.1 dieser Bedingungen).

	̶ Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auf-
tragsart (zum Beispiel Wertpapierorder) liegt vor. 

	̶ Das Online-Banking-Datenformat ist eingehalten. 

	̶ Das gesondert vereinbarte Online-Banking-Verfügungsli-
mit ist nicht überschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3 dieser 
Bedingungen). 

	̶ Die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die 
jeweilige Auftragsart maßgeblichen Sonderbedingungen 
(zum Beispiel ausreichende Kontodeckung gemäß den 
Bedingungen für den Überweisungsverkehr) liegen vor.

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die 
Bank die Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für die 
jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (zum Bei-
spiel Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen 
für das Wertpapiergeschäft) aus.

(3)	Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht 
vor, wird die Bank den Auftrag nicht ausführen. Sie wird den Teil-
nehmer hierüber mittels Online Banking eine Information zur 
Verfügung stellen und soweit möglich dabei die Gründe und die 
Möglichkeiten nennen, mit denen Fehler, die zur Ablehnung ge-
führt haben, berichtigt werden können.
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6.	 Information des Kunden über 
Online-Banking-Verfügungen

Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich 
über die mittels Online-Banking getätigten Verfügungen auf dem 
für Kontoinformationen vereinbarten Weg. 

7.	 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers 

7.1	 Schutz der Authentifizierungselemente

(1)	Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, 
um seine Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser 
Bedingungen) vor unbefugtem Zugriff zu schützen. Ansonsten 
besteht die Gefahr, dass das Online-Banking missbräuchlich ver-
wendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt wird 
(vergleiche Nummer 3 und 4 dieser Bedingungen). 

(2)	Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der 
Teilnehmer vor allem Folgendes zu beachten:

a)	 Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; 
sie dürfen insbesondere

	̶ nicht mündlich (z. B. telefonisch oder persönlich) mit-
geteilt werden,

	̶ nicht außerhalb des Online-Banking in Textform (z. B. 
per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden,

	̶ nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Spei-
cherung der PIN im Klartext im Computer oder im mo-
bilen Endgerät) werden und

	̶ nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusam-
men mit einem Gerät aufbewahrt werden, das als Be-
sitzelement (z. B. Girocard mit TAN-Generator, mobiles 
Endgerät, Signaturkarte) oder zur Prüfung des Seins-
elements (z. B. mobiles Endgerät mit Anwendung für das 
Online-Banking und Fingerabdrucksensor) dient.

b)	 Besitzelemente, wie z. B. die Girocard mit TAN-Generator 
oder ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch zu schützen, 
insbesondere

	̶ sind die Girocard mit TAN-Generator oder die Signa-
turkarte vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen 
sicher zu verwahren,

	̶ ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das 
mobile Endgerät des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) 
nicht zugreifen können,

	̶ ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf 
dem mobilen Endgerät (z. B. Mobiltelefon) befindliche 
Anwendung für das Online-Banking (z. B. Online-Ban-
king-App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen können,

	̶ ist die Anwendung für das Online-Banking (z. B. Online-
Banking-App, Authentifizierungs-App) auf dem mobilen 
Endgerät des Teilnehmers zu deaktivieren, bevor der 
Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerät auf-
gibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobilte-
lefons),

	̶ dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) 
nicht außerhalb des Online-Banking mündlich (z. B. per 
Telefon) oder in Textform (z. B. per E-Mail, Messenger-
Dienst) weitergegeben werden und

	̶ muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur 
Aktivierung des Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit 
Anwendung für das Online-Banking) erhalten hat, die-
sen vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen si-
cher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass an-
dere Personen ihr Gerät als Besitzelement für das Online 
Banking des Teilnehmers aktivieren.

c)	 Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, 
dürfen auf einem mobilen Endgerät des Teilnehmers für 
das Online-Banking nur dann als Authentifizierungselement 
verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine 
Seinselemente anderer Personen gespeichert sind. Sind auf 
dem mobilen Endgerät, das für das Online-Banking genutzt 
wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist für 
das Online-Banking das von der Bank ausgegebene Wissens-
element (z. B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen 

Endgerät gespeicherte Seinselement.

(3)	Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerät, mit dem 
die TAN empfangen wird (zum Beispiel Mobiltelefon), nicht 
gleichzeitig für das Online-Banking genutzt werden.

(4)	Die für das mobileTAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummer ist 
zu löschen oder zu ändern, wenn der Teilnehmer diese Telefon-
nummer für das Online-Banking nicht mehr nutzt.

(5)	Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absätzen 1 bis 4 darf 
der Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegenüber 
einem von ihm ausgewählten Zahlungsauslösedienst und Kon-
toinformationsdienst sowie einem sonstigen Drittdienst verwen-
den (siehe Nummer 1 Absatz 1 Sätze 3 und 4 dieser Bedingun-
gen). Sonstige Drittdienste hat der Teilnehmer mit der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt auszuwählen.

7.2	 Sicherheitshinweise der Bank

Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Online-Ban-
king-Seite der Bank, insbesondere die Maßnahmen zum Schutz der 
eingesetzten Hard- und Software (Kundensystem), beachten.

7.3	 Prüfung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten 
Daten

Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftrags-
daten (zum Beispiel Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfän-
gers, Wertpapierkennnummer) über das gesondert vereinbarte 
Gerät des Teilnehmers an (zum Beispiel mittels mobilem Endgerät, 
Chipkartenlesegerät mit Display). Der Teilnehmer ist verpflichtet, vor 
der Bestätigung die Übereinstimmung der angezeigten Daten mit 
den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu prüfen.

8.	 Anzeige- und Unterrichtungs-
pflichten

8.1	 Sperranzeige

(1)	Stellt der Teilnehmer

	̶ den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur 
Authentifizierung (z. B. Girocard mit TAN-Generator, mo-
biles Endgerät, Signaturkarte) oder

	̶ die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht 
autorisierte Nutzung eines Authentifizierungselements 
fest, muss der Teilnehmer die Bank hierüber unverzüglich 
unterrichten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine sol-
che Sperranzeige jederzeit auch über die gesondert mit-
geteilten Kommunikationskanäle abgeben.

(2)	Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Au-
thentifizierungselements unverzüglich bei der Polizei zur Anzei-
ge zu bringen.

(3)	Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder 
betrügerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungsele-
mente, muss er ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2	 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft aus-
geführte Aufträge

Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu un-
terrichten.

9.	 Nutzungssperre

9.1	 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im 
Fall der Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Bedingungen,

	̶ den Online-Banking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer 
oder

	̶ seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Online-
Banking. 

9.2	 Sperre auf Veranlassung der Bank 

(1)	Die Bank darf den Online-Banking-Zugang für einen Teilnehmer 
sperren, wenn

	̶ sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichti-
gem Grund zu kündigen, 
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	̶ es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Dieb-
stahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige miss-
bräuchliche Verwendung des Authentifizierungselements 
vor dem nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemer-
ken, oder 

	̶ der Verlust des Authentifizierungselements durch einen 
Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung ei-
nes Zahlungsdienstleisters oder eine sonstige Stelle, an die 
Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wur-
den, verursacht worden ist.

(3)	Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungs-
vorgängen und hat der Teilnehmer in betrügerischer Absicht ge-
handelt oder seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen 
Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der 
Kunde abweichend von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch ent-
standenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des 
Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er eine seiner 
Sorgfaltspflichten nach

	̶ Nummer 7.1 Absatz 2,
	̶ Nummer 7.1 Absatz 4, 
	̶ Nummer 7.3 oder 
	̶ Nummer 8.1 Absatz 1

dieser Bedingungen verletzt hat.

(4)	Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum 
Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine 
starke Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 ZAG 
nicht verlangt hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert 
insbesondere die Verwendung von zwei voneinander unabhän-
gigen Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen, 
Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 Absatz 3 dieser Bedingungen). 

(5)	Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den 
das Verfügungslimit gilt, verursacht werden, beschränkt sich je-
weils auf das vereinbarte Verfügungslimit. 

(6)	Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 und 
3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Num-
mer 8.1 dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, weil die Bank 
nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige si-
chergestellt hatte. 

(7)	Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der 
Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat. 

(8)	Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:

	̶ Der Kunde haftet für Schäden aufgrund von nicht autori-
sierten Zahlungsvorgängen über die Haftungsgrenze von 
50 Euro nach Absatz 1 und 3 hinaus, wenn der Teilneh-
mer fahrlässig oder vorsätzlich gegen seine Anzeige- und 
Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen verstoßen 
hat. 

	̶ Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster Spiegelstrich 
findet keine Anwendung.

10.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Verfügungen 
außerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) 
vor der Sperranzeige

Beruhen nicht autorisierte Verfügungen außerhalb von Zahlungs-
diensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf 
der Nutzung eines verlorengegangenen oder gestohlenen Authen-
tifizierungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Nut-
zung des Authentifizierungselements und ist der Bank hierdurch ein 
Schaden entstanden, haften der Kunde und die Bank nach den ge-
setzlichen Grundsätzen des Mitverschuldens.

10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige

Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, 
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Online-Banking-
Verfügungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teil-
nehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvor-
hersehbaren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf 
dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden 
werden können.

	̶ sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit 
der Authentifizierungselemente des Teilnehmers dies 
rechtfertigen oder

	̶ der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrü-
gerischen Verwendung eines Authentifizierungselements 
besteht. 

(2)	Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfür maßgeb-
lichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich 
nach der Sperre auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die An-
gabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch 
gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde.

9.3	 Aufhebung der Sperre

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authen-
tifizierungselemente austauschen, wenn die Gründe für die Sperre 
nicht mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Kunden un-
verzüglich.

9.4	 Automatische Sperre eines chipbasierten Besitzelements

(1)	Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn drei-
mal in Folge der Nutzungscode für die elektronische Signatur 
falsch eingegeben wird.

(2)	Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Ein-
gabe eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt sich selbst, 
wenn dieser dreimal in Folge falsch eingegeben wird. 

(3)	Die in Absätzen 1 und 2 genannten Besitzelemente können dann 
nicht mehr für das Online-Banking genutzt werden. Der Teil-
nehmer kann sich mit der Bank in Verbindung setzen, um die 
Nutzungsmöglichkeiten des Online-Banking wiederherzustellen. 

9.5	 Zugangssperre für Zahlungsauslösedienst und Kontoinfor-
mationsdienst

Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsaus-
lösedienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden 
verweigern, wenn objektive und gebührend nachgewiesene Gründe 
im Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betrügeri-
schen Zugang des Kontoinformationsdienstleisters oder des Zah-
lungsauslösedienstleisters zum Zahlungskonto, einschließlich der 
nicht autorisierten oder betrügerischen Auslösung eines Zahlungs-
vorgangs, es rechtfertigen. Die Bank wird den Kunden über eine 
solche Zugangsverweigerung auf dem vereinbarten Weg unter-
richten. Die Unterrichtung erfolgt möglichst vor, spätestens jedoch 
unverzüglich nach der Verweigerung des Zugangs. Die Angabe von 
Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen ge-
setzliche Verpflichtungen verstoßen würde. Sobald die Gründe für 
die Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank 
die Zugangssperre auf. Hierüber unterrichtet sie den Kunden un-
verzüglich.

10.	Haftung

10.1	 Haftung der Bank bei Ausführung eines nicht autorisierten 
Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspätet ausge-
führten Auftrags

Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und ei-
nem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag richtet 
sich nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbe-
dingungen (zum Beispiel Bedingungen für den Überweisungsver-
kehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft.)

10.2	 Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung seiner 
Authentifizierungselemente

10.2.1 Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungsvor-
gänge vor der Sperranzeige

(1)	Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperran-
zeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen 
oder sonst abhanden gekommenen Authentifizierungselements 
oder auf der sonstigen missbräuchlichen Verwendung eines 
Authentifizierungselements, haftet der Kunde für den der Bank 
hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 
Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein Ver-
schulden trifft.

(2)	Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 ver-
pflichtet, wenn
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V.	 Bedingungen für die Postbox

1.	 Zugang von Mitteilungen und Erklä-
rungen, Zugriff auf die Postbox

1.1	 Der Kunde und die Bank vereinbaren für die Bereitstellung 
von sämtlichen Mitteilungen und Erklärungen grundsätzlich, 
soweit nicht anderweitig vereinbart oder gesetzlich vorge-
schrieben, die Einstellung in die für den Kunden eingerich-
tete Postbox. Als zugegangen gelten Mitteilungen und Erklä-
rungen spätestens vierzehn Tage nach der Einstellung in die 
Postbox.

1.2	 Der Zugriff auf die Postbox erfolgt über das jeweilige Authen-
tifizierungsverfahren, das die Bank auf der Webseite (Online-
Banking) und in den Mobile Apps bereitstellt. Für bestimmte 
Vorgänge, wie etwa Änderungen von Kundendaten oder Zah-
lungsanweisungen, kann eine Zwei-Faktor-Authentifizierung 
(2FA) erforderlich sein. Die Bank behält sich vor, die Authenti-
fizierungsverfahren, einschließlich der 2FA-Verfahren, im zu- 
mutbaren Rahmen jederzeit anzupassen und den Kunden 
vorab in angemessener Weise darüber zu informieren.
Nach Beendigung der Geschäftsbeziehung wird der Zugriff 
auf die Postbox innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
automatisch geschlossen. Eine Verpflichtung zum nachträg-
lichen postalischen Versand von zum Zeitpunkt der Beendi-
gung in der Postbox befindlichen Mitteilungen und Erklärun-
gen besteht für die Bank nicht. Die gesetzlich vorgeschriebene 
Aufbewahrung von Dokumenten, personenbezogenen Daten 
und weiteren Informationen bleibt davon unberührt.

1.3	 Die Bank ist berechtigt, den Zugriff auf die Postbox ganz oder 
teilweise zu sperren, wenn sachliche Gründe im Zusammen-
hang mit der Sicherheit dies erforderlich machen. Dies gilt 
insbesondere bei Verdacht auf unbefugten oder missbräuch-
lichen Zugriff, wiederholten Fehlversuchen bei der Anmel-
dung, negativen Prüfungen von Sicherheitsmerkmalen oder 
Anhaltspunkten für automatisierte Zugriffe. Eine Sperre kann 
auch bei einer berechtigten Kündigung aus wichtigem Grund 
erfolgen, sofern der Grund vom Kunden zu vertreten ist. Über 
die Sperre wird der Kunde unverzüglich informiert.

1.4	 Die Bank behält sich vor, den Kunden über die Einstellung 
von Mitteilungen und Erklärungen in die Postbox per Push-
Funktion der Mobile Apps, per E-Mail und/oder per SMS zu 
informieren, ohne hierzu verpflichtet zu sein.
Der Kunde verpflichtet sich, die Postbox regelmäßig – min-
destens einmal monatlich – auf neu eingestellte Mitteilungen 
und Erklärungen zu überprüfen. Beanstandungen sind der 
Bank unverzüglich, spätestens jedoch sechs Wochen nach 
Zugang mitzuteilen. 

2.	 Information per dauerhaftem 
Datenträger, Unveränderbarkeit

2.1	 Soweit Mitteilungen und Erklärungen nach dem Gesetz auf 
einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu stellen sind, 
wird die Bank dem Kunden diese grundsätzlich – sofern nicht 
zwingend gesetzlich eine andere Form vorgesehen ist – als 
Dokument im Portable Document Format (PDF) in die Post-
box einstellen. Der Kunde kann die so bereitgestellten Mittei-
lungen und Erklärungen auf sein Endgerät herunterladen. Die 
Bank behält sich vor, auch eine andere Art von dauerhaftem 
Datenträger zu verwenden.

2.2	 Die Bank garantiert die Unveränderbarkeit der in die Postbox 
eingestellten Mitteilungen und Erklärungen. Werden Doku-
mente außerhalb der Postbox gespeichert, aufbewahrt oder 
in veränderter Form in Umlauf gebracht, übernimmt die Bank 
hierfür keine Haftung.
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VI.	 Bedingungen für das Zahlungskonto

1.	 Grundsätzliche Regelungen, 
Kontokorrent 

Hat der Kunde ein Zahlungskonto bei der Bank, so gelten nachfol-
gende Regelungen. Die Bank verpflichtet sich, ein Konto in laufen-
der Rechnung einzurichten, etwaiges Guthaben bankmäßig zu ver-
wahren, eingehende Zahlungen auf dem Konto gutzuschreiben und 
veranlasste Zahlungsvorgänge (z. B. Überweisungen) zu Lasten die-
ses Kontos abzuwickeln, soweit das Konto ein Guthaben aufweist. 

Die Bank ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, auch Überziehungen 
im banküblichen Rahmen zuzulassen. 

2.	 Laufende Verbuchung, Zinsen, 
Quartalsabschlüsse 

Die Verpflichtungen der Bank werden durch Verbuchung der Gut-
schriften und Belastungen (z. B. aus Überweisungen, Lastschriften) 
auf dem in laufender Rechnung geführten Konto erfüllt. Die Bank 
erteilt den Rechnungsabschluss zum Ende eines Kalenderquartals 
(siehe dazu C. I. 7.(1) AGB Banken). 

3.	 Geduldete Überziehungen  

3.1	 Der Kontoinhaber ist verpflichtet, das laufende Konto nicht zu 
überziehen. Unabhängig davon kann die Bank Überziehun-
gen des Kontos dulden, ohne hierzu verpflichtet zu sein.

Geduldete Überziehungen sind Überziehungen des Kontos 
ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit. Eine solche ge-
duldete Überziehung ist umgehend, spätestens jedoch inner-
halb eines Monats auszugleichen, sofern mit der Bank keine 
anderweitige Vereinbarung getroffen worden ist.

3.2	 Der Kunde hat keinen Anspruch auf eine geduldete Überzie-
hung. Eine geduldete Überziehung ist jederzeit von beiden 
Vertragspartnern fristlos kündbar. Eine solche Kündigung 
führt zur sofortigen Fälligstellung von in Anspruch genom-
menen Überziehungsbeträgen.

3.3	 Der Zinssatz für geduldete Überziehungen ist variabel und 
wird auf der Webseite der Bank unter www.quirinprivatbank.
de/lp/sollzins veröffentlicht. Er wird nach den folgenden  
Bedingungen automatisch angepasst: 

	̶ Der Sollzinssatz für geduldete Überziehungen ist veränder-
lich.

	̶ Die Sollzinsänderungen richten sich nach den Monats-
durchschnitten der Entwicklung der Euro Short-Term 
Rate (€STR) als Referenzzinssatz, abrufbar über die  
Deutsche Bundesbank (www.bundesbank.de/de/startseite/
suche/statistiken mit Suchbegriff „Euro Short-Term Rate - 
Monatsdurchschnitt“). Ändert sich der Referenzzinssatz, 
führt dies automatisch zu einer entsprechenden Änderung 
des Sollzinssatzes für geduldete Überziehungen in dersel-
ben Höhe. Entsprechendes gilt für weitere Sollzinssatzän-
derungen mit der Maßgabe, dass als Ausgangsreferenzzins-
satz jeweils der Referenzzinssatz verwendet wird, der der 
jeweils letzten Sollzinssatzänderung zugrunde lag.

	̶ Die Bank ermittelt die Zinsanpassung jeweils zum 01. 
eines jeden Monats auf Grundlage des €STR-Monats-
durchschnitts des Vormonats. Eine Überprüfung erfolgt 
monatlich. Erhöht sich der letzte veröffentlichte €STR-Mo-
natsdurchschnitt gegenüber dem bei Vertragsschluss bzw. 
bei der letzten Anpassung ermittelten Monatsdurchschnitt, 
wird die Bank den Zinssatz in Höhe der Veränderung anhe-
ben; entsprechend wird die Bank den Zinssatz in Höhe der 
Veränderung senken, wenn sich der €STR-Monatsdurch-
schnitt ermäßigt hat.
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VII.	Bedingungen für Gemeinschaftskonten/-depots

1.	 Verfügungsberechtigung 

1.1	 Inhalt der Verfügungsberechtigung 

Jeder Kontoinhaber darf über die Konten/Depots ohne Mitwirkung 
der anderen Kontoinhaber verfügen und zu Lasten der Konten/De-
pots alle mit der Konto-/Depotführung im Zusammenhang stehen-
den Vereinbarungen treffen, sofern nicht nachstehend etwas ande-
res geregelt ist: 

	̶ Kreditverträge und eingeräumte Kontoüberziehungen: Für 
den Abschluss und die Änderung von Kreditverträgen zu Las-
ten des Kontos/Depots ist die Mitwirkung aller Kontoinhaber 
erforderlich. Jedoch ist jeder Konto-/Depotinhaber selbst-
ständig berechtigt, über die auf dem Gemeinschaftskonto 
etwa eingeräumten Kredite jeder Art zu verfügen und von der 
Möglichkeit vorübergehender Kontoüberziehungen im bank-
üblichen Rahmen Gebrauch zu machen.

	̶ Erteilung und Widerruf von Vollmachten: Eine Konto-/Depot-
vollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemeinschaftlich 
erteilt werden. Der Widerruf durch einen Kontoinhaber führt 
zum Erlöschen der Vollmacht. Über einen Widerruf ist die Bank 
unverzüglich und aus Beweisgründen möglichst schriftlich zu 
unterrichten.

	̶ Widerruf der Einzelverfügungsbefugnis: Jeder Konto-/Depot-
inhaber kann die Einzelverfügungsbefugnis jederzeit schriftlich 
gegenüber der Bank widerrufen. Nach Widerruf sind die Kon-
to-/Depotinhaber nur noch gemeinsam und schriftlich verfü-
gungsberechtigt. Der Widerruf der Einzelverfügungsbefugnis 
führt ebenfalls zum Erlöschen einer eventuell vorhandenen 
Vollmacht.

	̶ Auflösung des Kontos/Depots: Eine Auflösung des Kontos/De-
pots kann nur durch alle Konto-/Depotinhaber gemeinschaft-
lich erfolgen.

1.2	 Regelung für den Todesfall 

Im Falle des Todes eines Konto- und Depotinhabers bleiben die Be-
fugnisse des anderen Konto- und Depotinhabers bestehen. Diese 
Person kann die Konten/Depots ohne Mitwirkung der Erben auflö-
sen. Die Rechte des Verstorbenen werden durch die Erben gemein-
schaftlich wahrgenommen. Das Recht zum Widerruf der Einzelver-
fügungsbefugnis steht jedoch jedem Erben allein zu. Widerruft ein 
Miterbe, bedarf jede Verfügung über die Konten und Depots seiner 
Mitwirkung. Widerrufen sämtliche Miterben die Einzelverfügungs-
berechtigung von einem Kontoinhaber, so können sämtliche Kon-
toinhaber nur noch gemeinschaftlich mit sämtlichen Miterben über 
die Konten/Depots verfügen. 

2.	 Gesamtschuldnerische Haftung 

Für Verbindlichkeiten an den Gemeinschaftskonten/-depots haften 
die Konto-/Depotinhaber als Gesamtschuldner, d. h., die Bank kann 
von jedem einzelnen Konto-/Depotinhaber die Erfüllung sämtlicher 
Ansprüche fordern.

3.	 Mitteilungen und Erklärungen bei 
abweichenden Adressen der Inhaber 

Als Kommunikationsadresse für sämtliche Mitteilungen und Erklä-
rungen wird bei abweichenden Adressen beider Konto-/Depotinha-
ber die Adresse des ersten Konto-/Depotinhabers verwendet. 

Die Bank ist ungeachtet dessen berechtigt, einzelne personalisierte 
Mitteilungen und Erklärungen an die einzelnen Konto-/Depotinha-
ber zu übermitteln (z. B. Zugangsdaten).
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VIII.	Bedingungen für den Überweisungsverkehr
Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten die folgenden Bedingungen.

1.	 Allgemein

1.1	 Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließlich des 
Dauerauftrags

Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Überweisung 
Geldbeträge bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an 
den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zu übermitteln. 
Der Kunde kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem be-
stimmten wiederkehrenden Termin einen gleichbleibenden Geldbe-
trag an das gleiche Konto des Zahlungsempfängers zu überweisen 
(Dauerauftrag).

Bei einer SEPA-Überweisung oder SEPA-Echtzeitüberweisung er-
folgt die Zahlung in Euro innerhalb des Gebiets des einheitlichen 
Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments Area“, SEPA, 
siehe Anlage 1). Eine SEPA-Echtzeitüberweisung kann an jedem Ka-
lendertag rund um die Uhr beauftragt werden und wird sofort aus-
geführt.

1.2	 Kundenkennungen

Für das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung des Zah-
lungsempfängers zu verwenden:

Zielgebiet Währung
Kundenkennung des
Zahlungsempfängers

Inland Euro 	̶ IBAN¹

Grenzüberschreitend
innerhalb des
Europäischen
Wirtschaftsraums²

Euro 	̶ IBAN

Inland oder
innerhalb des
Europäischen
Wirtschaftsraums

Andere
Währung
als Euro

	̶ IBAN und BIC³ 
oder

	̶ Kontonummer und 
BIC

Außerhalb des
Europäischen
Wirtschaftsraums

Euro
oder andere
Währung

	̶ IBAN und BIC 
oder

	̶ Kontonummer und 
BIC

Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben 
bestimmen sich nach Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

1.3	  Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung

(1)	Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels 
eines von der Bank zugelassenen Formulars oder in der mit 
der Bank anderweitig vereinbarten Art und Weise (zum Bei-
spiel per Online-Banking) mit den erforderlichen Angaben ge-
mäß Nummer 2.1 beziehungsweise Nummern 3.1.1 und 3.2.1. 
Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit 
der Angaben zu achten. Unleserliche, unvollständige oder feh-
lerhafte Angaben können zu Verzögerungen und zu Fehlleitun-
gen von Überweisungen führen; daraus können Schäden für 
den Kunden entstehen. Bei unleserlichen, unvollständigen oder 
fehlerhaften Angaben kann die Bank die Ausführung ablehnen 
(siehe auch Nummer 1.7). Hält der Kunde bei der Ausführung der 
Überweisung besondere Eile für nötig, hat er dies der Bank ge-
sondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten Überweisungen 
muss dies außerhalb des Formulars erfolgen, falls das Formular 
selbst keine entsprechende Angabe vorsieht.

(2)	Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unter-
schrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und 
Weise (zum Beispiel per Online-Banking-PIN/TAN). In dieser Au-
torisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, 
dass die Bank die für die Ausführung der Überweisung notwen-

digen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem 
Datenbestand), verarbeitet, übermittelt und speichert. 

(3)	Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines 
einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist 
für diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden 
Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit.

(4)	Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungs-
auftrages an die Bank auch einen Zahlungsauslösedienst gemäß 
§ 1 Absatz 33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei 
denn, das Zahlungskonto des Kunden ist für ihn nicht online zu-
gänglich.

1.4	 Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank

(1)	Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zu-
geht. Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen 
Zahlungsauslösedienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt 
durch den Eingang des Auftrags in den dafür vorgesehenen 
Empfangsvorrichtungen der Bank (zum Beispiel mit Abgabe in 
den Geschäftsräumen oder Eingang auf dem Online-Banking-
Server der Bank).

(2)	Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach 
Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Bank gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“, so gilt der Überweisungsauf-
trag erst am darauf folgenden Geschäftstag als zugegangen.

(3)	Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvor-
richtung der Bank oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ an-
gegebenen Annahmezeitpunkt ein, so gilt der Überweisungsauf-
trag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausführungsfrist (siehe 
Nummer 2.2.2) erst als am darauf folgenden Geschäftstag zu-
gegangen.

(4)	Bei einer SEPA-Echtzeitüberweisung gilt abweichend von Absät-
zen 2 und 3:

	̶ Ein elektronisch erteilter Auftrag kann an jedem Kalender-
tag rund um die Uhr zugehen.

	̶ Ein nicht elektronisch erteilter Auftrag ist zu dem Zeitpunkt 
zugegangen, an dem die Bank die Daten in ihr internes 
System eingegeben hat. Diese Eingabe beginnt so bald wie 
möglich, nachdem der Auftrag in den dafür vorgesehenen 
Empfangsvorrichtungen der Bank eingegangen ist.

1.5	  Widerruf des Überweisungsauftrags

(1)	Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank (siehe 
Nummer 1.4 Absätze 1, 2 und 4) kann der Kunde diesen durch Er-
klärung gegenüber der Bank widerrufen. Nach dem Zugang des 
Überweisungsauftrags ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ein 
Widerruf nicht mehr möglich. Nutzt der Kunde für die Erteilung 
seines Überweisungsauftrags einen Zahlungsauslösedienstleis-
ter, so kann er den Überweisungsauftrag abweichend von Satz 
1 nicht mehr gegenüber der Bank widerrufen, nachdem er dem 
Zahlungsauslösedienstleister die Zustimmung zur Auslösung der 
Überweisung erteilt hat.

(2)	Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Aus-
führung der Überweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Ab-
satz 2), kann der Kunde die Überweisung beziehungsweise den 
Dauerauftrag (siehe Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem 
vereinbarten Tag liegenden Geschäftstags der Bank widerrufen. 
Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des Wi-
derrufs eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren 
Überweisungen mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags 
ausgeführt.

¹International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
²Zum Europäischen Wirtschaftsraum siehe Anlage 1.
³Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).
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(3)	Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der 
Überweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und 
Bank dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, 
wenn es der Bank gelingt, die Ausführung zu verhindern oder 
den Überweisungsbetrag zurückzuerlangen. Nutzt der Kunde 
für die Erteilung seines Überweisungsauftrags einen Zahlungs-
auslösedienstleister, bedarf es ergänzend der Zustimmung des 
Zahlungsauslösedienstleisters und des Zahlungsempfängers. Für 
die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden berechnet 
die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene 
Entgelt.

1.6	 Ausführung des Überweisungsauftrags

(1)	Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn 
die zur Ausführung erforderlichen Angaben (siehe Nummern 2.1, 
3.1.1 und 3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 
1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe 
Nummer 1.3 Absatz 2) und ein zur Ausführung der Überweisung 
ausreichendes Guthaben in der Auftragswährung vorhanden 
oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist (Ausführungsbe-
dingungen). Bei einer SEPA-Echtzeitüberweisung sind zusätzli-
che Ausführungsbedingungen, dass das vom Kunden festgelegte 
Betragslimit (siehe Nummer 2.1.2) eingehalten ist und der Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers das SEPA-Echtzeit-
überweisungsverfahren unterstützt.

(2)	Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überweisung 
beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Überwei-
sung ausschließlich anhand der vom Kunden angegebenen 
Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) 
auszuführen.

(3)	Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich 
über die Ausführung von Überweisungen auf dem für Kontoin-
formationen vereinbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbrau-
cher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der 
Unterrichtung gesondert vereinbart werden. Weitergehende ge-
setzliche Regelungen bleiben unberührt.

1.7	 Ablehnung der Ausführung

(1)	Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) 
nicht erfüllt, kann die Bank die Ausführung des Überweisungs-
auftrags ablehnen. Ist bei einer SEPA-Echtzeitüberweisung das 
vom Kunden festgelegte Betragslimit (siehe Nummer 2.1.2) nicht 
eingehalten, wird die Bank die Ausführung ablehnen. Über die 
Ablehnung wird die Bank den Kunden unverzüglich, auf jeden 
Fall aber innerhalb der in Nummer 2.2.1 beziehungsweise 3.1.2 
und 3.2.2 vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf 
dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Da-
bei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe der Ablehnung 
sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung 
geführt haben, berichtigt werden können.

(2)	Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Bank 
erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto 
oder keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zu-
zuordnen, wird die Bank dem Kunden hierüber unverzüglich eine 
Information zur Verfügung stellen und ihm gegebenenfalls den 
Überweisungsbetrag wieder herausgeben.

(3)	Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisier-
ten Überweisungsauftrags berechnet die Bank das im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.8	 Übermittlung der Überweisungsdaten

Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank 
die in der Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) 
unmittelbar oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen 
an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers. Im Zusam-
menhang mit der Übermittlung können eingeschaltete Dienstleister 
zur Auftragsdurchführung auch erforderliche Prüfungen der Über-
weisungsdaten vornehmen (insbesondere zur Identifikation und 
Verhinderung von Zahlungsverkehrsbetrug). Der Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die 
Überweisungsdaten, zu denen auch die IBAN des Zahlers gehört, 
ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.

Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüberweisun-
gen im Inland können die Überweisungsdaten auch in gemeinsa-
mer Verantwortung mit dem Nachrichtenübermittlungssystem So-
ciety for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) 
mit Sitz in Belgien verarbeitet und an den Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der Sys-
temsicherheit speichert SWIFT die Überweisungsdaten vorüberge-
hend in seinen Rechenzentren in der Europäischen Union, in der 
Schweiz und in den USA. Weitere Informationen und die wesentli-
chen Inhalte des Vertrags über die gemeinsame Verantwortung mit 
SWIFT können den Datenschutzhinweisen zum SWIFT-Transakti-
onsverarbeitungsdienst auf der Internetseite der Bank (Internetlink) 
entnommen werden.

1.9	 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter 
Überweisungen

Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu 
unterrichten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungs-
auslösedienstleisters.

1.10	 Entgelte und deren Änderung

1.10.1 Entgelte für Verbraucher

Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“. Änderungen der Entgelte im Überwei-
sungsverkehr werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor 
dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat 
der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen 
elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, können die Än-
derungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der 
Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der 
Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines 
Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zah-
lung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden nur 
ausdrücklich treffen. Die Änderung von Entgelten für den Zahlungs-
diensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nummer 12 
Absatz 5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.10.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind

Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kunden, 
die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Num-
mer 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.11	 Wechselkurs

Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen 
Währung als der Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in der 
Kontowährung belastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei 
solchen Überweisungen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung 
im „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Eine Änderung des in der Um-
rechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird unmit-
telbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. 
Der Referenzwechselkurs wird von der Bank zugänglich gemacht 
oder stammt aus einer öffentlich zugänglichen Quelle.

1.12	 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht

Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht 
zu beachten.
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⁴Zum Europäischen Wirtschaftsraum siehe Anlage 1.
⁵Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone,
 Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auf-
tragswährung zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist 
der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin 
für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich. Fällt der ver-
einbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag der Bank, so be-
ginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Geschäftstag. 
Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“.

(3)	Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden ab-
weichenden Währung beginnt die Ausführungsfrist erst an dem 
Tag, an dem der Überweisungsbetrag in der Auftragswährung 
vorliegt.

(4)	Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung einer 
SEPA-Echtzeitüberweisung an einem bestimmten Tag, einem 
Zeitpunkt eines bestimmten Tags oder am Ende eines bestimm-
ten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank 
den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auftrags-
währung zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im 
Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin für den 
Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich.

(5)	Bei SEPA-Echtzeitüberweisungsaufträgen von einem nicht auf 
Euro lautenden Konto des Kunden beginnt die Ausführungsfrist 
erst mit dem Zeitpunkt, an dem der Überweisungsbetrag in Euro 
vorliegt. Diese Währungsumrechnung erfolgt unmittelbar, nach-
dem der Auftrag erteilt wurde.

2.3	 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprü-
che des Kunden

2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung

Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Er-
stattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem 
Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den 
Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung mit der nicht 
autorisierten Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist 
spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist 
oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat 
die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den 
Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, 
schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 un-
verzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht 
nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungsauslö-
sedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 
bis 4 die Bank.

2.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 
      Ausführung einer autorisierten Überweisung

(1)	 Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung ei-
ner autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank 
die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Überwei-
sungsbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt 
oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto des Kunden 
belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem 
es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten 
Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine Überweisung vom 
Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so 
treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom 
Überweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten 
Stellen Entgelte abgezogen worden sein sollten, übermittelt die 
Bank zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den ab-
gezogenen Betrag.

(2)	Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Er-
stattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, 
als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder 
fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt 
oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3)	Im Fall einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Über-
weisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank 
vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, 
die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des 
Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung 

2.1	 Erforderliche Angaben

2.1.1   Regelangaben

Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben ma-
chen:

	̶ Name des Zahlungsempfängers,

	̶ Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 
1.2); ist bei Überweisungen in anderen EWR-Währungen 
als Euro der BIC unbekannt, ist stattdessen der vollständige 
Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zah-
lungsempfängers anzugeben,

	̶ Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 2),

	̶ Betrag,

	̶ Name des Kunden,

	̶ IBAN des Kunden

	̶ und bei grenzüberschreitenden Überweisungen die Entgelt-
weisung „Entgeltteilung“ zwischen Kunde und Zahlungsemp-
fänger.

2.1.2   Besondere Bestimmungen für SEPA-Echtzeitüber- 
         weisungen

Für SEPA-Echtzeitüberweisungen ermöglicht die Bank, dass der 
Kunde ein Betragslimit festlegen kann, das entweder für jeden ein-
zelnen Überweisungsauftrag oder die Betragssumme aller SEPA-
Echtzeitüberweisungsaufträge, die am selben Kalendertag ausge-
führt werden sollen, gilt. Das Limit kann jederzeit geändert werden.

2.1.3 Empfängerüberprüfung

Bevor der Kunde einen Auftrag für eine SEPA-Überweisung oder 
SEPA-Echtzeitüberweisung autorisiert (siehe Nummer 1.3 Absatz 
2), wird der Name des Zahlungsempfängers mit der IBAN des Zah-
lungsempfängers abgeglichen (Empfängerüberprüfung), wenn der 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zur Empfänger-
überprüfung gesetzlich verpflichtet ist. Die Empfängerüberprüfung 
wird der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers aufgrund 
der Angaben des Kunden nach Nummer 2.1.1 durchführen. Die 
Bank unterrichtet den Kunden über das Ergebnis der Empfänger-
überprüfung. Ergibt diese, dass die Daten nicht oder nahezu über-
einstimmen, teilt die Bank mit, welche Folge eine Autorisierung des 
Auftrages haben könnte. Bei einem beleghaften Auftrag unterbleibt 
die Empfängerüberprüfung, wenn der Kunde zum Zeitpunkt des 
Zugangs des Auftrags nicht in den Geschäftsräumen der Bank an-
wesend ist.

Werden Name und IBAN des Zahlungsempfängers von einem Zah-
lungsauslösedienstleister und nicht vom Zahler angegeben, so ist 
gesetzlich geregelt, dass dieser Zahlungsauslösedienstleister si-
cherzustellen hat, dass die Angaben zum Zahlungsempfänger kor-
rekt sind.

2.2	 Maximale Ausführungsfrist

2.2.1 Fristlänge

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbe-
trag spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
angegebenen Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers eingeht. Abweichend davon beträgt die maximale 
Ausführungsfrist für eine SEPA-Echtzeitüberweisung 10 Sekunden.

2.2.2 Beginn der Ausführungsfrist

(1)	Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des 
Überweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 
1.4).

(2)	Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung der 
Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines be-
stimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der 

2.	 Überweisungen innerhalb 
Deutschlands und in andere 
Staaten des Europäischen Wirt-
schaftsraums⁴ (EWR) in Euro oder 
in anderen EWR-Währungen⁵ 
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ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt 
auch, wenn die Überweisung vom Kunden über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die Bank nach, dass 
der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. Die 
Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher 
ist.

(4)	Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird 
die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nach-
vollziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten.

2.3.3 Ansprüche im Zusammenhang mit der Empfängerüber- 
       prüfung

(1)	Autorisiert der Kunde den Auftrag, obwohl ihm die Bank bei der 
Empfängerüberprüfung gemäß Nummer 2.1.3 mitgeteilt hat, 
dass die Daten nicht oder nahezu übereinstimmen, haftet die 
Bank nicht für die Folgen dieser fehlenden Übereinstimmung, 
wenn sie die Überweisung ausschließlich anhand der vom Kun-
den angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers 
(siehe Nummer 1.2) ausführt. Dies gilt auch, wenn der Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers die Empfängerüberprü-
fung nicht durchgeführt hat und die Bank den Kunden darüber 
vor der Autorisierung des Auftrags informiert hat.

(2)	Wurde die Empfängerüberprüfung fehlerhaft durchgeführt und 
führt dies zu einer fehlerhaften Ausführung der Überweisung, 
so erstattet die Bank dem Kunden auf dessen Verlangen unver-
züglich den überwiesenen Betrag und bringt gegebenenfalls das 
belastete Zahlungskonto des Kunden wieder auf den Stand, auf 
dem es sich ohne die Überweisung befunden hätte. Gleiches gilt, 
wenn der Zahlungsauslösedienstleister des Kunden die Empfän-
gerüberprüfung fehlerhaft durchführt.

2.3.4 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1)	Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung ei-
ner autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten 
Überweisung kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der 
nicht bereits von Nummern 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.3 erfasst ist, er-
setzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, 
das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes 
Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ur-
sache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde 
vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 
zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Um-
fang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

(2)	Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese 
betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht

	̶ für nicht autorisierte Überweisungen,

	̶ für fehlerhafte Empfängerüberprüfungen,

	̶ bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,

	̶ für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, 
und

	̶ für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.3.5 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 
2.3.4 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht er-
folgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Über-
weisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung neben et-
waigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB 
lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Rege-
lungen:

	̶ Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

	̶ Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weiterge-
leiteter Auftrag).

	̶ Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach 
auf den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in 
Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit 
es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden 
handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Über-
weisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten 
nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für 
Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, sowie 
für nicht autorisierte Überweisungen.

2.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1)	Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.3.2, 2.3.4 und 2.3.5 ist in 
folgenden Fällen ausgeschlossen:

	̶ Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 
Überweisungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen 
ist.

	̶ Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom 
Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In 
diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlan-
gen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die 
Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nicht mög-
lich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden auf schrift-
lichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, 
damit der Kunde gegen den tatsächlichen Empfänger der 
Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des Überwei-
sungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten 
der Bank nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts be-
rechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
ausgewiesene Entgelt.

(2)	Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.4 und 
Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder 
fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht au-
torisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde 
die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belas-
tung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt 
nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung 
der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen 
vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den 
Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadenser-
satzansprüche nach Nummer 2.3.4 kann der Kunde auch nach 
Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Ver-
schulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 
1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über 
einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.

(3)	Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen An-
spruch begründenden Umstände

	̶ auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder

	̶ von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.
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3.1	 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in 
Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaaten-
währung)

3.1.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende An-
gaben machen:

	̶ Name des Zahlungsempfängers,

	̶ Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 
1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC 
unbekannt, ist stattdessen der vollständige Name und die 
Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers 
anzugeben,

	̶ Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 2),

	̶ Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 2), 

	̶ Betrag,

	̶ Name des Kunden,

	̶ Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.1.2 Ausführungsfrist

Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche 
      des Kunden

3.1.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung

Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Er-
stattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto 
des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand 
zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht au-
torisierte Überweisung befunden hätte.

Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag 
folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung 
nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis 
erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte 
Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des 
Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflich-
tung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich 
der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über 
einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflich-
ten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

3.1.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder 
       verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung

(1)	 Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer 
autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank die un-
verzügliche und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrags 
insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft 
war. Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt 
die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den 
nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang 
befunden hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen 
Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten 
aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbe-
trag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte 
abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten 

des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Be-
trag.

(2)	Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Er-
stattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, 
als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder 
fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt 
oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3)	Im Fall einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Über-
weisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank 
vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, 
die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des 
Zahlungsempfängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung 
ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt 
auch, wenn die Überweisung vom Kunden über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die Bank nach, dass 
der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. Die 
Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher 
ist.

(4)	Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird 
die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nach-
vollziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten.

3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1)	Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung ei-
ner autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten 
Überweisung kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der 
nicht bereits von Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt 
verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das 
einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Ver-
schulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache 
bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde vor-
gegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 
zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Um-
fang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2)	Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese 
betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht

	̶ für nicht autorisierte Überweisungen,

	̶ bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,

	̶ für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, 
und

	̶ für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist. 

3.1.3.4 Sonderregelung für die außerhalb des EWR getätigten 
Bestandteile der Überweisung

Für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung 
bestehen abweichend von den Ansprüchen in Nummern 3.1.3.2 
und 3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet aus-
geführten autorisierten Überweisung neben etwaigen Herausgabe-
ansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadens-
ersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:

	̶ Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

	̶ Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weiterge-
leiteter Auftrag).

	̶ Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Über-
weisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank besonders übernommen hat.

⁶Zum Europäischen Wirtschaftsraum siehe Anlage 1.
⁷Z. B. US-Dollar.
⁸Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (zum Europäischen Wirtschaftsraum siehe Anlage 1).

3.	 Überweisungen innerhalb Deutsch-
lands und in andere Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraums 
(EWR)⁶ in Währungen eines Staates 
außerhalb des EWR (Drittstaaten-
währung)⁷ sowie Überweisungen 
in Staaten außerhalb des EWR 
(Drittstaaten)⁸
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3.1.3.5 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Ansprüchen in Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, 
fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung 
oder bei einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen He-
rausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich 
Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen: 

	̶ Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

	̶ Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weiterge-
leiteter Auftrag).

	̶ Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach 
auf den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in 
Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit 
es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden 
handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Über-
weisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten 
nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für 
Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, sowie 
für nicht autorisierte Überweisungen.

3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1)	Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in 
folgenden Fällen ausgeschlossen:

	̶ Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 
Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

	̶ Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom 
Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In 
diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlan-
gen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die 
Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nach Satz 2 
nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden auf 
schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mit-
zuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen Emp-
fänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung 
des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die 
Tätigkeiten nach den Sätzen 2 bis 3 dieses Unterpunkts be-
rechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
ausgewiesene Entgelt.

(2)	Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und 
Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder 
fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht au-
torisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde 
die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belas-
tung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt 
nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung 
der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen 
vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den 
Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadenser-
satzansprüche nach Nummer 3.1.3.3 kann der Kunde auch nach 
Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Ver-
schulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 
1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über 
einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.

(3)	Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände
	̶ auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 

beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder 

	̶ von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.

3.2	 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR 
(Drittstaaten)⁹

3.2.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende An-
gaben machen:

	̶ Name des Zahlungsempfängers,

	̶ Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 
1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC 
unbekannt, ist stattdessen der vollständige Name und die 
Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers 
anzugeben,

	̶ Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 2),

	̶ Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 2),

	̶ Betrag,

	̶ Name des Kunden,

	̶ Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.2.2 Ausführungsfrist

(1)	Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

(2)	Bei einer SEPA-Echtzeitüberweisung in einen Drittstaat der SEPA 
(siehe Anlage 1) wird die Bank den Eingang des Überweisungsbe-
trags beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers inner-
halb von 10 Sekunden bewirken. Diese Ausführungsfrist beginnt 
mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Überweisungsauftrags des 
Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4). Vereinbaren die Bank 
und der Kunde, dass die Ausführung einer SEPA-Echtzeitüber-
weisung an einem bestimmten Tag, einem Zeitpunkt eines be-
stimmten Tags oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder 
an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausführung 
erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswährung zur Verfügung 
gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder 
anderweitig vereinbarte Termin für den Beginn der Ausführungs-
frist maßgeblich. Bei Aufträgen von einem nicht auf Euro lau-
tenden Konto des Kunden beginnt die Ausführungsfrist erst mit 
dem Zeitpunkt, an dem der Überweisungsbetrag in Euro vorliegt. 
Diese Währungsumrechnung erfolgt unmittelbar, nachdem der 
Auftrag erteilt wurde.

3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden

3.2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung

(1)	 Im Fall einer nicht autorisierten Überweisung (siehe oben Num-
mer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen An-
spruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, 
dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der 
Betrag einem Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Kon-
to wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die 
Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden 
hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Ge-
schäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, 
der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, 
dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf an-
dere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zu-
ständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass 
ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mit-
geteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich 
zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht 
bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungsauslöse-
dienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 
bis 4 die Bank.

(2)	Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Über-
weisung resultieren, haftet die Bank für eigenes Verschulden. Hat 
der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung 
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsät-
zen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

⁹Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (zum Europäischen Wirtschaftsraum siehe Anlage 1).
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3.2.3.2 Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 
Ausführung einer autorisierten Überweisung

Bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten au-
torisierten Überweisung hat der Kunde neben etwaigen Herausga-
beansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB Schadensersatz-
ansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:

	̶ Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

	̶ Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die 
Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der 
Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ers-
ten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

	̶ Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Über-
weisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank besonders übernommen hat.

3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1)	Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden Fäl-
len ausgeschlossen:

	̶ Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 
Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

	̶ Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom 
Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In 
diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlan-
gen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Für die 
Tätigkeiten der Bank nach Satz 2 dieses Unterpunkts be-
rechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
ausgewiesene Entgelt.

(2)	Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und 
Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder 
fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht au-
torisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde 
die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belas-
tung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt 
nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung 
der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen 
vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den 
Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadenser-
satzansprüche kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 
1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung 
dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, 
wenn der Kunde die Überweisung über einen Zahlungsauslöse-
dienstleister auslöst.

(3)	Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen An-
spruch begründenden Umstände

	̶ auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder

	̶ von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.

Anlage 1: Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum („Single Euro Payments Area“, SEPA)

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)

Mitgliedstaaten der Europäischen Union:

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, 
Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.

Weitere Staaten:

Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete (Drittstaaten der SEPA)

Ålandinseln, Albanien, Andorra, Gibraltar, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Guernsey, Jersey, Insel Man, Moldau, 
Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, St. Barthélemy, St. Martin (französischer Teil), St. Pierre und Miquelon, Schweiz, Vati-
kanstadt
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Zielland Kurzform Währung Kurzform

Belgien BE Euro EUR

Bulgarien BG Bulgarischer Lew BGN

Dänemark DK Dänische Krone DKK

Estland EE Euro EUR

Finnland FI Euro EUR

Frankreich FR Euro EUR

Griechenland GR Euro EUR

Irland IE Euro EUR

Island IS Isländische Krone ISK

Italien IT Euro EUR

Japan JP Japanischer Yen JPY

Kanada CA Kanadischer Dollar CAD

Kroatien HR Euro EUR

Lettland LV Euro EUR

Liechtenstein LI Schweizer Franken* CHF

Litauen LT Euro EUR

Luxemburg LU Euro EUR

Malta MT Euro EUR

Niederlande NL Euro EUR

Norwegen NO Norwegische Krone NOK

Österreich AT Euro EUR

Polen PL Polnischer Zloty PLN

Portugal PT Euro EUR

Rumänien RO Rumänischer Leu RON

Russische Föderation RU Russischer Rubel RUB

Schweden SE Schwedische Krone SEK

Schweiz CH Schweizer Franken CHF

Slowakei SK Euro EUR

Slowenien SI Euro EUR

Spanien ES Euro EUR

Tschechische Republik CZ Tschechische Krone CZK

Türkei TR Türkische Lira TRY

Ungarn HU Ungarischer Forint HUF

USA US US-Dollar USD

Vereinigtes Königreich von Großbritannien 
und Nordirland

GB Britisches Pfund Sterling GBP

Zypern CY Euro EUR

.

Anlage 2: Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung

*Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein.
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IX.	 Bedingungen für den Lastschrifteinzug
Für den Einzug von Forderungen des Kunden als Zahlungsempfänger mittels Lastschrift gelten folgende Bedingungen.

1.	 Allgemein

1.1	 Begriffsbestimmung

Eine Lastschrift ist ein vom Kunden als Zahlungsempfänger ausge-
löster Zahlungsvorgang zu Lasten des Kontos des Zahlers bei des-
sen Zahlungsdienstleister, bei dem die Höhe des jeweiligen Zah-
lungsbetrags vom Kunden angegeben wird.

1.2	 Einreichungsfristen

Lastschriften sind vom Kunden innerhalb der in Anlage A geregelten 
Fristen bei der Bank einzureichen. 

1.3	 Entgelte und deren Änderung

1.3.1 Entgeltvereinbarung

Die Entgelte für den Einzug von Lastschriften ergeben sich aus der 
Lastschriftinkassovereinbarung, soweit nicht anderweitig vereinbart.

1.3.2 Änderungen der Entgelte für Verbraucher

Änderungen der Entgelte werden dem Kunden spätestens zwei Mo-
nate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angebo-
ten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbezie-
hung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, können 
die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von 
der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der 
Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines 
Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zah-
lung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden nur 
ausdrücklich treffen.

Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag 
(Girovertrag) richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.

1.3.3 Änderungen der Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher 
     sind

Bei Änderungen der Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher 
sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 12 Absätze 2 bis 6 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.3.4 Abzug von Entgelten von der Lastschriftgutschrift

Die Bank darf die ihr zustehenden Entgelte von dem gutzuschrei-
benden Lastschriftbetrag abziehen. 

1.4	 Unterrichtung

Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich 
über die Ausführung von Lastschriftinkassoaufträgen und Last-
schriftrückgaben auf dem für Kontoinformationen vereinbarten 
Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art und Wei-
se sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart 
werden. Bei Kunden, die keine Verbraucher sind, werden bei Sam-
melgutschriften von Lastschrifteinzügen nicht die einzelnen Zah-
lungsvorgänge ausgewiesen, sondern nur der Gesamtbetrag. 

1.5	 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden

1.5.1 Unterrichtungspflicht des Kunden

Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung fehlerhaft 
ausgeführter Lastschrifteinzüge zu unterrichten.

1.5.2 Ansprüche bei einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Aus-
führung eines Lastschriftinkassoauftrags durch die Bank und bei 
verspätetem Eingang des Lastschriftbetrags 

(1)	 Im Fall einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung eines 
Lastschriftinkassoauftrags durch die Bank kann der Kunde ver-
langen, dass die Bank diesen unverzüglich, gegebenenfalls er-
neut, an den Zahlungsdienstleister des Zahlers übermittelt.

(2)	Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von 
der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlan- 
gen, die die Bank ihm im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung eines Lastschriftinkassoauftrags in 
Rechnung gestellt oder mit denen sie das Konto des Kunden be-
lastet hat.

(3)	Ist der Lastschriftbetrag lediglich verspätet bei der Bank einge-
gangen, kann der Kunde von der Bank im Rahmen des § 675y 
Absatz 4 BGB verlangen, dass sie die Gutschrift des Lastschrift-
betrags auf dem Konto des Kunden so vornimmt, als sei der Zah-
lungsvorgang ordnungsgemäß ausgeführt worden.

1.5.3 Schadensersatz bei Pflichtverletzung

(1)	Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung ei-
nes Lastschriftinkassoauftrags kann der Kunde von der Bank den 
Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies 
gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Ent-
stehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank 
und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

(2)	Soweit es sich bei dem Kunden nicht um einen Verbraucher han-
delt, ist die Haftung der Bank für Schäden der Höhe nach auf 
den Lastschriftbetrag begrenzt. Soweit es sich hierbei um Folge-
schäden handelt, ist die Haftung zusätzlich auf höchstens 12.500 
Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gel-
ten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für 
Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.

1.5.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss

Ansprüche des Kunden nach Nummer 1.5.2 und Einwendungen des 
Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführ-
ter Inkassoaufträge sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Buchung mit einem 
fehlerhaft ausgeführten Inkassovorgang hiervon unterrichtet hat. 
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über den 
Vorgang entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten 
Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Buchung unter-
richtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unter-
richtung maßgeblich.

1.6	 Sonstige Sonderregelung mit Kunden, die keine Verbrau-
cher sind

(1)	Bei Kunden, die keine Verbraucher sind, gelten § 675d Absatz 1, 
Absätze 3 bis 5 (Informationspflichten) und § 675f Absatz 5 Satz 2 
(Auslagen und Entgelte für die Erfüllung von Nebenpflichten) des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht. 

(2)	Die Mindestkündigungsfrist von zwei Monaten in Nummer 19 
Absatz 1 Satz 3 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen gilt nicht 
für die Inkassovereinbarung mit Kunden, die keine Verbraucher 
sind.

1.7	 Zurverfügungstellung von Kopien der Lastschriftmandate

Auf Anforderung hat der Kunde der Bank innerhalb von sieben 
Geschäftstagen Kopien der Einzugsermächtigung, des SEPA-Last-
schriftmandats beziehungsweise des SEPA-Firmenlastschrift-Man-
dats und gegebenenfalls weitere Informationen zu den eingereich-
ten Lastschriften zur Verfügung zu stellen.
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2.	 SEPA-Basislastschrift

2.1	 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basislastschriftverfahrens

Das SEPA-Basislastschriftverfahren richtet sich nach dem „SEPA 
Core Direct Debit Scheme Rulebook“ des European Payments 
Council. Mit dem SEPA-Basislastschriftverfahren kann ein Zahler 
über seinen Zahlungsdienstleister an den Zahlungsempfänger Zah-
lungen in Euro innerhalb des Gebiets des einheitlichen Euro-Zah-
lungsverkehrsraums („Single Euro Payments Area“, SEPA)¹ bewirken.

Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basislastschriften 
muss der Zahler vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfän-
ger das SEPA-Lastschriftmandat (siehe Nummer 2.4) erteilen.

Der Kunde als Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvor-
gang aus, indem er über die Bank dem Zahlungsdienstleister des 
Zahlers die Lastschriften vorlegt.

Der Zahler kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer 
SEPA-Basislastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem 
Zeitpunkt der Belastungsbuchung auf seinem Konto von seinem 
Zahlungsdienstleister die Erstattung des belasteten Lastschrift-
betrags ohne Angabe von Gründen verlangen. Dies führt zu einer 
Rückgängigmachung der Gutschrift auf dem Konto des Kunden als 
Zahlungsempfänger. 

2.2	 Kundenkennungen

Für das Verfahren hat der Kunde

	̶ die ihm von der Bank erteilte IBAN – und bei grenzüber-
schreitenden Lastschrifteinzügen in Staaten außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums² zusätzlich den BIC der Bank 
– als seine Kundenkennung sowie

	̶ die ihm vom Zahler mitgeteilte IBAN – und bei grenzüber-
schreitenden Lastschrifteinzügen in Staaten außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums³ zusätzlich den BIC des Zah-
lungsdienstleisters des Zahlers – als die Kundenkennung des 
Zahlers zu verwenden.

Die Bank ist berechtigt, den Einzug der Lastschriften ausschließlich 
auf Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennungen durchzu-
führen.

2.3	 Übermittlung von Lastschriftdaten

Bei SEPA-Basislastschriften können die Lastschriftdaten auch über 
das Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide 
Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien 
und Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und 
in den USA weitergeleitet werden.

2.4	 SEPA-Lastschriftmandat

2.4.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit 
      Mandate)

Der Kunde muss vor Einreichung von SEPA-Basislastschriften vom 
Zahler ein SEPA-Lastschriftmandat einholen. In dem SEPA-Last-
schriftmandat müssen die folgenden Erklärungen des Zahlers ent-
halten sein:

	̶ Ermächtigung des Kunden durch den Zahler, Zahlungen vom 
Konto des Zahlers mittels SEPA-Basislastschrift einzuziehen, 
und

	̶ Weisung des Zahlers an seinen Zahlungsdienstleister, die 
vom Kunden auf das Konto des Zahlers gezogenen SEPA-
Basislastschriften einzulösen.

Der Kunde muss hierzu den als Anlage B.1 beigefügten Text oder 
einen inhaltsgleichen Text in einer Amtssprache der in Anlage D ge-
nannten Staaten und Gebiete gemäß den Vorgaben des European 
Payments Council (siehe: www.europeanpaymentscouncil.eu) ver-
wenden.

Zusätzlich müssen folgende Angaben im Mandat enthalten sein:

	̶ Name des Kunden, seine Adresse und seine Gläubiger-Iden-
tifikationsnummer (diese wird für in Deutschland ansässige 
Kunden von der Deutschen Bundesbank vergeben, siehe 
http://glaeubiger-id.bundesbank.de),

	̶ Angabe, ob das Mandat für wiederkehrende Zahlungen oder 
eine einmalige Zahlung gegeben wird,

¹Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
²Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
³Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.

	̶ Name des Zahlers oder Bezeichnung gemäß Anlage C Num-
mer 2,

	̶ Kundenkennung des Zahlers (siehe Nummer 2.2),

	̶ Zeichnung durch den Zahler sowie

	̶ Datum der Zeichnung durch den Zahler.

Die vom Kunden individuell vergebene Mandatsreferenz

	̶ bezeichnet in Verbindung mit der Gläubiger-Identifikations-
nummer das jeweilige Mandat eindeutig,

	̶ ist bis zu 35 alphanumerische Stellen lang und

	̶ kann bereits im Mandat enthalten sein oder muss dem Zahler 
nachträglich bekannt gegeben werden.

Über die genannten Daten hinaus kann das SEPA-Lastschriftmandat 
zusätzliche Angaben enthalten.

2.4.2 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat 

(1)	Der Kunde kann eine vor dem 1. Februar 2014 erteilte Einzugs-
ermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat nutzen. Dazu müssen 
die folgenden Voraussetzungen vorliegen:

	̶ Der Zahler hat dem Kunden als Zahlungsempfänger eine 
schriftliche Einzugsermächtigung erteilt, mit der er den 
Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen von seinem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen.

	̶ Der Zahler und dessen Zahlungsdienstleister haben verein-
bart, dass

	̶ der Zahler mit der Einzugsermächtigung zugleich sei-
nen Zahlungsdienstleister anweist, die vom Zahlungs-
empfänger auf sein Konto gezogenen Lastschriften 
einzulösen, und

	̶ diese Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftman-
dat genutzt werden kann.

(2)	Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten 
enthalten:

	̶ Bezeichnung des Zahlungsempfängers,

	̶ Bezeichnung des Zahlers,

	̶ Kundenkennung nach Nummer 2.2 oder Kontonummer 
und Bankleitzahl des Zahlers. Über die Autorisierungsdaten 
hinaus kann die Einzugsermächtigung zusätzliche Angaben 
enthalten. 

(3)	Vor dem ersten SEPA-Basislastschrifteinzug hat der Kunde den 
Zahler über den Wechsel vom Einzug per Einzugsermächti-
gungslastschrift auf den Einzug per SEPA-Basislastschrift unter 
Angabe von Gläubiger-Identifikationsnummer und Mandatsrefe-
renz in Textform zu unterrichten. Auf Nachfrage der Bank hat der 
Kunde die Unterrichtung des Zahlers nach Satz 1 in geeigneter 
Weise nachzuweisen. 

(4)	Die erste SEPA-Basislastschrift, die nach dem Wechsel von der 
Einzugsermächtigungslastschrift erfolgt, wird als Erstlastschrift 
gekennzeichnet. Im Datensatz der eingereichten Lastschriften ist 
als Datum der Unterschrift des Zahlers das Datum der Unterrich-
tung des Zahlers nach Absatz 3 anzugeben.

2.4.3 Aufbewahrungspflicht

Der Kunde ist verpflichtet, das vom Zahler erteilte SEPA-Lastschrift-
mandat – einschließlich Änderungen – in der gesetzlich vorgege-
benen Form aufzubewahren. Nach Erlöschen des Mandats ist dieses 
noch für einen Zeitraum von mindestens 14 Monaten, gerechnet 
vom Einreichungsdatum der letzten eingezogenen Lastschrift, auf-
zubewahren.

2.4.4 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats durch einen Zahler 

Widerruft ein Zahler gegenüber dem Kunden ein SEPA-Lastschrift-
mandat, darf der Kunde keine weiteren SEPA-Basislastschriften 
mehr auf Grundlage dieses SEPA-Lastschriftmandats einziehen.

Erhält der Kunde eine SEPA-Basislastschrift mit dem Rückgabegrund 
„no mandate/unauthorised transaction“ zurück, teilt der Zahlungs-
dienstleister des Zahlers damit dem Kunden mit, dass der Zahler das 
dem Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat. Der 
Kunde darf dann keine weiteren SEPA-Basislastschriften mehr auf 
Grundlage dieses SEPA-Lastschriftmandats einziehen.



 49

C | Geschäftsbedingungen

01 | Vorabinformationen und Allgemeine Geschäftsbedingungen | 20251001

2.5	 Ankündigung des SEPA-Basislastschrift-Einzugs

Der Kunde hat dem Zahler spätestens 14 Kalendertage vor der Fäl-
ligkeit der SEPA-Basislastschrift-Zahlung den SEPA-Basislastschrift- 
Einzug anzukündigen (z. B. durch Rechnungsstellung); Kunde und 
Zahler können auch eine andere Frist vereinbaren. Bei wiederkeh-
renden Lastschriften mit gleichen Lastschriftbeträgen genügen eine 
einmalige Unterrichtung des Zahlers vor dem ersten Lastschriftein-
zug und die Angabe der Fälligkeitstermine.

2.6	 Einreichung der SEPA-Basislastschrift

(1)	Das vom Zahler erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim 
Kunden als Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisie-
rungsdaten und etwaige zusätzliche Angaben in den Datensatz 
zur Einziehung von SEPA-Basislastschriften. Der jeweilige Last-
schriftbetrag und der Fälligkeitstag der Lastschriftzahlung wer-
den vom Kunden angegeben. Wird die SEPA-Basislastschrift auf 
ein Konto des Zahlers außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums⁴ gezogen, ist im Datensatz zusätzlich die Anschrift des 
Zahlers anzugeben.

(2)	Der Kunde übermittelt elektronisch den Datensatz zur Einzie-
hung der SEPA-Basislastschrift unter Beachtung der vereinbarten 
Einreichungsfristen an die Bank. Die Lastschrift ist gemäß Anlage 
C zu kennzeichnen. Der Zahlungsdienstleister des Zahlers (Zahl-
stelle) ist berechtigt, die Lastschrift nach der Kennzeichnung zu 
bearbeiten.

(3)	Fällt der im Datensatz vom Kunden angegebene Fälligkeitstag auf 
keinen TARGET2-Geschäftstag⁵, ist die Bank berechtigt, den fol-
genden TARGET2-Geschäftstag als Fälligkeitstag im Lastschrift-
datensatz anzugeben.

(4)	Reicht der Kunde zu einem SEPA-Lastschriftmandat in einem 
Zeitraum von 36 Monaten (gerechnet vom Fälligkeitstermin der 
zuletzt vorgelegten SEPA-Basislastschrift) keine SEPA- Basislast-
schrift ein, hat er Lastschrifteinzüge auf Basis dieses Mandats zu 
unterlassen und ist verpflichtet, ein neues SEPA- Lastschriftman-
dat einzuholen, wenn er zukünftig SEPA-Basislastschriften von 
dem Zahler einziehen möchte. Die Bank ist nicht verpflichtet, die 
Einhaltung der Maßnahmen in Satz 1 zu prüfen.

(5)	Die Bank wird die rechtzeitig und ordnungsgemäß eingereichte 
SEPA-Basislastschrift so an den Zahlungsdienstleister des Zahlers 
übermitteln, dass die Verrechnung an dem im Lastschriftdaten-
satz enthaltenen Fälligkeitstag ermöglicht wird.

2.7	 Ausführung des Zahlungsvorgangs und Rücklastschriften

(1)	Der Zahlungsdienstleister des Zahlers leitet den von ihm dem 
Konto des Zahlers aufgrund der SEPA-Basislastschrift belasteten 
Lastschriftbetrag der Bank zu. 

(2)	Bei einer von dem Zahlungsdienstleister des Zahlers nicht ein-
gelösten oder wegen des Erstattungsverlangens des Zahlers 
zurückgegebenen Lastschrift macht die Bank die Vorbehaltsgut-
schrift beziehungsweise Gutschrift rückgängig. Dies geschieht 
unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsab-
schluss erteilt wurde.

⁴Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
⁵TARGET2 steht für Trans-European Automated Real-time Gross Settlement Express Transfer System. TARGET2 ist täglich außer samstags, sonntags, an Neujahr, am Karfreitag und 
Ostermontag, am 1. Mai sowie am 25. und 26. Dezember geöffnet.
⁶Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
⁷Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
⁸Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.

3.1	 Wesentliche Merkmale des SEPA-Firmenlastschriftverfah-
rens

Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren richtet sich nach dem „SEPA 
Business to Business Direct Debit Scheme Rulebook“ des European 
Payments Council. Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann nur 
von Zahlern genutzt werden, die keine Verbraucher sind.

Mit dem SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann ein Zahler über sei-
nen Zahlungsdienstleister an den Zahlungsempfänger Zahlungen 
in Euro innerhalb des Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsver-
kehrsraums („Single Euro Payments Area“, SEPA)⁶ bewirken.

Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Firmenlastschrift

	̶ müssen der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienst-
leister das SEPA-Firmenlastschriftverfahren nutzen,

3.	 SEPA-Firmenlastschrift

	̶ muss der Zahler vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungs-
empfänger das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat erteilen und

	̶ muss der Zahler seinem Zahlungsdienstleister die Erteilung 
des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats bestätigen.

Der Kunde als Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvor-
gang aus, indem er über die Bank dem Zahlungsdienstleister des 
Zahlers die Lastschriften vorlegt.

Der Zahler kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer 
SEPA- Firmenlastschrift von seinem Zahlungsdienstleister keine Er-
stattung des seinem Konto belasteten Lastschriftbetrages verlangen.

3.2	 Kundenkennungen

Für das Verfahren hat der Kunde

	̶ die ihm von der Bank erteilte IBAN – und bei grenzüber-
schreitenden Lastschrifteinzügen in Staaten außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums⁷ zusätzlich den BIC – als sei-
ne Kundenkennung sowie

	̶ die ihm vom Zahler mitgeteilte IBAN – und bei grenzüber-
schreitenden Lastschrifteinzügen in Staaten außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums⁸ zusätzlich den BIC des Zah-
lungsdienstleisters des Zahlers – als die Kundenkennung des 
Zahlers zu verwenden.

Die Bank ist berechtigt, den Einzug der Lastschriften ausschließlich 
auf Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennungen durchzu-
führen.

3.3	 Übermittlung von Lastschriftdaten

Bei SEPA-Firmenlastschriften können die Lastschriftdaten auch über 
das Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide 
Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien 
und Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und 
in den USA weitergeleitet werden. 

3.4	 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat

3.4.1 Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats (SEPA 
      Business-to-Business Direct Debit Mandate)

Der Kunde muss vor Einreichung von SEPA-Firmenlastschriften vom 
Zahler ein SEPA-Firmenlastschrift-Mandat einholen. In dem SEPA- 
Firmenlastschrift-Mandat müssen die folgenden Erklärungen des 
Zahlers enthalten sein:

	̶ Ermächtigung des Kunden, Zahlungen vom Konto des Zah-
lers mittels SEPA-Firmenlastschrift einzuziehen, und

	̶ Weisung des Zahlers an seinen Zahlungsdienstleister, die 
vom Kunden auf das Konto des Zahlers gezogenen SEPA-
Firmenlastschriften einzulösen.

Der Kunde muss hierzu den als Anlage B.2 beigefügten Text oder 
einen inhaltsgleichen Text in einer Amtssprache der in Anlage D ge-
nannten Staaten und Gebiete gemäß den Vorgaben des European 
Payments Council (siehe: www.europeanpaymentscouncil.eu) ver-
wenden.

Zusätzlich müssen folgende Angaben im Mandat enthalten sein:

	̶ Name des Kunden, seine Adresse und seine Gläubiger-Iden-
tifikationsnummer (diese wird für in Deutschland ansässige 
Kunden von der Deutschen Bundesbank vergeben, siehe 
http://glaeubiger-id.bundesbank.de),

	̶ Angabe, ob das Mandat für wiederkehrende Zahlungen oder 
eine einmalige Zahlung gegeben wird,

	̶ Name des Zahlers,

	̶ Kundenkennung des Zahlers (siehe Nummer 3.2),

	̶ Zeichnung durch den Zahler sowie

	̶ Datum der Zeichnung durch den Zahler.
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Die vom Kunden individuell vergebene Mandatsreferenz

	̶ bezeichnet in Verbindung mit der Gläubiger-Identifikations-
nummer das jeweilige Mandat eindeutig,

	̶ ist bis zu 35 alphanumerische Stellen lang und

	̶ kann bereits im Mandat enthalten sein oder muss dem Zahler 
nachträglich bekannt gegeben werden. Über die genannten 
Daten hinaus kann das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat zu-
sätzliche Angaben enthalten.

3.4.2 Aufbewahrungspflichten

Der Kunde ist verpflichtet, das vom Zahler erteilte SEPA-Firmen-
lastschrift- Mandat – einschließlich Änderungen – in der gesetzlich 
vorgegebenen Form aufzubewahren. Nach Erlöschen des Mandats 
ist dieses noch für einen Zeitraum von mindestens 14 Monaten, ge-
rechnet vom Einreichungsdatum der letzten eingezogenen Last-
schrift, aufzubewahren. 

3.5	 Ankündigung des SEPA-Firmenlastschrift-Einzugs

Der Kunde hat dem Zahler spätestens 14 Kalendertage vor der 
Fälligkeit der SEPA-Firmenlastschrift-Zahlung den SEPA-Firmen-
lastschrift-Einzug anzukündigen (z. B. durch Rechnungsstellung); 
Kunde und Zahler können auch eine andere Frist vereinbaren. Bei 
wiederkehrenden Lastschriften mit gleichen Lastschriftbeträgen ge-
nügt eine einmalige Unterrichtung des Zahlers vor dem ersten Last-
schrifteinzug und die Angabe der Fälligkeitstermine.

3.6	 Einreichung der SEPA-Firmenlastschrift 

(1)	Das vom Zahler erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Mandat verbleibt 
beim Kunden. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und et-
waige zusätzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von 
SEPA-Firmenlastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag und der 
Fälligkeitstag der Lastschriftzahlung werden vom Kunden ange-
geben. Wird die SEPA-Firmenlastschrift auf ein Konto des Zahlers 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums⁹ gezogen, ist im 
Datensatz zusätzlich die Anschrift des Zahlers anzugeben.

⁹Liste der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Staaten und Gebiete siehe Anlage D.
¹⁰Siehe Fußnote 5.
*Gemäß Nummer 2.4.1 der „Bedingungen für den Lastschrifteinzug“ ist der Text des SEPA-Lastschriftmandats verbindlich.
¹¹Die Angabe kann bei Zahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) entfallen.

(2)	Der Kunde übermittelt elektronisch den Datensatz zur Einzie-
hung der SEPA-Firmenlastschrift unter Beachtung der verein-
barten Einreichungsfristen an die Bank. Die Lastschrift ist gemäß 
Anlage C zu kennzeichnen. Der Zahlungsdienstleister des Zah-
lers (Zahlstelle) ist berechtigt, die Lastschrift nach der Kennzeich-
nung zu bearbeiten. 

(3)	Fällt der im Datensatz vom Kunden angegebene Fälligkeitstag auf 
keinen TARGET2-Geschäftstag¹⁰, ist die Bank berechtigt, den fol-
genden TARGET2-Geschäftstag als Fälligkeitstag im Lastschrift-
datensatz anzugeben. 

(4)	Reicht der Kunde zu einem SEPA-Firmenlastschrift-Mandat in 
einem Zeitraum von 36 Monaten (gerechnet vom Fälligkeitster-
min der zuletzt vorgelegten SEPA-Firmenlastschrift) keine SEPA-
Firmenlastschrift ein, hat er Lastschrifteinzüge auf Basis dieses 
Mandats zu unterlassen und ist verpflichtet, ein neues SEPA-
Firmenlastschrift-Mandat einzuholen, wenn er zukünftig SEPA-
Firmenlastschriften von dem Zahler einziehen möchte. Die Bank 
ist nicht verpflichtet, die Einhaltung der Maßnahmen in Satz 1 zu 
prüfen.

(5)	Die Bank wird die rechtzeitig und ordnungsgemäß eingereichte 
SEPA-Firmenlastschrift so an den Zahlungsdienstleister des Zah-
lers übermitteln, dass die Verrechnung an dem im Lastschriftda-
tensatz enthaltenen Fälligkeitstag ermöglicht wird.

3.7	 Ausführung des Zahlungsvorgangs und Rücklastschriften

(1)	Der Zahlungsdienstleister des Zahlers leitet den von ihm dem 
Konto des Zahlers aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift belaste-
ten Lastschriftbetrag der Bank zu. 

(2)	Bei einer von dem Zahlungsdienstleister des Zahlers nicht einge-
lösten Lastschrift macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift rück-
gängig. Dies geschieht unabhängig davon, ob in der Zwischen-
zeit ein Rechnungsabschluss erteilt wurde.

Anlage A

Einreichungsfristen

Anlage B.1*

Text für das SEPA-Lastschriftmandat an den Zahlungsempfänger

SEPA-Basislastschrift siehe Preis- und Leistungsverzeichnis

SEPA-Firmenlastschrift siehe Preis- und Leistungsverzeichnis

Die Geschäftstage sind im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ bestimmt.

SEPA-Lastschriftmandat

Ich ermächtige/Wir ermächtigen [Name des Zahlungsempfängers], Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich meinen/weisen wir unseren Zahlungsdienstleister an, die von [Name des Zahlungsempfängers] auf 
mein/unser Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann/Wir können innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem/unserem Zahlungsdienstleister vereinbarten Bedingungen.

                                                                             _ _ _ _ _ _ _ _ | _ _ _
Zahlungsdienstleister des Zahlers (Name und BIC¹¹)

IBAN: _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _

Ort, Datum, Unterschrift(en) der/des Zahler(s)



 51

C | Geschäftsbedingungen

01 | Vorabinformationen und Allgemeine Geschäftsbedingungen | 20251001

SEPA-Firmenlastschrift-Mandat

Ich ermächtige/Wir ermächtigen [Name des Zahlungsempfängers], Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Lastschrift einzu-
ziehen. Zugleich weise ich meinen/weisen wir unseren Zahlungsdienstleister an, die von [Name des Zahlungsempfängers] auf mein/
unser Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Dieses Lastschriftmandat dient nur dem Einzug von Lastschriften, die auf Konten von Unternehmen gezogen sind.

Ich bin/Wir sind nicht berechtigt, nach der erfolgten Einlösung eine Erstattung des belasteten Betrages zu verlangen. Ich bin/Wir sind

berechtigt, meinen/unseren Zahlungsdienstleister bis zum Fälligkeitstag anzuweisen, Lastschriften nicht einzulösen.

                                                                             _ _ _ _ _ _ _ _ | _ _ _
Zahlungsdienstleister des Zahlers (Name und BIC¹²)

IBAN: _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _

Ort, Datum, Unterschrift(en) der/des Zahler(s)

Anlage B.2**

Text für das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat an den Zahlungsempfänger

**Gemäß Nummer 3.4.1 der „Bedingungen für den Lastschrifteinzug“ ist der Text des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats verbindlich.
¹²Die Angabe kann bei Zahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) entfallen.

2. Name des Zahlers gemäß Nummer 2.4.1 Absatz 3 dritter Spiegelstrich

Sofern ein Lastschriftmandat für eine SEPA-Basis-Lastschrift („Local Instrument“ enthält „CORE“) am POS (Point Of Sale/Kartenterminal) aus 
Bankkartendaten generiert wird und soweit der Name des Zahlers nicht verfügbar ist, können zur Identifizierung des Zahlers anstelle des 
Namens auch Daten der Karte wie folgt angegeben werden: Konstante/CDGM (Card Data Generated Mandate), gefolgt von /Kartennummer, 
/Kartenfolgenummer und /Verfalldatum der Karte (vierstellig im Format JJMM). Soweit die Kartennummer nicht verfügbar ist, ist die PAN 
zu verwenden. Um eine gleiche Feldlänge Kartennummer/PAN zu bewirken, ist die Kartennummer linksbündig mit Nullen auf 19 Stellen 
aufzufüllen.

Anlage C

1. Kennzeichnung der jeweiligen Lastschriftverfahren im Datensatz

Verfahren Kennzeichnung des Datensatzes

SEPA-Basislastschrift „CORE“ im Element „Code“ der Elementgruppe 
„Local instrument“

SEPA-Firmenlastschrift „B2B“ im Element „Code“ der Elementgruppe 
„Local instrument“

Anlage D

Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)

Mitgliedstaaten der Europäischen Union:

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, 
Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.

Weitere Staaten:

Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete (Drittstaaten der SEPA)

Andorra, Guernsey, Insel Man, Jersey, Monaco, Saint-Pierre und Miquelon, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von 
Großbritannien und Nordirland.



X.	 Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im 
SEPA-Basislastschriftverfahren

Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Basislastschrift über sein Konto bei der Bank gelten folgende 
Bedingungen.

1.	 Allgemein

1.1	 Begriffsbestimmung

Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zah-
lungsvorgang zu Lasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe 
des jeweiligen Zahlungsbetrags vom Zahlungsempfänger angege-
ben wird. 

1.2	 Entgelte und deren Änderungen

1.2.1 Entgelte für Verbraucher

Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“.

Änderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden 
spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 
in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg 
vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege ange-
boten werden. Die von der Bank angebotenen Änderungen werden 
nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung 
über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleis-
tung hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die 
Bank mit dem Kunden nur ausdrücklich treffen.

Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag 
(Girovertrag) richtet sich nach Nummer 12 Absatz 5 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.

1.2.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind

Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die 
keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 
12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

2.1	 Allgemein

2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basislastschriftverfahrens

Mit dem SEPA-Basislastschriftverfahren kann der Kunde über die 
Bank an den Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des 
Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single 
Euro Payments Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im An-
hang genannten Staaten und Gebiete. Für die Ausführung von Zah-
lungen mittels SEPA-Basislastschriften muss

	̶ der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister 
das SEPA-Basislastschriftverfahren nutzen und

	̶ der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfän-
ger das SEPA-Lastschriftmandat erteilen.

Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, 
indem er über seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschrif-
ten vorlegt.

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer 
SEPA-Basislastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem 
Zeitpunkt der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank 
die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrags verlangen.

2.1.2 Kundenkennungen

Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN¹ und bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums² zusätzlich den BIC³ der Bank als seine Kunden-
kennung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die 

2.	 SEPA-Basislastschrift

Bank berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Basislastschrift 
ausschließlich auf Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennung 
auszuführen. Die Bank und die weiteren beteiligten Stellen führen 
die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschrift-
datensatz vom Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung an-
gegebenen IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen außer-
halb des EWR zusätzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten

Bei SEPA-Basislastschriften können die Lastschriftdaten auch über 
das Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide 
Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien 
und Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und 
in den USA weitergeleitet werden. 

2.2	 SEPA-Lastschriftmandat

2.2.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit 
Mandate)

Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Lastschrift-
mandat. Damit autorisiert er gegenüber seiner Bank die Einlösung 
von SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfängers. Das Mandat 
ist schriftlich oder in der mit seiner Bank vereinbarten Art und Weise 
zu erteilen. In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zu-
stimmung enthalten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zah-
lungsdienstleister und etwaige zwischengeschaltete Stellen die für 
die Ausführung der Lastschrift notwendigen personenbezogenen 
Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, übermitteln und speichern. 

In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden Erklärungen 
des Kunden enthalten sein:

	̶ Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom 
Konto des Kunden mittels SEPA-Basislastschrift einzuziehen, 
und

	̶ Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein 
Konto gezogenen SEPA-Basislastschriften einzulösen.

Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Autorisierungsdaten 
enthalten:

	̶ Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
	̶ eine Gläubigeridentifikationsnummer,
	̶ Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung, 
	̶ Name des Kunden (sofern verfügbar),
	̶ Bezeichnung der Bank des Kunden und
	̶ seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat 
zusätzliche Angaben enthalten.

2.2.2 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat

Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugsermächtigung 
erteilt, mit der er den Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen 
von seinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich 
damit die Bank an, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto ge-
zogenen Lastschriften einzulösen. Mit der Einzugsermächtigung 
autorisiert der Kunde gegenüber seiner Bank die Einlösung von 
Lastschriften des Zahlungsempfängers. Diese Einzugsermächtigung 
gilt als SEPA-Lastschriftmandat. Sätze 1 bis 3 gelten auch für vom 
Kunden vor dem Inkrafttreten dieser Bedingungen erteilte Einzugs-
ermächtigungen. Die Einzugsermächtigung muss folgende Autori-
sierungsdaten enthalten:

	̶ Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
	̶ Name des Kunden,
	̶ Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Kontonummer 

und Bankleitzahl des Kunden.
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¹International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
²Mitgliedstaaten siehe Anhang.
³Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).



Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung 
zusätzliche Angaben enthalten.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats

Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklärung 
gegenüber dem Zahlungsempfänger oder seiner Bank – möglichst 
schriftlich – mit der Folge widerrufen werden, dass nachfolgende 
Zahlungsvorgänge nicht mehr autorisiert sind.

Erfolgt der Widerruf gegenüber der Bank, wird dieser ab dem auf 
den Eingang des Widerrufs folgenden Geschäftstag gemäß „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ wirksam. Zusätzlich sollte dieser auch 
gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt werden, damit dieser 
keine weiteren Lastschriften einzieht.

2.2.4 Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Basislast- 
      schriften

Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlun-
gen aus SEPA-Basislastschriften zu begrenzen oder nicht zuzulas-
sen. Diese Weisung muss der Bank bis spätestens zum Ende des 
Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ vor dem 
im Datensatz der Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag zugehen. 
Diese Weisung sollte möglichst schriftlich und möglichst gegenüber 
der kontoführenden Stelle der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte diese 
auch gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt werden. 

2.3	 Einzug der SEPA-Basislastschrift auf Grundlage des 
SEPA‑Lastschriftmandats durch den Zahlungsempfänger

(1)	Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim 
Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten 
und setzt etwaige zusätzliche Angaben in den Datensatz zur Ein-
ziehung von SEPA-Basislastschriften. Der jeweilige Lastschriftbe-
trag wird vom Zahlungsempfänger angegeben. 

(2)	Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz 
zur Einziehung der SEPA-Basislastschrift unter Einschaltung sei-
nes Zahlungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser Da-
tensatz verkörpert auch die Weisung des Kunden an die Bank zur 
Einlösung der jeweiligen SEPA-Basislastschrift (siehe Nummer 
2.2.1 Sätze 2 und 4 beziehungsweise Nummer 2.2.2 Satz 2). Für 
den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank auf die für die 
Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats vereinbarte Form (siehe 
Nummer 2.2.1 Satz 3). 

2.4	 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basislastschrift

2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag 

(1)	Eingehende SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfängers 
werden am im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit dem 
vom Zahlungsempfänger angegebenen Lastschriftbetrag dem 
Konto des Kunden belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht auf ei-
nen im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesenen Ge-
schäftstag der Bank, erfolgt die Kontobelastung am nächsten 
Geschäftstag. 

(2)	Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am zwei-
ten Bankarbeitstag⁴ nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht 
(siehe Nummer 2.4.2), wenn 

	̶ der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemäß 
Nummer 2.2.3 zugegangen ist, 

	̶ der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift aus-
reichendes Guthaben auf seinem Konto oder über keinen 
ausreichenden Kredit verfügt (fehlende Kontodeckung); 
Teileinlösungen nimmt die Bank nicht vor, 

	̶ die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zah-
lungspflichtigen keinem Konto des Kunden bei der Bank 
zuzuordnen ist oder

	̶ die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im 
Lastschriftdatensatz

	̶ eine Gläubigeridentifikationsnummer fehlt oder für 
die Bank erkennbar fehlerhaft ist,

	̶ eine Mandatsreferenz fehlt,
	̶ ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
	̶ kein Fälligkeitstag angegeben ist. 

(3)	Darüber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht oder wird spä-
testens am zweiten Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme rück-

gängig gemacht (siehe Nummer 2.4.2), wenn dieser SEPA-Basis-
lastschrift eine gesonderte Weisung des Kunden nach Nummer 
2.2.4 entgegensteht.

2.4.2 Einlösung von SEPA-Basislastschriften

SEPA-Basislastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbu-
chung auf dem Konto des Kunden nicht spätestens am zweiten 
Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. 

2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder 
      Rückgängigmachung der Belastungsbuchung oder 
      Ablehnung der Einlösung 

Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belas-
tungsbuchung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung 
der Einlösung einer SEPA-Basislastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird 
die Bank den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der gemäß 
Nummer 2.4.4 vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch auf 
dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei 
wird die Bank, soweit möglich, die Gründe sowie die Möglichkeiten 
angeben, wie Fehler, die zur Nichtausführung, Rückgängigmachung 
oder Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.

Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten 
SEPA-Basislastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Num-
mer 2.4.1 Absatz 2 zweiter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4 Ausführung der Zahlung

(1)	Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem 
Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Basislastschrift des Zah-
lungsempfängers belastete Lastschriftbetrag spätestens inner-
halb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen 
Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
fängers eingeht. 

(2)	Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz 
angegebenen Fälligkeitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Ge-
schäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank, so 
beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Geschäftstag. 

(3)	Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zah-
lung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in 
der vereinbarten Häufigkeit. 

2.5	 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten 
Zahlung 

(1)	Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer 
SEPA-Basislastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem 
Zeitpunkt der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der 
Bank ohne Angabe von Gründen die Erstattung des belasteten 
Lastschriftbetrags verlangen. Dabei bringt sie das Konto wieder 
auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die 
Zahlung befunden hätte. Etwaige Zahlungsansprüche des Zah-
lungsempfängers gegen den Kunden bleiben hiervon unberührt.

(2)	Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, so-
bald der jeweilige Betrag der Lastschriftbelastungsbuchung 
durch eine ausdrückliche Genehmigung des Kunden unmittelbar 
gegenüber der Bank autorisiert worden ist. 

(3)	Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder 
fehlerhaft ausgeführten autorisierten Zahlung richten sich nach 
Nummer 2.6.2. 

2.6	 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprü-
che des Kunden

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung

Im Fall einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwen-
dungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto ab-
gebuchten Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch 
die nicht autorisierte Zahlung befunden hätte. Diese Verpflichtung 
ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an wel-
chem der Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert 
ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat.  
Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den 
Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, 
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schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 un-
verzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht 
nicht bestätigt.

2.6.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 
Ausführung von autorisierten Zahlungen 

(1)	 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer 
autorisierten Zahlung kann der Kunde von der Bank die unver-
zügliche und ungekürzte Erstattung des Lastschriftbetrages in-
soweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft 
war. Die Bank bringt dann das Konto wieder auf den Stand, auf 
dem es sich ohne den fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang 
befunden hätte. 

(2)	Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der 
Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, 
die die Bank ihm im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder 
fehlerhaften Ausführung der Zahlung in Rechnung gestellt oder 
mit denen sie das Konto des Kunden belastet hat. 

(3)	Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist in Num-
mer 2.4.4 Absatz 2 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfän-
ger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die 
Gutschrift des Lastschriftbetrags auf dem Konto des Zahlungs-
empfängers so vornimmt, als sei die Zahlung ordnungsgemäß 
ausgeführt worden. 

(4)	Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, 
wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang 
nachvollziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten. 

2.6.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1)	Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung 
kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits 
von Nummern 2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies 
gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer von ihr zwi-
schengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden 
zu vertreten. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu 
der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach 
den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang 
Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

(2)	Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese 
betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht 

	̶ für nicht autorisierte Zahlungen, 
	̶ bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
	̶ für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, 

und 
	̶ für den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der 

Kunde Verbraucher ist.

2.6.4 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.6.2 und 2.6.3 ha-
ben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, 
fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Zahlung oder 
bei einer nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen Herausgabe-
ansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadens-
ersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:

	̶ Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens 
beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden 
zu tragen haben.

	̶ Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle.

	̶ Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach 
auf den Lastschriftbetrag zuzüglich der von der Bank in Rech-
nung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich 
hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, 
ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Zahlung be-
grenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die 
die Bank besonders übernommen hat, sowie für nicht autori-
sierte Zahlungen.

2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1)	Eine Haftung der Bank nach Nummern 2.6.2 bis 2.6.4 ist in fol-
genden Fällen ausgeschlossen:

	̶ Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 
Zahlungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

	̶ Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zah-
lungsempfänger angegebenen fehlerhaften Kundenken-
nung des Zahlungsempfängers ausgeführt. In diesem Fall 
kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie 
sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den 
Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung 
des Zahlungsbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunktes 
nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden auf 
schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzu-
teilen, damit der Kunde einen Anspruch auf Erstattung des 
Zahlungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten 
nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet die 
Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewie-
sene Entgelt.

(2)	Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder 
fehlerhaft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund nicht autori-
sierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit 
einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlung 
hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn 
die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Zahlung 
entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg 
spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung 
unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach 
Nummer 2.6.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 
1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung 
dieser Frist verhindert war.

(3)	Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen An-
spruch begründenden Umstände

	̶ auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder

	̶ von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.
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Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)

Mitgliedstaaten der Europäischen Union:

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, 
Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.

Weitere Staaten:

Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete

Andorra, Guernsey, Insel Man, Jersey, Monaco, Saint-Pierre und Miquelon, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von 
Großbritannien und Nordirland.



XI.	 Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift im 
SEPA-Firmenlastschriftverfahren

Für Zahlungen des Kunden, der kein Verbraucher¹ ist, an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Firmenlastschrift über sein Konto 
bei der Bank gelten folgende Bedingungen.

1.	 Allgemein

1.1	 Begriffsbestimmung

Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zah-
lungsvorgang zu Lasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe 
des jeweiligen Zahlungsbetrags vom Zahlungsempfänger angege-
ben wird. 

1.2	 Entgelte

Bei Entgelten und deren Änderung sind die Regelungen in Nummer 
12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen maß-
geblich.

2.1	 Allgemein

2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Firmenlastschriftverfah-
rens

Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren kann nur von Kunden genutzt 
werden, die keine Verbraucher sind. Mit dem SEPA-Firmenlast-
schriftverfahren kann der Kunde über die Bank an einen Zahlungs-
empfänger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets des einheit-
lichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments Area“, 
SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im Anhang genannten Staa-
ten und Gebiete. Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-
Firmenlastschrift muss

	̶ der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister 
das SEPA-Firmenlastschriftverfahren nutzen,

	̶ der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfän-
ger das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat erteilen und

	̶ der Kunde der Bank die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-
Mandats bestätigen.

Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, 
indem er über seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschrif-
ten vorlegt.

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer 
SEPA-Firmenlastschrift von der Bank keine Erstattung des seinem 
Konto belasteten Lastschriftbetrags verlangen.

2.1.2 Kundenkennungen

Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN² und bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen (außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums³) zusätzlich den BIC⁴ der Bank als seine Kunden-
kennung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die 
Bank berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift 
ausschließlich auf Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennung 
auszuführen. Die Bank und die weiteren beteiligten Stellen führen 
die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschrift-
datensatz vom Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung an-
gegebenen IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen außer-
halb des EWR zusätzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten

Bei SEPA-Firmenlastschriften können die Lastschriftdaten auch über 
das Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide 
Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien 

2.	 SEPA-Firmenlastschrift

und Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und 
in den USA weitergeleitet werden.

2.2	 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat

2.2.1 Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats (SEPA 
Business-to-Business Direct Debit Mandate)

Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Firmenlast-
schrift-Mandat. Damit autorisiert er gegenüber seiner Bank die 
Einlösung von SEPA-Firmenlastschriften des Zahlungsempfängers. 
Das Mandat ist schriftlich oder in der mit seiner Bank vereinbarten 
Art und Weise zu erteilen. In dieser Autorisierung ist zugleich die 
ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die am Lastschrifteinzug 
beteiligten Zahlungsdienstleister und etwaige zwischengeschaltete 
Stellen die für die Ausführung der Lastschrift notwendigen perso-
nenbezogenen Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, übermitteln 
und speichern.

In dem SEPA-Firmenlastschrift-Mandat müssen die folgenden Erklä-
rungen des Kunden enthalten sein:

	̶ Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom 
Konto des Kunden mittels SEPA-Firmenlastschrift einzuzie-
hen, und

	̶ Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein 
Konto gezogenen SEPA-Firmenlastschriften einzulösen.

Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat muss folgende Angaben (Auto-
risierungsdaten) enthalten:

	̶ Bezeichnung des Zahlungsempfängers,

	̶ eine Gläubigeridentifikationsnummer,

	̶ Kennzeichnung einmalige Zahlung oder wiederkehrende 
Zahlungen,

	̶ Name des Kunden,

	̶ Bezeichnung der Bank des Kunden und

	̶ seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat 
zusätzliche Angaben enthalten.

2.2.2 Bestätigung der Erteilung eines SEPA-Firmenlastschrift- 
Mandats

Der Kunde hat seiner Bank die Autorisierung nach Nummer 2.2.1 
unverzüglich zu bestätigen, indem er der Bank folgende Daten aus 
dem dem Zahlungsempfänger erteilten SEPA-Firmenlastschrift-
Mandat übermittelt:

	̶ Bezeichnung des Zahlungsempfängers,

	̶ Gläubigeridentifikationsnummer des Zahlungsempfängers, 

	̶ Mandatsreferenz,

	̶ Kennzeichnung einmalige Zahlung oder wiederkehrende 
Zahlungen und

	̶ Datum der Unterschrift auf dem Mandat.

Hierzu kann der Kunde der Bank auch eine Kopie des SEPA-Firmen-
lastschrift-Mandats übermitteln. Über Änderungen oder die Aufhe-
bung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats gegenüber dem Zah-
lungsempfänger hat der Kunde die Bank unverzüglich, möglichst 
schriftlich, zu informieren.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats

Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat kann vom Kunden durch Er-
klärung gegenüber seiner Bank widerrufen werden. Der Widerruf 
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¹Verbraucher ist gemäß § 13 BGB jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstständigen beruflichen 
Tätigkeit zugerechnet werden kann.
²International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
³Mitgliedstaaten siehe Anhang.
⁴Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungscode).



wird ab dem auf den Eingang des Widerrufs folgenden Geschäfts-
tag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ wirksam. Der Wider-
ruf sollte möglichst schriftlich und möglichst gegenüber der kon-
toführenden Stelle der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte dieser auch 
gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt werden. Der Widerruf 
des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats erfasst bereits dem Konto des 
Kunden belastete SEPA-Firmenlastschriften nicht. Für diese gilt 
Nummer 2.2.4 Absätze 2 und 3.

2.2.4 Zurückweisung einzelner SEPA-Firmenlastschriften 

(1)	Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zah-
lungen aus bestimmten SEPA-Firmenlastschriften des Zahlungs-
empfängers nicht zu bewirken. Diese Weisung muss der Bank 
bis spätestens zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ vor dem im Datensatz der Lastschrift an-
gegebenen Fälligkeitstag zugehen. Diese Weisung sollte mög-
lichst schriftlich und möglichst gegenüber der kontoführenden 
Stelle der Bank erfolgen. Zusätzlich sollte dieser auch gegenüber 
dem Zahlungsempfänger erklärt werden. 

(2)	Am Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmenlastschrift kann 
diese nur noch zurückgewiesen werden, wenn Kunde und Bank 
dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es 
der Bank gelingt, den Lastschriftbetrag endgültig zurückzuer-
langen. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kun-
den berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
ausgewiesene Entgelt.

(3)	Nach dem Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmenlast-
schrift kann der Kunde diese nicht mehr zurückweisen.

2.3	 Einzug der SEPA-Firmenlastschrift auf Grundlage des 
SEPA‑Firmenlastschrift-Mandats durch den Zahlungsemp-
fänger

(1)	Das vom Kunden erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Mandat ver-
bleibt beim Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autori-
sierungsdaten und etwaige zusätzliche Angaben in den Daten-
satz zur Einziehung von SEPA-Firmenlastschriften. Der jeweilige 
Lastschriftbetrag wird vom Zahlungsempfänger angegeben.

(2)	Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz 
zur Einziehung der SEPA-Firmenlastschrift unter Einschaltung 
seines Zahlungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser 
Datensatz verkörpert auch die im SEPA-Firmenlastschrift-Man-
dat enthaltene Weisung des Kunden an die Bank zur Einlösung 
der jeweiligen SEPA-Firmenlastschrift (siehe Nummer 2.2.1 Sätze 
2 und 5). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank auf 
die für die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats verein-
barte Form (siehe Nummer 2.2.1 Satz 3). 

2.4	 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift 

2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag

(1)	Eingehende SEPA-Firmenlastschriften des Zahlungsempfängers 
werden am im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit dem 
vom Zahlungsempfänger angegebenen Lastschriftbetrag dem 
Konto des Kunden belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht auf ei-
nen im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesenen Ge-
schäftstag der Bank, erfolgt die Kontobelastung am nächsten 
Geschäftstag. 

(2)	Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am drit-
ten Bankarbeitstag⁵ nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht, 
wenn 

	̶ der Bank keine Bestätigung des Kunden gemäß Nummer 
2.2.2 vorliegt, 

	̶ der Bank ein Widerruf des Firmenlastschrift-Mandats ge-
mäß Nummer 2.2.3 zugegangen ist, 

	̶ der Bank eine Zurückweisung der Lastschrift des Kunden 
gemäß Nummer 2.2.4 zugegangen ist, 

	̶ der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift aus-
reichendes Guthaben auf seinem Konto oder über keinen 
ausreichenden Kredit verfügt (fehlende Kontodeckung); 
Teileinlösungen nimmt die Bank nicht vor, 

	̶ die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zah-
lungspflichtigen keinem Konto des Kunden bei der Bank 
zuzuordnen ist oder

	̶ die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im 
Lastschriftdatensatz

	̶ eine Gläubigeridentifikationsnummer fehlt oder für 
die Bank erkennbar fehlerhaft ist,

	̶ eine Mandatsreferenz fehlt,
	̶ ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
	̶ kein Fälligkeitstag angegeben ist.

2.4.2 Einlösung von SEPA-Firmenlastschriften

SEPA-Firmenlastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungs-
buchung auf dem Konto des Kunden nicht spätestens am dritten 
Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. 

2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängig-
machung der Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung

Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belas-
tungsbuchung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung 
der Einlösung einer SEPA-Firmenlastschrift (siehe Nummer 2.4.2) 
wird die Bank den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der ge-
mäß Nummer 2.4.4 vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch 
auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Da-
bei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe sowie die Möglichkei-
ten angeben, wie Fehler, die zur Nichtausführung, Rückgängigma-
chung oder Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.

Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SE-
PA-Firmenlastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Num-
mer 2.4.1 Absatz 2 vierter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4 Ausführung der Zahlung

(1)	Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem 
Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Firmenlastschrift des 
Zahlungsempfängers belastete Lastschriftbetrag spätestens in-
nerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen 
Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
fängers eingeht. 

(2)	Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz 
angegebenen Fälligkeitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Ge-
schäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank, so 
beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Geschäftstag. 

(3)	Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zah-
lung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in 
der vereinbarten Häufigkeit. 

2.5	 Ausschluss des Erstattungsanspruchs bei einer autorisier-
ten Zahlung

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer 
SEPA-Firmenlastschrift von der Bank keine Erstattung des seinem 
Konto belasteten Lastschriftbetrags verlangen; Ansprüche aus  
§ 675x BGB sind ausgeschlossen.

Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder 
fehlerhaft ausgeführten autorisierten Zahlung richten sich nach 
Nummer 2.6.2. 

2.6	 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden 

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung

Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwen-
dungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto ab-
gebuchten Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die 
nicht autorisierte Zahlung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist 
spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert ist oder die 
Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank ei-
ner zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass 
ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitge-
teilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prü-
fen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

Bei einer nicht erfolgten autorisierten Zahlung, einer fehlerhaft oder 
verspätet ausgeführten autorisierten Zahlung oder einer nicht au-
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⁵Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.



torisierten Zahlung kann der Kunde von der Bank, neben etwaigen 
Herausgabeansprüchen nach § 667 und §§ 812 ff. BGB, den Ersatz 
eines hierdurch entstehenden Schadens nach Maßgabe folgender 
Regelungen verlangen.

	̶ Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde 
den Schaden zu tragen haben.

	̶ Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich 
die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung der ersten zwischengeschalteten Stelle.

	̶ Die Haftung der Bank für Schäden ist der Höhe nach auf den 
Lastschriftbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hier-
bei um Folgeschäden handelt, ist die Haftung zusätzlich auf 
höchstens 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungs-
beschränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders 
übernommen hat, sowie für nicht autorisierte Zahlungen.

Ansprüche aus § 675y BGB sind ausgeschlossen.

2.6.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss 

(1)	Eine Haftung der Bank nach Nummer 2.6.2 ist in folgenden Fällen 
ausgeschlossen: 

	̶ Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der 
Zahlungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.

	̶ Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zah-
lungsempfänger angegebenen fehlerhaften Kundenken-
nung des Zahlungsempfängers ausgeführt. In diesem Fall 
kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie 
sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den 
Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Zahlungsbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts 
nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden auf 
schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzu-
teilen, damit der Kunde einen Anspruch auf Erstattung des 
Zahlungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten 
nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet die 
Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewie-
sene Entgelt. 

(2)	Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 und 2.6.2 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder 
fehlerhaft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund nicht autori-
sierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit 
einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlung 
hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn 
die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Zahlung 
entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg 
spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung 
unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche aus einer 
verschuldensabhängigen Haftung der Bank nach Nummer 2.6.2 
kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend ma-
chen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist 
verhindert war. 

(3)	Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen An-
spruch begründenden Umstände 

	̶ auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hät-
ten vermieden werden können, oder 

	̶ von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
herbeigeführt wurden.
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Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)

Mitgliedstaaten der Europäischen Union:

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, 
Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern.

Weitere Staaten:

Island, Liechtenstein, Norwegen.

Sonstige Staaten und Gebiete

Andorra, Guernsey, Insel Man, Jersey, Monaco, Saint-Pierre und Miquelon, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von 
Großbritannien und Nordirland.
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XII.	Entgeltbedingungen für die Verwahrung  
von Einlagen

Entgelt für die Verwahrung von
Einlagen

4.	 Zukünftige Anpassungen des Verwahrentgelts

(1)	Die Anpassung des Entgelts erfolgt entsprechend der Entwick-
lung des vereinbarten Referenzwertes, welchen die Bank an den 
vereinbarten Stichtagen überprüfen wird.

(2)	Referenzwert ist der aktuelle „Satz der Einlagefazilität“ des Euro-
systems. Der aktuelle „Satz der Einlagefazilität“ („deposit facility“) 
ist der auf der Internetseite der Europäischen Zentralbank (www.
ecb.europa.eu) veröffentlichte Zinssatz für Einlagefazilitäten der 
Europäischen Zentralbank. Ein Verwahrentgelt kommt nur dann 
zur Anwendung, wenn dieser Zinssatz und damit der Referenz-
wert negativ ist.

(3)	Das Verwahrentgelt wird bei Veränderungen des Referenzwer-
tes taggleich entsprechend angepasst. Reduziert sich der Re-
ferenzwert weiter, so erhöht sich das Entgelt um ebenso viele 
Prozentpunkte. Entsprechend sinkt das Entgelt um ebenso viele 
Prozentpunkte, wenn der Referenzwert steigt. Die Reduzierung 
des Verwahrentgelts endet, sobald der Referenzwert auf null (0) 
gestiegen ist. Das entsprechend auf null (0) reduzierte Verwahr-
entgelt verändert sich sodann bei einem Anstieg des Referenz-
wertes in den positiven Bereich nicht mehr, sondern verbleibt bei 
null (0).

(4)	Das angepasste Verwahrentgelt wird im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ bei der nächsten Aktualisierung bekannt gegeben.

(5)	Der Kunde kann die aktuelle Höhe des Referenzwertes und das 
Datum der letzten Entgeltanpassung auch auf der Internet-
seite der Bank unter www.quirinprivatbank.de/verwahrentgelt 
einsehen.

Für die Verwahrung von Einlagen auf den für den Kunden geführ-
ten Verrechnungskonten („Verwahrguthaben“) zahlt der Kunde der 
Bank pro Konto ein variables Entgelt, dessen Höhe sich aus dem 
jeweils aktuellen „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ergibt („Verwah-
rentgelt“).

1.	 Vorrang der Vermögensbetreuungshonorare

In dem Zeitraum, in dem die Bank im Rahmen der laufenden Ge-
schäftsbeziehung ein Honorar für die Vermögensverwaltung und/
oder das Zusatzdepot erhält („Vermögensbetreuungshonorar“), re-
duziert sich das Verwahrentgelt auf null (0), soweit das Verwahr-
guthaben auf den Verrechnungskonten entsprechenden Mandaten 
zuzuordnen ist. Vorbehaltlich eventuell vereinbarter Freibeträge im 
Sinne von Ziffer 1.2 zahlt der Kunde für die jeweiligen Verwahrgut-
haben so lange ein Verwahrentgelt, bis die Bank erstmalig ein Ver-
mögensbetreuungshonorar erhebt. Die Reduzierung des Verwah-
rentgelts auf null (0) endet, sobald die Verpflichtung des Kunden zur 
Zahlung eines Vermögensbetreuungshonorars entfällt (insbesonde-
re bei Beendigung des jeweiligen Mandats).

2.	 Freibeträge und Wartezeiten

(1)	Die Bank kann dem Kunden einen Freibetrag einräumen, für den 
sie kein Verwahrentgelt erhebt. 

(2)	Anstelle der Einräumung eines Freibetrags oder zusätzlich zu ei-
nem Freibetrag kann die Bank mit dem Kunden auch eine War-
tezeit vereinbaren, innerhalb derer sie kein Verwahrentgelt be-
rechnet.

(3)	Die Erhebung des Vermögensbetreuungshonorars im Rahmen 
eines von dem Kunden erteilten Beratungs- bzw. Vermögens-
verwaltungsmandats bleibt von der Gewährung von Freibeträgen 
und/oder Wartezeiten unberührt. 

3.	 Berechnung des Verwahrentgelts

(1)	Das Verwahrentgelt wird auf Grundlage des jeweiligen Verwahr-
guthabens berechnet. Maßgeblich für die Berechnung des Ver-
wahrguthabens ist der jeweils ermittelte Tagesendsaldo. In den 
Tagesendsaldo gehen alle bis zum Ende des jeweiligen Tages 
valutierten Kontobewegungen ein. Korrekturbuchungen oder 
Stornobuchungen, welche die Bank im Nachhinein vornimmt, 
werden bei der Ermittlung des Verwahrentgelts berücksichtigt.

(2)	Der jeweilige Monat wird mit den jeweils tatsächlich auf den Mo-
nat entfallenden Tagen, das Jahr mit 365 bzw. 366 (Schaltjahr) 
Tagen gerechnet (ACT-Methode).

(3)	Die Bank berechnet das Verwahrentgelt auf das den jeweiligen 
Freibetrag des Kontos übersteigende Verwahrguthaben nach-
träglich. Das Verwahrentgelt wird kaufmännisch auf zwei Nach-
kommastellen gerundet.

(4)	Soweit nichts Abweichendes vereinbart ist, wird das jeweils an-
gefallene Verwahrentgelt jeweils zum Quartalsende fällig und 
dem Konto belastet.
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XIII.	Bedingungen für die Verwahrung von 
Kundengeldern

1.	 Verwahrung von Kundengeldern

1.1	 Der Kunde erteilt der Bank die Zustimmung, Kundengelder (i) 
als Einlagen auf bei der Bank geführten Konten, (ii) bei quali-
fizierten Geldmarktfonds und/oder (iii) auf bei einer Drittbank 
(„Treuhandbank“) geführten offenen Treuhandsammelkonten 
zu verwahren (die bei einer Treuhandbank oder einem qua-
lifizierten Geldmarktfonds treuhänderisch verwahrten Kun-
dengelder werden im Folgenden gemeinsam die „Treuhand-
Guthaben” genannt). Im Rahmen der Verwahrung werden 
insbesondere die folgenden Dienstleistungen erbracht:
	̶ Auswahl der qualifizierten Geldmarktfonds und Treu-

handbanken;

	̶ Entscheidung für eine bestimmte Art der vorgenannten 
Verwahrungsmöglichkeiten für die Kundengelder des 
jeweiligen Kunden anhand bestimmter Kriterien wie des 
jeweiligen Volumens der Kundengelder, der verfügba-
ren Kapazitäten, der Konditionen, der Kundenaktivität 
einschließlich Ein- und Auszahlungen, der Steuern und 
Gebühren;

	̶ Transfer von Kundengeldern zwischen bei der Bank 
geführten Konten, qualifizierten Geldmarktfonds und/
oder bei einer Treuhandbank geführten offenen Treu-
handsammelkonten.

1.2	 Die Bank wird Kundengelder mindestens bis zur Höhe der 
jeweiligen gesetzlichen Deckungssumme nach dem Einla-
gensicherungsgesetz (derzeit 100.000 EUR pro Einleger) als 
Einlagen annehmen. 

1.3	 Unterschreiten die bei der Bank verwahrten Einlagen des 
Kunden nach Ziffer 1.2 die Deckungssumme nach dem Ein-
lagensicherungsgesetz und verwahrt die Bank auf Rechnung 
dieses Kunden zugleich Treuhand-Guthaben, wird sie den 
Bestand an Treuhand-Guthaben durch die Veräußerung von 
qualifizierten Geldmarktfonds und/oder die Einziehung von 
Guthaben von Treuhandsammelkonten bei Treuhandbanken 
reduzieren, und dadurch wieder Einlagen dieses Kunden bei 
der Bank bis zur Höhe der Deckungssumme nach dem Einla-
gensicherungsgesetz halten.

2.	 Aufteilung der Kundengelder

Bei der Aufteilung der Kundengelder geht die Bank mit der erforder-
lichen Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vor. Im Rahmen ihrer Sorg-
faltspflicht prüft die Bank laufend die Notwendigkeit der Aufteilung 
der Kundengelder auf bei der Bank geführte Konten, verschiedene 
qualifizierte Geldmarktfonds und/oder verschiedene Treuhandban-
ken. Dabei berücksichtigt die Bank unter anderem (aber nicht ab-
schließend) das Volumen der Kundengelder des jeweiligen Kunden, 
die verfügbaren Kapazitäten auf dem globalen Refinanzierungs-
markt, die Konditionen der Verwahrung (insbesondere Zinsen und 
Dividenden) und die Kundenaktivität einschließlich Ein- und Aus-
zahlungen, Steuern und Gebühren. Die Aufteilung der Kundengelder 
ist dementsprechend veränderlich und unterscheidet sich je Kunde. 
Das kann auch bedeuten, dass die Kundengelder des Kunden nur als 
Einlagen bei der Bank, nur bei einem qualifizierten Geldmarktfonds 
oder nur bei einer Treuhandbank verwahrt werden.

3.	 Gemeinsame Grundsätze für 
die Verwahrung von Treuhand- 
Guthaben

3.1	 Die Bank richtet sich bei der Verwahrung von Treuhand-
Guthaben bei qualifizierten Geldmarktfonds und/oder auf 
bei Treuhandbanken geführten offenen Treuhandsammel-
konten nach den Vorgaben des § 84 Wertpapierhandelsge-
setz (WpHG) und § 10 Wertpapierdienstleistungs-Verhaltens- 
und -Organisationsverordnung (WpDVerOV).

3.2	 Bei der Auswahl, Beauftragung und regelmäßigen Überwa-
chung von qualifizierten Geldmarktfonds und Treuhandban-
ken geht die Bank mit der erforderlichen Sorgfalt und Gewis-
senhaftigkeit vor.

3.3	 Die Bank wird Treuhand-Guthaben getrennt von eigenen Gel-
dern verwahren, indem die Bank qualifizierte Geldmarktfonds 
erwirbt und/oder dieses Geld auf offenen Treuhandsammel-
konten bei Treuhandbanken verwahrt. Dies dient dem Schutz 
der Rechte des Kunden an seinem Guthaben im Falle einer In-
solvenz der Bank und vor zweckwidrigen Einwirkungendurch 
die Bank oder von Gläubigern der Bank. Jedoch erfolgt keine 
Trennung von Treuhand-Guthaben einzelner Kunden vonei-
nander (sog. Sammelverwahrung, vgl. Ziffer 6.3). Dennoch 
ist das Guthaben des jeweiligen Kunden grundsätzlich vor 
dem Zugriff von Gläubigern eines anderen Kunden geschützt. 
Die Bank trifft hierfür entsprechende Vorkehrungen, um die 
Rechte des Kunden an seinem Guthaben zu schützen (vgl. 
Ziffer 6.2).

4.1	 Die Bank wird Kundengelder nur bei solchen qualifizierten 
Geldmarktfonds verwahren, die den Anforderungen des § 10 
Abs. 9 WpDVerOV entsprechen. Qualifizierte Geldmarktfonds 
sind Investmentvermögen, die in Deutschland oder einem an-
deren Staat des EWR nach Maßgabe der Richtlinie 2009/65/
EG (OGAW-Richtlinie) zugelassen oder einer Aufsicht über 
Vermögen zur gemeinschaftlichen Kapitalanlage unterstellt 
sind, deren primäres Anlageziel in der Erhaltung des einge-
zahlten Kapitals (zuzüglich etwaiger Erträge) besteht und die 
deshalb ausschließlich in erstklassige Geldmarktinstrumente, 
die eine bestimmte Restlaufzeit haben, oder in Bankgutha-
ben investieren sowie bestimmte weitere Voraussetzungen 
erfüllen. Für die Einzelheiten wird auf § 10 Abs. 9 WpDVerOV 
verwiesen. Weitere Informationen erhalten Kunden darüber 
hinaus auch in den Basisinformationsblättern der jeweiligen 
qualifizierten Geldmarktfonds, die die Bank auf ihrer Webseite 
zur Verfügung stellt.

4.2	 Die Verwahrung von Kundengeldern bei qualifizierten Geld-
marktfonds erfolgt durch den Erwerb von Anteilen an den 
betreffenden Geldmarktfonds im Namen der Bank für Rech-
nung des Kunden. Die Bank wird die Anteile an qualifizierten 
Geldmarktfonds entweder auf bei der Bank selbst geführten 
Treuhand-Sammeldepots oder bei einer Treuhandbank ge-
führten Treuhand-Sammeldepots für den Kunden verwahren. 
Der Kunde weist die Bank an, das Kundengeld entsprechend 
den in diesen Bedingungen für die Verwahrung von Kun-
dengeldern festgelegten Maßstäben auch durch den Erwerb 
und die Veräußerung von qualifizierten Geldmarktfonds zu 
verwahren.

4.	 Verwahrung bei qualifizierten 
Geldmarktfonds 
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7.	 Kontoauszüge

Treuhand-Guthaben werden dem Kunden auf den zur Verfügung 
gestellten Kontoauszügen ausgewiesen. Dabei wird auch angege-
ben, wo die Treuhand-Guthaben verwahrt werden.

8.	 Verfügbarkeit des Guthabens

8.1	 Das Guthaben des Kunden (d. h. sowohl das als Einlagen ver-
wahrte Guthaben als auch das Treuhand-Guthaben) ist für die 
Abwicklung von Wertpapiergeschäften im Rahmen der von 
der Bank angebotenen Wertpapierdienstleistungen frei ver-
fügbar.

8.2	 Der Kunde kann jederzeit eine Auszahlung aus dem Guthaben 
über ein auf ihn lautendes Zahlungskonto bei der Bank ver-
langen, sofern es nicht bereits für ausstehende Transaktionen 
(etwa andere Handelsaufträge, Auszahlungen, Sparpläne) be-
nötigt wird, die bereits in Auftrag gegeben sind.

8.3	 Die Bank kann zum Zwecke einer Auszahlung von Kunden-
geldern gegebenenfalls Treuhand-Guthaben auf das bei der 
Bank geführte Konto, auf dem sie Kundengelder als eigene 
Einlagen führt, einziehen und im Anschluss – gegebenenfalls 
zusammen mit weiteren Guthaben – auf ein bei einer Dritt-
bank geführtes Konto des Kunden auszahlen. Eine Auszah-
lung von Kundengeldern kann auch vollständig aus Gutha-
ben, das auf bei der Bank geführten Konten verwahrt wird, 
oder aus Treuhand-Guthaben erfolgen. Die Art der Auszah-
lung wird von der Bank entsprechend den Vorgaben aus Ziffer 
2 bestimmt.

8.4	 Eine unmittelbare Verfügung des Kunden über Treuhand-
Guthaben bei der Treuhandbank ist nicht möglich. Ein An-
spruch auf eine direkte Übertragung von Treuhand-Guthaben 
von der Treuhandbank auf ein bei einer Drittbank geführtes 
Konto (ohne vorherige Buchung auf das bei der Bank geführte 
Konto) besteht nicht. Vielmehr bedarf es zunächst einer Ein-
ziehung durch die Bank, die sodann die Überweisung auf das 
bei der Drittbank geführte Konto des Kunden ausführt.

6.	 Verwahrung auf 
Treuhandsammelkonten

6.1	 Die Bank wird Kundengelder nur auf offenen Treuhandsam-
melkonten verwahren, die bei Kreditinstituten mit Sitz in 
einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums („EWR”) 
geführt werden und die Mitglied eines gesetzlichen Ein-
lagensicherungssystems sind, welches von der Richtlinie 
2014/49/EU erfasst wird oder ein mindestens vergleichba-
res hohes Schutzniveau aufweist und jeweils die auf offenen 
Treuhandsammelkonten verwahrten Kundengelder schützt. 
Weitere Informationen erhält der Kunde in den Informations-
bögen der jeweiligen Treuhandbanken, die die Bank auf ihrer 
Webseite zur Verfügung stellt.

6.2	 Zum Zwecke des Schutzes der Rechte des Kunden an seinem 
Guthaben (siehe Ziffer 3.3) wird die Bank interne organisato-
rische Vorkehrungen und Vereinbarungen mit den Treuhand-
banken treffen, um durch Aufzeichnungen und eine korrekte 
Buchführung (d. h. insbesondere durch die buchhalterische 
Trennung der Kundengelder im Rahmen des internen Kun-
denkontensystems) jederzeit eine Zuordnung der Guthaben 
auf den Treuhandsammelkonten zu den einzelnen Kunden zu 
gewährleisten und um die Aufzeichnungen der Bank regel-
mäßig mit den Aufzeichnungen der Treuhandbanken abglei-
chen zu können.

5.	 Risikohinweise betreffend 
qualifizierte Geldmarktfonds

5.1	 Geldmarktfonds investieren überwiegend in Geldmarkttitel 
(z. B. Termingelder) und liquide Wertpapiere mit kurzer Rest-
laufzeit und hoher Bonität. Aufgrund der vergleichsweise 
hohen Sicherheit schreibt der Gesetzgeber in § 84 WpHG für 
Wertpapierinstitute, die keine Erlaubnis zur Entgegennahme 
von Einlagen haben, die Verwahrung von Kundengeldern bei 
qualifizierten Geldmarktfonds oder auf Treuhandkonten bei 
Treuhandbanken auch vor.

5.2	 Eine Investition in qualifizierte Geldmarktfonds ist jedoch 
nicht risikolos. Auch bei den erstklassigen Geldmarktinstru-
menten, in die der qualifizierte Geldmarktfonds investiert, 
kann es zu Kursverlusten oder gar Totalausfällen kommen. In 
Abhängigkeit von den Marktbewegungen kann es daher bei 
den Anteilen an dem qualifizierten Geldmarktfonds zu Kurs- 
bzw. Wertverlusten kommen. Im Unterschied zu Einlagen bei 
einer Bank oder Treuhand-Guthaben bei einer Treuhandbank 
unterliegen die Anteile an qualifizierten Geldmarktfonds Wert-
schwankungen und können sich auch negativ entwickeln, mit 
der Folge, dass der Betrag der so verwahrten Kundengelder 
abnehmen kann.

5.3	 Die in qualifizierten Geldmarktfonds verwahrten Kunden-
gelder unterliegen darüber hinaus keiner (gesetzlichen oder 
freiwilligen) Einlagensicherung. Im Falle der Insolvenz des 
Verwalters des qualifizierten Geldmarktfonds sind die Kun-
dengelder daher nicht durch ein Einlagensicherungssystem 
geschützt. Das bei qualifizierten Geldmarktfonds investierte 
Kapital ist jedoch Sondervermögen und somit im Falle der 
Insolvenz des Verwalters des qualifizierten Geldmarktfonds 
grundsätzlich aussonderungsfähig. Ebenfalls trägt der Kunde 
im Hinblick auf Kundengelder, die in qualifizierte Geldmarkt-
fonds investiert wurden, nicht das Insolvenzrisiko der Bank.

6.3	 § 84 Abs. 2 Satz 1 WpHG sieht grundsätzlich eine treuhänderi-
sche Einzelverwahrung der Kundengelder vor. Hierdurch soll 
der Zugriff des Kunden durchgehend sichergestellt werden 
und das Kundengeld vor einem unberechtigten Zugriff durch 
die Bank und andere Kunden geschützt werden. Hiervon ab-
weichend weist der Kunde die Bank an, seine Kundengelder 
auf einem Treuhandsammelkonto zu verwahren. Aufgrund 
der in Ziffer 6.2 genannten Vorkehrungen der Bank ist das 
Schutzinteresse des Kunden auch bei der Verwahrung auf ei-
nem Treuhandsammelkonto gewährleistet.

6.4	 Zur Verwahrung von Kundengeldern auf offenen Treu-
handsammelkonten übermittelt die Bank personenbezogene 
Daten des Kunden sowie Informationen über die Höhe von 
Kundengeldern an die jeweilige Treuhandbank. Dies ist insbe-
sondere erforderlich, um die ordnungsgemäße Sicherung der 
auf offenen Treuhandsammelkonten verwahrten Kundengel-
der durch das für die jeweilige Treuhandbank zuständige Ein-
lagensicherungssystem zu gewährleisten. Der Kunde befreit 
die Bank insoweit auch vom Bankgeheimnis (zum Bankge-
heimnis siehe AGB Banken unter Abschnitt C. I. 2. (1)).

6.5	 Die Verwahrung von Kundengeldern auf offenen Treu-
handsammelkonten unterliegt keinen Marktrisiken wie die 
Verwahrung bei qualifizierten Geldmarktfonds (siehe Zif-
fer 5). Risiken können sich jedoch bei einer Insolvenz der 
Treuhandbank ergeben, insbesondere wenn das Guthaben 
des Kunden bei der betreffenden Treuhandbank die Gren-
zen der gesetzlichen Einlagensicherung überschreitet. 
Für die Berechnung der sicherungsfähigen Einlagen sind 
sämtliche Einlagen des Kunden bei der Treuhandbank zu ad-
dieren (siehe hierzu unten Ziffer 11).

4.3	 Die Auswahl, Beauftragung und Überwachung der qualifizier-
ten Geldmarktfonds, d. h. die Investition in die qualifizierten 
Geldmarktfonds, erfolgt nach den Vorgaben des WpHG und 
der WpDVerOV, die Verwaltung und Investition der Kunden-
gelder durch die qualifizierten Geldmarktfonds erfolgt jedoch 
nach den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die für OGAW 
gelten. Die Bank weist daher darauf hin, dass die bei qualifi-
zierten Geldmarktfonds verwahrten Kundengelder entspre-
chend den in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften be-
treffend bestimmte OGAW adressierten Schutzstandards und 
daher nicht entsprechend den Schutzstandards des WpHG 
und nicht entsprechend der WpDVerOV gehalten werden.
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12.	Vertragsbeendigung

12.1	 Diese Bedingungen gelten, bis die Geschäftsbeziehung mit 
dem Kunden beendet ist und die Kundengelder vollständig 
abgezogen worden sind.

12.2	 Eine separate Kündigung dieser Bedingungen ist nicht mög-
lich.

11.	Einlagensicherung für offene 
Treuhandsammelkonten

11.1	 Auf offenen Treuhandsammelkonten verwahrte Kundengel-
der werden durch das für die jeweilige Treuhandbank zustän-
dige Einlagensicherungssystem gesichert. Verwahrt die Bank 
Kundengelder aufgeteilt bei mehreren Treuhandbanken, ist 
das jeweilige Guthaben des Kunden bis zu einer Höhe von 
100.000 EUR pro Treuhandbank gesichert. Eingezahlte Kun-
dengelder können daher – nach der Aufteilung auf verschie-
dene Treuhandbanken – auch durch unterschiedliche Einla-
gensicherungen gesichert sein.

11.2	 In Einzelfällen können durch Verwahrung von Kundengeldern 
auf offenen Treuhandsammelkonten die bei einer Treuhand-
bank anwendbaren Einlagensicherungsgrenzen überschritten 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn der Kunde anderweiti-
ges Guthaben bei der Treuhandbank hält. Das bedeutet, dass 
das Treuhand-Guthaben um den Betrag, welcher die jeweils 
anwendbare Einlagensicherungsgrenze überschreitet, nicht 
durch das entsprechende Einlagensicherungssystem ge-
schützt wird. Der Kunde trägt in diesem Fall für die die Si-
cherungsgrenzen übersteigenden Beträge das Risiko einer 
Insolvenz der Treuhandbank.

11.3	 Der Kunde beauftragt und bevollmächtigt die Bank im Fall 
einer Insolvenz einer Treuhandbank oder in einem sonstigen 
Entschädigungsfall, treuhänderisch seine Ansprüche auf Ent-
schädigung der entschädigungsfähigen Einlagen (einschließ-
lich etwaiger Zinsansprüche) gegen die für die Treuhandbank 
zuständigen Einlagensicherungssysteme im Namen des 
Kunden geltend zu machen, Zahlungen entgegenzunehmen 
und über die Forderung außergerichtlich zu verfügen (Einzie-
hungsvollmacht). Der Anspruch verbleibt dabei beim jeweili-
gen Kunden.

11.4	 Gewährte Entschädigungen der Einlagen wird die Bank nach 
Maßgabe dieser Bedingungen für die Verwahrung von Kun-
dengeldern weiter verwahren. 

10.	Erträge auf Treuhand-Guthaben; 
Behaltensklausel

10.1	 Die Bank weist darauf hin, dass auf Treuhand-Guthaben Er-
träge oder Entgelte bzw. Kosten für die Bank anfallen können. 
Erträge können Zinsen und sonstige Erträge für bei qualifizier-
ten Geldmarktfonds oder auf offenen Treuhandsammelkon-
ten verwahrte Kundengelder sein.

10.2	 Erwartungsgemäß können sich Erträge oder Entgelte bzw. 
Kosten an einem oder mehreren verschiedenen Referenz-
zinssätzen orientieren, die ausschließlich zugunsten institu-
tioneller Anleger wie der Bank angeboten werden. Dies um-
fasst z. B. (nicht abschließende Aufzählung):
	̶ Leitzinssatz für Einlagen (Einlagefazilität) der Europäi-

schen Zentralbank

	̶ Euro Short-Term Rate (€STR)

	̶ Euro Interbank Offered Rate (EURIBOR).

Die tatsächlich angefallenen Erträge oder Entgelte bzw. Kos-
ten können – insbesondere aufgrund von Auf-/Abschlägen, 
Gebühren und Rabatten – niedriger oder höher sein.

10.3	 Im Gegenzug für die von der Bank für das Treuhand-Gutha-
ben nach Maßgabe der Ziffer 9 gezahlten Zinsen verzichtet 
der Kunde auf Herausgabe der Zinsen und der sonstigen 
Erträge im Sinne der Ziffer 10.1, die die Bank von den qua-
lifizierten Geldmarktfonds und/oder den Treuhandbanken 
erhält. Ein Anspruch des Kunden gegen die Bank auf Her-
ausgabe der Zinsen und sonstigen Erträge entsteht nicht. 
Insoweit handelt es sich um eine von der gesetzlichen Re-
gelung des Rechts der Geschäftsbesorgung (§§ 675, 667 
BGB, § 384 HGB) abweichende Vereinbarung (ausschließ-
lich für den Bereich der Verwahrung von Kundengeldern als 
Treuhand-Guthaben). Der Einbehalt der Zinsen und sonsti-
gen Erträge ermöglicht der Bank das gleichmäßige Angebot 
der Verzinsung für die von der Bank angebotenen Konten 
sowie eine kosteneffiziente Gebührenstruktur für die von der 
Bank angebotenen Dienstleistungen. Ohne diese Vereinba-
rung müsste die Bank die Erträge herausgeben und würde die 
Gebühren für ihre Leistungen erhöhen. Die Bank kann jedoch 
regelmäßig höhere Erträge aus den Treuhand-Guthaben er-
wirtschaften als der Kunde selbst, dem statt der in Ziffer 10.2 
genannten Referenzzinssätze regelmäßig nur geringere Kon-
ditionen für Privatkunden angeboten werden, basierend z. B. 
auf den Effektivzinssätzen für Sichteinlagen privater Haushal-
te in Deutschland. Mithin würde die Gebührenerhöhung die 
herausgegebenen Erträge voraussichtlich übersteigen. Dieses 
Ergebnis wäre schlussendlich für den Kunden nachteilig. 

9.	 Verzinsung des Treuhand- 
Guthabens durch die Bank

Die Bank zahlt für das Treuhand-Guthaben Zinsen zu denjenigen 
Konditionen, die für das von dem Kunden gewählte Kontoangebot 
bei der Bank gelten. Die aktuelle Höhe der jeweiligen variablen Ver-
zinsung ist auf der Webseite der Bank unter https://www.quirinpri-
vatbank.de/variabler-zinssatz-guthabenverzinsung abrufbar.


